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Erstes  Buch. 

Titel  I. 

Ober  die  strafbaren  Handlungen  und  die  Unstände,  weiche  die  etrafreoiit- 

liobe  Verantwortlicbiieit  aussohilefsen,  mildem  oder  erheben. 

Über  die  Delikte. 

Art.  1.  Eine  strafbare  Handlung  oder  Delikt  ist  jede  Torsätzliche 
Handlung  oder  Unterlassung,  welche  dnrch  das  Gesetz  bestraft  wird. 

Handlangen  oder  Unterlassungen,  welche  durch  das  Gesetz  bestraft 
werden,  werden  stets  als  Torsätzliche  angesehen,  falls  nicht  das  Gegenteil 
feststeht. 

Wer  eine  strafbare  Handlung  begeht,  wird  dafür  zur  Verantwortung 
gezogen  und  mit  der  Strafe  belegt,  welche  das  Gesetz  vorschreibt,  selbst 
wenn  der  yerbrecherische  Erfolg  eine  andre  Person  trifft,  als  diejenige, 
welche  zu  verletzen  er  sich  vorgenommen  hatte.  In  diesem  Falle  werden 
die  Gründe,  welche  dem  Thäter  nicht  bekannt  waren  und  seine  Straf- 
barkeit erhohen  würden,  nicht  in  Betracht  gezogen,  dagegen  diejenigen, 
welche  sie  mildem. 

Art.  2.  Diejenigen  Handlungen  oder  Unterlassungen,  welche,  wenn 
eie  in  vorsätzlicher  Absicht  oder  böswilliger  Weise  begangen  werden,  ein 
Delikt  bedeuten  würden,  lassen  ein  Quasidelikt  entstehen,  wenn  derjenige, 
welcher  sie  begeht,  nur  fahrlässigerweise  gehandelt  hat. 

Art.  3.  Die  Delikte  teilt  man  hinsichtlich  ihrer  Schwere  ein  in 
Verbrechen,  Vergehen  und  Übertretungen;  sie  kennzeichnen  sich  als  solche 
nach  der  Strafe,  welche  für  sie  nach  der  allgemeinen  Stufenfolge  des 
Art.  21  festgesetzt  ist. 

Art  4.  Die  Einteilung  der  Delikte  findet  auch  Anwendung  auf  die 
Qnasidelikte,  welche  man  kennzeichnet  und  in  den  besonderen  Fällen  straft, 
welche  das  Gesetz  bestimmt. 

Art.  5.  Das  chilenische  Strafrecht  ist  verbindlich  für  alle  Bewohner 
der  Bepublik  mit  Einschlufs  der  Fremden.  Die  Verbrechen,  welche  be- 
gangen werden  innerhalb  des  zum  Lande  gehörigen  oder  angrenzenden 
Seegebietes,  sind  den  Bestimmungen  dieses  Staatsgesetzes  unterworfen. 

Art.  6.  Die  Verbrechen  oder  Vergehen,  welche  auTserhalb  des  Ge- 
bietes der  Republik  von  Chilenen  oder  Fremden  begangen  werden,  werden 
nicht  in  Chile  bestraft,  auTser  in  den  durch  das  Gesetz  bestimmten  Fällen. 

Art  7.    Strafbar  sind  nicht  nur  das  vollendete  Verbrechen  oder 
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vollendete  Vergehen,  sondern  auch  das  fehlgeschlagene  Verbrechen  nnd 
der  Versuch. 

Ein  fehlgeschlagenes  Verbrechen  oder  Vergehen  liegt  vor,  wenn  der 
Thäter  seinerseits  alle  notwendigen  Bedingungen  gesetzt  hat,  um  das 
Verbrechen  oder  Vergehen  zu  vollenden,  dieses  aber  nicht  zur  Ausführung 
kommt  aus  Gründen,  die  vom  Willen  des  Thäters  unabhängig  sind. 

Versuch  liegt  vor,  wenn  der  Schuldige  die  Ausführung  des  Ver- 
brechens oder  Vergehens  durch  hierauf  gerichtete  Handlungen  beginnt, 
aber  zur  Vollendung  noch  eine  oder  mehr  Handlungen  fehlen. 

Art.  8.  Komplott  und  Anstiftung  zur  Begehung  eines  Verbrechens 
oder  Vergehens  sind  nur  dann  strafbar,  wenn  das  Gesetz  sie  besonders 
-bestraft. 

Ein  Komplott  besteht,  wenn  zwei  oder  mehr  Personen  sich  zur  Aus- 
führung eines  Verbrechens  oder  Vergehens  verabreden. 

Anstiftung  liegt  vor,  wenn  derjenige,  welcher  sich  entschlossen  hat, 
ein  Verbrechen  oder  Vergehen  ins  Werk  zu  setzen,  die  Ausführung  des- 
selben einer  oder  mehreren  andern  Personen  vorschlägt. 

Es  befreit  von  jeder  Strafe  für  Komplott  oder  Anstiftung  ein  Ver- 
brechen oder  Vergehen  zu  begehen  das  Abstehen  von  der  Ausführung 
desselben,  bevor  man  angefangen  hat  sie  ins  Werk  zu  setzen  und  bevor 
gegen  den  Schuldigen  das  gerichtliche  Verfahren  eröffnet  ist,  falls  derselbe 
der  Behörde  seinen  Plan  nnd  seine  Umstände  mitteilt. 

Art  9.  Übertretungen  (faltas)  werden  nur  bestraft,  wenn  sie  vol- 
lendet sind. 

§2. 
Gründe,  welche  die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit 
ausschliefsen. 
Art.  10.    Von  der  strafrechtlichen  Verantwortlichkeit  sind  ausge- 
schlossen: 

1.  der  Wahnsinnige  oder  Blödsinnige,  falls  er  nicht  in  einem  lichten 
Zwischenraum  g[ehandelt  hat,  sowie  derjenige,  welcher  aus  einem  von 
seinem  Willen  unabhängigen  Grunde  seiner  Vernunft  völlig  beraubt  ist. 

Wenn  ein  Wahnsinniger  oder  Blödsinniger  eine  That  begangen  haben 
sollte,  welche  das  Gesetz  als  Verbrechen  kennzeichnet  oder  in  Wiederholung 
von  solchen  verfallt,  welche  Vergehen  bedeuten,  so  soll  der  Gerichtshof 
seine  Einschliefsung  in  eine  der  Anstalten  anordnen,  welche  für  derartige 
Kranke  bestimmt  sind,  und  welche  er  nicht  ohne  vorherige  Ermächtigung 
des  Gerichtes  verlassen  darf. 

Andernfalls  soll  er  einer  Familie  unter  der  Bürgschaft  der  Bewachung 
übergeben  werden,  und  so  lange  besagte  Bürgschaft  nicht  geleistet  wird, 
die  Bestimmung  im  vorigen  Absatz  befolgt  werden. 

2.  Wer  das  10.  Lebensjahr  noch  nicht  erreicht  hat. 

3.  Wer  älter  als  10,  aber  jünger  als  16  Jahre  ist,  falls  nicht  fest- 
steht, dafs  er  mit  Einsicht  gehandelt  hat. 

Das  Gericht  wird  sich  besonders  über  diesen  Punkt  erklären  müssen, 
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4.  Derjenige,  der  in  Verteidigung  seiner  Person  oder  Rechte  handelt, 
immer  unter  der  Bedingung,  dafs  folgende  Umstände  zusammenwirken: 

a)  rechtswidriger  Angriff, 

b)  yemunftgemäfse  Notwendigkeit  des  Mittels,  welches  angewandt 
ist,  um  denselben  zu  verhindern  oder  abzuweisen, 

c)  Fehlen  einer  hinreichenden  Herausforderung  von  selten  des  sich 
Verteidigenden. 

Es  wird  angenommen,  dafs  diese  3  Umstände  zutreffen  hinsichtlich 
desjenigen,  der  während  der  Nacht  die  Ersteigung  oder  Zerstörung  der 
^Einfriedigungen,  Mauern  oder  Eingänge  eines  Hauses  oder  eines  bewohnten 
Handteiles  oder  der  zugehörigen  Räumlichkeiten  verhindert,  wie  beschaffen 
auch  immer  der  Schade  sein  möge,  den  er  dem  Angreifer  verursacht. 

5.  Derjenige,  der  in  Verteidigung  der  Person  oder  Rechte  seines 
Ehegatten  handelt,  seiner  legitimen  Blutsverwandten  in  der  ganzen  ge- 
raden Linie  und  in  der  Seitenlinie  bis  zum  vierten  Grade  einschliefslich, 
seiner  legitimen  Verschwägerten  in  der  ganzen  geraden  Linie  und  in  der 
Seitenlinie  bis  zum  zweiten  Grade  einschliefslich,  seiner  natttrlichen  Eltern 
oder  Kinder  oder  seiner  anerkannten  illegitimen,  immer  unter  Voraus- 
setzung des  Zusammentreffens  der  unter  voriger  Nummer  vorgeschriebenen 
Bedingungen  1  und  2,  und  derjenigen,  dafs  falls  von  Seiten  des  Ange- 
^ffenen  eine  Herausforderung  voranging,  der  Verteidiger  sich  hieran 
nicht  beteiligt  hat. 

6.  Derjenige,  der  in  Verteidigung  der  Person  und  Rechte  eines 
Fremden  handelt,  unter  der  Voraussetzung  des  Eintreffens  der  unter  voriger 
Nummer  besprochenen  Bedingungen,  sowie  derjenigen,  dafs  der  Verteidiger 
nicht  durch  Rache  oder  Hafs  oder  einen  andern  gesetzwidrigen  Grund 
getrieben  wurde. 

7.  Derjenige,  der,  um  ein  Übel  zu  vermeiden,  eine  Handlung  vor- 
nimmt, welche  an  fremdem  Eigentum  Schaden  verursacht,  unter  der  Be- 
dingung, dafs  folgende  Voraussetzungen  eintreffen: 

a)  Vorhandensein  oder  drohende  Gefahr  des  Übels,  um  dessen  Be- 
seitigung es  sich  handelt 

b)  Das  Übel  mufs  gröfser  sein  als  dasjenige,  welches  verursacht  ist, 
um  jenes  zu  vermeiden. 

c)  Es  darf  kein  andres  ausführbares  und  weniger  nachteiliges  Mittel 
geben,  um  das  Übel  oder  die  Gefahr  zu  verhüten. 

8.  Derjenige,  der  bei  Gelegenheit  der  Ausführung  einer  erlaubten 
That  bei  der  Anwendung  der  notwendigen  Sorgfalt  durch  reinen  Zufall 
einen  Schaden  herbeiführt. 

9.  Derjenige,  der  durch  eine  unwiderstehliche  Gewalt  getrieben  oder 
von  unüberwindlicher  Furcht  bewogen,  handelt. 

10.  Derjenige,  welcher  handelt  in  Erfüllung  einer  Pflicht,  der  ge- 
setzlichen Ausübung  eines  Rechtes,  Amtes  oder  Autorität. 

11.  Der  Ehegatte,  welcher  seine  Ehefrau  bei  dem  Verbrechen  des 
Ehebruchs  auf  frischer  That  überrascht  und  sie  und  ihren  Komplizen  so- 
fort tötet,  verwundet  oder  mifshandelt,  wofern  die  schlechte  Aufführung 
des  Ehemannes  nicht  die  Verfehlung  jener  entschuldbar  macht. 
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Wenn  er  nur  eine  der  beiden  Personen  tötet,  verwundet  oder  mifs- 
handelt,  ohne  der  andern  Schaden  zu  yemrsachen,  oder  wenn  er  der  einen 
einen  g^eringeren  zufüget,  so  soll  nichtsdestoweniger  die  Exemtion  von 
der  strafrechtlichen  Verantwortlichkeit  hinsichtlich  des  Ehegatten  statt 
finden,  wofern  nicht  feststeht,  dafs  er  absichtlich  so  gehandelt  hat  oder 
dafs  die  Umstände  der  That  es  offenkundig  machen. 

12.  Derjenige,  der  sich  irgend  einer  Unterlassung  schuldig  macht, 
weil  er  durch  einen  gesetzmäfsigen  oder  unüberwindlichen  Grund  ge- 
hindert wird. 

13.  Derjenige,  der  ein  Quasidelikt  begeht,  aufser  in  den  Fällen,  die 
ausdrücklich  vom  Gesetz  bestraft  werden. 

§3. 
Über  die  Umstände,  welche  die  strafrechtliche 
Verantwortlichkeit  mildern. 
Art.  11.    Mildernde  Umstände  sind: 

1.  Die  im  vorigen  Artikel  genannten,  wenn  nicht  alle  diejenigen  not- 
wendigen Erfordernisse  zusammentreffen,  um  die  Verantwortlichkeit  in 
den  betreffenden  Fällen  auszuschliefsen. 

2.  Falls  der  Schuldige  jünger  als  18  Jahre  ist. 

3.  Falls  unmittelbar  von  Seiten  des  Verletzten  eine  Herausforderung 
oder  Drohung  vorhergegangen  ist,  welche  zu  dem  Delikt  im  Verhältnis 
steht. 

4.  Falls  die  That  begangen  ist  in  baldigster  Vergeltung  einer 
schweren  Beleidigung  gegenüber  dem  Thäter  selbst,  seinem  Ehegatten, 
seinen  legitimen  Verwandten  durch  Blutsverwandtschaft  oder  Verschwäge- 
rung in  der  gesamten  geraden  Linie  und  in  der  Seitenlinie  bis  zum  zweiten 
Grade  einschliefslich,  den  natürlichen  Eltern  oder  Kindern  sowie  den 
illegitimen  anerkannten  Kindern. 

5.  Wenn  auf  so  mächtige  Anreize  hin  gehandelt  ist,  dafs  sie  natur- 
gemäfser  Weise  Verwirrung  und  Verblendung  hervorgebracht  haben. 

6.  Wenn  die  frühere  Führung  des  Thäters  untadelhaft  gewesen  ist. 

7.  Wenn  er  sich  mit  Eifer  bemüht  hat,  den  verursachten  Schaden 
wieder  gut  zu  machen  oder  seine  weiteren  verderblichen  Folgen  zu  ^ver- 
hindern. 

8.  Wenn  er  sich  angezeigt  und  das  Verbrechen  bekannt  hat,  obwohl 
er  vermittelst  Flucht  oder  Versteckens  das  gerichtliche  Verfahren  hätte 
zu  nichte  machen  können. 

9.  Wenn  aus  dem  Prozesse  sich  gegen  den  Angeschuldigten  kein 
andres  Beweismittel  als  sein  freiwilliges  Geständnis  ergiebt. 

10.  Wenn  er  aus  Liebe  zu  einer  gerechten  Sache  gehandelt  hat. 

§4. 
Über  die  Umstände,  welche  die  strafrechtliche 
Verantwortlichkeit  erschweren. 
Art.  12.    Erschwerende  Umstände  sind: 
1.  Wenn  das  Delikt  gegen  Personen  mit  Heimtücke  begangen  wird 


und  zwar  wird  angenommen,  dafs  diese  vorhanden  ist,  wenn  verräterisch 
oder  aus  dem  Hinterhalt  gebandelt  wird. 

2.  Wenn  es  begangen  wird  um  einen  Preis,  eine  Belohnung  oder  ein 
Versprechen. 

3.  Wenn  das  Delikt  begangen  wird  vermittelst  Überschwemmung, 
Brandstiftung,  Vergiftung  oder  andre  künstliche  Mittel,  welche  grofse 
Verheerungen  anrichten  oder  andre  Personen  schädigen  können. 

4.  Wenn  das  Übel  des  Deliktes  überlegter  Weise  vergröfsert  wird, 
indem  andre  für  seine  Ausführung  nicht  notwendige  Übel  verursacht  werden. 

5.  Wenn  bei  den  Delikten  gegen  Personen  mit  ersichtlicher  Vorher- 
flberlegung  gehandelt  wird  oder  wenn  List,  Betrug  oder  Verkleidung  an- 
gewendet werden. 

6.  Wenn  der  Thäter  die  Überlegenheit  seines  Geschlechts,  seiner 
Kräfte  oder  der  Waffen  unter  Bedingungen  mifsbraucht,  wo  der  Ange- 
gnffene  sich  nicht  mit  Aussicht  auf  erfolgreiche  Abwehr  verteidigen  konnte. 

7.  Wenn  das  Delikt  mit  Vertrauensbruch  begangen  wird. 

8.  Wenn  der  Schuldige  den  öffentlichen  Amtscharakter  geltend  ge- 
macht hat,  den  er  etwa  besitzt. 

9.  Wenn  Mittel  angewendet  oder  Umstände  herbeigeführt  werden, 
welche  den  eigentlichen  Wirkungen  der  That  die  Schande  hinzufügen. 

10.  Wenn  die  That  bei  Gelegenheit  von  Feuersbrunst,  Schiffbruch, 
Aufruhr,  Auflauf  oder  Volksbewegung  oder  einer  andern  Kalamität  oder 
von  Unfällen  begangen  wird. 

11.  Wenn  die  That  ausgeführt  wird  mit  Hilfe  bewaffneter  Mannschaft 
oder  von  Personen,  welche  die  Straflosigkeit  sichern  oder  verschaffen. 

12.  Wenn  sie  in  der  Nacht  oder  an  einsamen  Orten  ausgeführt  wird. 
Das  Gericht  soll  diesen  Umstand  je  nach  der  Natur  und  den  Begleit- 
umständen der  That  in  Betracht  ziehen  oder  auch  nicht. 

13.  Wenn  die  That  ausgeführt  wird  in  Mifsachtung  oder  Verletzung 
der  öffentlichen  Behörde  oder  an  dem  Orte,  an  welchem  sie  sich  in  Aus- 
führung ihrer  Amtsthätigkeit  befindet. 

14.  Wenn  das  Delikt  begangen  wird,  während  man  eine  Strafe  ver- 
büfst,  oder  nachdem  man  sich  ihr  entzogen  hat  und  während  des  Zeit- 
raumes, in  dem  man  für  den  Bruch  des  Strafvollzuges  bestraft  werden  kann. 

15.  Wenn  der  Schuldige  früher  wegen  Delikten  bestraft  ist,  für  die 
das  Gesetz  eine  gleiche  oder  höhere  Strafe  festsetzt. 

16.  Wenn  der  Thäter  in  dem  Verbrechen  derselben  Gattung  rück- 
fällig ist. 

17.  Wenn  die  That  an  einem  Orte  begangen  wird,  welcher  zur  Aus- 
übung eines  in  der  Republik  erlaubten  Kultus  bestimmt  ist. 

18.  Wenn  die  That  ausgeführt  wird  unter  Verletzung  oder  Mifs- 
achtung des  Respektes,  welchen  der  Angegriffene  wegen  seiner  Würde, 
Stellung,  seines  Alters  oder  Geschlechts  verdient  oder  in  seiner  (des  Ange- 
griffenen) Wohnung,  falls  er  den  Vorgang  nicht  provoziert  hat. 

19.  Wenn  die  That  ausgeführt  ist  vermittelst  Einbruch  oder  Er- 
steigung eines  eingefriedigten  Ortes. 
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§5. 
Über  die  Umstände,  welche  die  strafrechtliche  Verantwortung 
mildern  oder  erschweren,  je  nach  der  Natur  oder  den  Begleit- 
erscheinungen der  That. 
Art.  13.  Ein  mildernder  oder  erschwerender  Umstand,  je  nach  der 
Natur  oder  den  Begleitumständen  des  Deliktes  ist:  wenn  der  Verletzte 
Ehegatte,  legitimer  Anverwandter  durch  Blutsverwandtschaft  oder  Ver- 
schwägerung in  der  ganzen  Hauptlinie  und  in  der  Nebenlinie  bis  zum 
zweiten  Grade  einschliefslich,  wenn  er  natürlicher  Vater  oder  natürliches 
oder  anerkanntes  illegitimes  Kind  des  Angreifers  ist. 

Titel  IL 
Ober  die  strafverantwortlichen  Personen. 

Art.  14.    Straf  verantwortlich  sind: 

1.  die  Thäter, 

2.  die  Gehilfen, 

3.  die  Begünstiger. 

Art.  15.    Als  Thäter  betrachtet  man: 

1.  Diejenigen,  die  an  der  Ausführung  der  That  teilnehmen,  sei  es 
auf  unmittelbare  und  direkte  Weise,  sei  es  dadurch,  dafs  sie  die  Abwen- 
dung des  Verbrechens  verhindern  oder  zu  verhindern  sich  bemühen. 

2.  Diejenigen,  welche  unmittelbar  einen  andern  zwingen  oder  dahin 
bringen,  die  That  auszuführen. 

3.  Diejenigen,  welche,  nachdem  sie  sich  zur  Begehung  verabredet, 
die  Mittel  erleichtern,  mit  denen  die  That  ausgeführt  wird  oder  dabei 
sind,  ohne  unmittelbar  daran  teil  zu  nehmen. 

Art.  16.  Gehilfen  sind  diejenigen,  welche  im  vorigen  Artikel  nicht 
mit  einbegrifTen  an  der  Ausführung  der  That  durch  vorhergegangene  oder 
gleichzeitige  Handlungen  mitwirken. 

Art.  17.  Begünstiger  sind  diejenigen,  welche  unter  Kenntnis  des 
Vorhabens  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  oder  der  zum  Zweck  der 
Ausführung  derselben  vorgenommenen  Handlungen,  ohne  selbst  an  der 
That  als  Urheber  oder  Gehilfen  teil  genommen  zu  haben,  nach  der  Aus- 
führung auf  irgend  eine  der  folgenden  Art  und  Weisen  thätig  werden: 

1.  Indem  sie  in  eigener  Person  den  Delinquenten  helfen  oder  ihnen 
die  Mittel  erleichtem,  damit  sie  sich  die  Früchte  des  Verbrechens  oder 
Vergehens  zu  Nutze  machen. 

2.  Durch  Verbergen  oder  Unbrauchbarmachung  des  corpus  delicti, 
(Objektes  der  That)  der  Gegenstände  oder  Instrumente  des  Verbrechens 
oder  Vergehens,  um  die  Entdeckung  zu  verhindern. 

3.  Durch  Beherbergen,  Verdecken  oder  Erleichterung  der  Flucht  der 
Schuldigen,  falls  eine  von  folgenden  Bedingungen  eintrifft: 

a)  Die  Handlung  unter  Mifsbrauch  öflfentlicher  Amtshandlungen 
seitens  der  Begünstiger  geschieht. 

b)  Der  Delinquent  des  Verrates,  Vatermordes,  Menschenmordea 
schuldig  ist,  begangen  unter  einem  der  erschwerenden  Umstände, 
welche  die  Nummern  1,  2,  3,  4,  5,  6,  9  und  10  des  Artikels  12 


ausdrücken,  falls  sie  dem  Begünstiger  bekannt  waren  oder  der 
Delinquent    als   gewohnheitsmäfsiger  Begeher   derartiger   Ver- 
brechen oder  Vergehen  bekannt  ist. 
4.  Durch  gewohnheitsmäfsiges,   wissentliches  Aufnehmen,  Bewirten, 
Beschützen  der  Missethäter,  auch  ohne  Kenntnis  der  bestimmten  Ver- 
brechen oder  Vergehen,  welche  sie  begangen  haben  oder  durch  Erleichte- 
rung der  Mittel  sich   zu  versammeln  öder  ihre  Waffen  oder  Gegenstände 
zu    verbergen,  oder  durch  Beschaffung  von  Hilfen  oder  Nachrichten  zur 
Warnung,  Vorsicht  oder  Rettung. 

Ausgenommen  von  den  den  Begünstigern  auferlegten  Strafen  sind 
diejenigen,  welche  handeln  für  ihren  Ehegatten  oder  legitimen  Blutsver- 
wandten oder  Verschwägerten  in  der  ganzen  geraden  Linie  und  in  der 
Seitenlinie  bis  zum  zweiten  Grade  inklusive,  ihre  natürlichen  Eltern  oder 
Kinder  oder  ihre  anerkannten  illegitimen  Kinder  mit  Ausnahme  derjenigen, 
welche  unter  Nummer  1  dieses  Artikels  verstanden  werden. 

Titel  III. 
Ober  die  Strafen. 

Über  die  Strafen  im  allgemeinen. 

Art.  18.  Kein  Delikt  soll  mit  andrer  Strafe  belegt  werden,  als  der, 
welche  ein  Gesetz  angiebt,  das  vor  Begehung  der  That  gesetzmäfsig  ver- 
kündet ist 

Wenn  nach  Begehung  eines  Verbrechens  und  bevor  der  Urteilsspruch 
verkündet  ist,  ein  andres  Gesetz  erlassen  wird,  welches  eine  derartige 
That  straflos  macht,  oder  sie  mit  einer  weniger  strengen  Strafe  belegt,  so 
soll  die  Beurteilung  sich  nach  letzterem  richten. 

Art.  19.  Verzeihung  seitens  der  angegriffenen  Partei  hebt  die  Straf- 
barkeit nicht  auf,  ausgenommen  die  Delikte,  welche  nicht  verfolgt  werden 
können  ohne  vorherige  Anzeige  oder  Zustimmung  des  Verletzten. 

Art.  20.  Nicht  als  Strafen  werden  betrachtet  die  Untersuchungshaft, 
die  Suspendierung  von  öffentlichen  Ämtern,  die  von  den  Behörden  in  Aus- 
übung ihrer  Vollmachten  oder  durch  das  Gericht  während  des  Prozesses 
oder  während  der  Untersuchung  angeordnet  werden  und  auch  nicht  die  Geld- 
strafen und  sonstigen  Mafsregeln,  welche  die  Vorgesetzten  den  ihnen 
dienstlich  und  amtlich  Untergeordneten  in  Ausübung  der  Disziplinargewalt 
oder  Verwaltungsvollmacht  auferlegen. 

§2. 
Klassifikation  der  Strafen. 
Art  21.    Die  Strafen,  welche  in  Übereinstimmung  mit  diesem  G^ 
setzbuch  auferlegt  werden  können  und  ihre  verschiedenen  Abstufungen 
sind  diejenigen,  welche  umfafst  folgende  allgemeine 

Strafenleiter: 
Strafen  für  Verbrechen. 
Todesstrafe. 
Lebenslängliches  Zuchthaus. 
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Lebenalängliches  Oef&ngnis. 

Znohthaas  ersten  Qrades^). 

Gefängnis  ersten  Grades. 

Lebenslängliche  relegacion'). 

Confinamiento  ersten  Grades'). 

Estrafiamiento  ersten  Grades'). 

Relegacion  ersten  Grades'). 

Dauernde  absolute  Unfähigkeit  zu  Ämtern  und  öffentlichen  Stellungen, 
politischen  Hechten  und  betitelten  Berufsarten. 

Dauernde  spezielle  Unfähigkeit  zu  irgend  einem  bestimmten  Amt 
oder  öffentlichen  Stellung  oder  betitelten  Berufen. 

Absolute  zeitliche  Unföhigkeit  zu  Ämtern  und  öffentlichen  Stellungen 
und  offiziellen  Berufen. 

Spezielle  zeitliche  Unföhigkeit  für  ein  bestimmtes  Amt  oder  eine 
öffentliche  Stellung  oder  einen  offiziellen  Beruf. 

Strafen  für  Vergehen. 
Zuchthaus  II. 
Gefängnis  II. 
Confinamiento  II'). 
Estrahamiento  II'). 
Relegacion  II'). 
Destierro'). 

Suspendierung  von  öffentlichem  Amt  oder  Beruf  oder  betitelter  Be- 
rufsart 

Strafen  für  Übertretungen. 
Haft. 
Strafen,  welche  den  drei  vorigen  Klassen  gemeinsam  sind. 
Geldstrafe. 

Verlust  oder  Einziehung  der  Instrumente  oder  Gegenstände  des  Ver- 
brechens. 

Zusatz-  oder  Nebenstrafen  für  Verbrechen  und  Vergehen. 

Kette  oder  Fufseisen. 

Einzelhaft. 

AusschHefsung  vom  Verkehr  mit  Personen,  die  nicht  zur  Strafanstalt 
gehören. 

Art.  22.  Zusatz-  oder  Nebenstrafen  sind  ebenfalls  Entsetzung  und 
Unfähigkeit  zu  Ämtern  und  öffentlichen  Stellen,  politischen  Rechten  und 
offiziellen  Berufen  in  den  Fällen,  in  denen  das  Gesetz,  ohne  sie  ausdrück- 
lich aufzuerlegen,  anordnet,  dafs  andere  Strafen  sie  mit  sich  bringen. 

Art.  23.  Kautionsstellung  und  Stellung  unter  Polizei  -  Aufsicht 
können  als  Zusatzstrafen  oder  als  Vorbengnngsmittel  in  den  besonderen 
Fällen  auferlegt  werden,  welche  dieses  Gesetz  und  die  Strafprozefsordnung 
bestimmen. 


0  Im  folgenden  wird  statt  »ersten  Grades**  stets  .1'*  gesetzt  werden, 
statt  „zweiten  Grades"  stets  „II''. 

')  Definition  dieser  Begriffe  geben  Art  38  ff. 


A.rt  34.  Jeder  yernrteilende  Sprach  in  einer  Strafsache  birgt  in 
sich  die  Yenirteilnng  zur  Tragung  der  Kosten,  Schäden  und  Nachteile 
seitens  des  Thäters,  Gehilfen,  Begünstigers  und  der  übrigen  gesetzmäfsig 
Terantwortlichen  Personen. 

§3. 
Über  Grenzen,  Natur  und  Wirkungen  der  Strafen. 

Art  25.  Die  zeitlichen  Strafen  I  dauern  von  fünf  Jahren  und  einem 
Tag  bis  zu  zwanzig  Jahren  und  die  kleineren  zeitlichen  von  61  Tagen 
bis  5  Jahren. 

Die  Strafen  der  zeitlichen  Unfähigkeit,  sowohl  der  absoluten  wie 
speziellen,  zu  Ämtern,  ö£fentlichen  Stellungen  und  betitelten  Berufen 
dauern  Ton  3  Jahren  und  1  Tag  bis  zu  10  Jahren. 

Die  Entsetzung  von  einem  öffentlichen  Amt,  Stellung  oder  betitelten 
Berufe  dauert  von  61  Tagen  bis  zu  3  Jahren. 

Die  Strafen  der  Ortsverweisung  und  Stellung  unter  Polizei-Aufsicht 
dauern  von  61  Tagen  bis  zu  5  Jahren. 

Die  Haft  dauert  von  1  bis  zu  60  Tagen. 

Die  Höhe  der  Geldstrafe,  wenn  es  sich  um  Verbrechen  handelt,  darf 
5000  Pesos  nicht  übersteigen,  bei  Vergehen  1000  Pesos  und  bei  Über- 
tretungen 100. 

Wenn  das  Gesetz  Geldstrafen  auferlegt,  deren  Berechnung  geschehen 
mnfs  mit  Rücksicht  auf  unbestimmte  Summen,  so  können  diese  nie  Über 
5000  Pesos  hinausgehen. 

Was  die  Höhe  der  Kaution  betrifft,  so  gelten  die  für  Geldstrafen 
aufgestellten  Regeln,  indem  man  ihre  Höhe  im  Verhältnis  verdoppelt,  und 
ihre  Dauer  kann  nicht  über  die  Strafzeit  oder  die  Verpflichtung  hinausgehen, 
deren  Erfüllung  sie  sichert,  oder  in  den  übrigen  Fällen  über  5  Jahre. 

Die  Daner  der  2usatzstrafen ,  Kette  oder  Fufseisen,  Einschliefstmg 
in  Einzelzelle,  oder  Ausschliefsung  vom  Verkehr  mit  Personen,  welche 
nicht  zu  der  Strafanstalt  gehören,  ist  von  61  Tagen  bis  zu  5  Jahren  und 
kann  innerhalb  dieser  Grenzen  nicht  für  länger  als  die  Hälfte  der  Zeit 
auferlegt  werden,  die  für  die  Hanptstrafe  festgesetzt  ist. 

Art.  26.  Die  Dauer  der  zeitlichen  Strafen  beginnt  mit  dem  Tage 
der  Ergreifung  des  Gefangenen. 

Strafen,  welche  andere  Zusatzstrafen  mit  sich  bringen. 

Art.  27.  Die  Todesstrafe,  unter  der  Voraussetzung,  dafs  sie  am 
Angeklagten  nicht  vollzogen  wird,  lebenslängliches  Zuchthaus,  Gefängnis 
und  Zwangsaufenthalt  innerhalb  des  Staates  bringen  mit  sich  die  absolute 
dauernde  Unfähigkeit  zu  Ämtern  und  Öffentlichen  Stellungen  und  poli- 
tischen Rechten  auf  Lebenszeit  des  Bestraften  und  Stellung  unter  PoUzei- 
aufsicbt  im  Höchstmafse,  welches  dieses  Gesetzbuch  aufstellt. 

Art  28.  Die  Strafen  Zuchthaus  I,  Gefängnis  I  und  Verbannung  I 
mit  oder  ohne  Zwangsaufenthalt  und  Zwangsaufenthalt  im  Lande  I  bringen 
die  dauernde  absolute  Unfähigkeit  zu  Ämtern  und  öffentlichen  Stellungen 
und  politischen  Rechten  und  die  absolute  Unfähigkeit  für  betitelte  Berufe 
während  der  Dauer  der  Strafe  mit  sich. 
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Art.  20.  Die  Strafen  Zuchthans  II,  Gefängnis  II,  Yerbannaug  II 
mit  oder  ohne  Zwangsanfenthalt  und  Zwangsaufenthalt  II  im  Lande  in 
ihren  Höchstmafsen  bringen  mit  sich  die  dauernde  absolute  Unfähigkeit 
zu  politischen  Hechten  und  die  absolute  Unfähigkeit  zu  öffentlichen  Ämtern 
und  Stellungen  während  der  Dauer  der  Strafe. 

Art.  30.  Die  Strafen  Zuchthaus  II,  Gefängnis  II  und  Verbannung  II 
mit  oder  ohne  Zwangsaufenthalt  und  Zwangsaufenthalt  II  im  Lande  in 
ihren  mittleren  und  Mindestmafsen  und  diejenigen  der  Ortverweisnng  und 
Haft  bringen  mit  sich  Enthebung  von  Amt  und  Öffentlicher  Stellung 
während  der  Zeit  der  Strafe. 

Art.  31.  Jede  Strafe,  mit  welcher  man  ein  Verbrechen  oder  Ver- 
gehen belegt,  bringt  den  Verlust  der  Vorteile  mit  sich,  welche  aus  dem 
Delikte  herrühren,  und  der  Instrumente,  mit  welchen  man  die  That  aus- 
führte, falls  sie  nicht  einem  Dritten  gehören,  der  für  das  Verbrechen  oder 
Vergehen  nicht  verantwortlich  ist. 

Natur  und  Wirkungen  einiger  Strafen. 

Art.  32.  Die  Zuchthausstrafe  unterwirft  den  Gefangenen  den  durch 
die  Bestimmungen  der  betreffenden  Strafanstalt  vorgeschriebenen  Arbeiten. 
Gefängnisstrafe  und  Haft  legen  keinerlei  Arbeit  auf. 

Art.  33.  Confinamiento  ist  die  Verbannung  des  Missethäters  ans 
dem  Gebiete  der  Republik  mit  Zwangs wohnsitz  an  einem  bestimmten  Orte. 

Art.  34.  Estraüamiento  ist  die  Verbannung  des  Missethäters 
aus  dem  Gebiete  der  Republik  nach  einem  Wohnsitz  seiner  Wahl. 

Art.  35.  Relegacion  ist  die  Überführung  des  Missethäters  nach 
einem  bewohnten  Punkt  der  Republik,  mit  dem  Verbot,  denselben  zu  ver- 
lassen, aber  unter  Behaltung  der  persönlichen  Freiheit 

Art.  36.  Destierro  ist  die  Ausweisung  des  Missethäters  von 
irgend  einem  Punkte  der  Republik  (Ortsverweisung). 

Art.  37.  Alle  Strafen  für  Verbrechen  und  hinsichtlich  derer  für 
Vergehen,  die  Strafen  Zuchthaus,  Gefängnis,  Verbannung  mit  und  ohne 
Zwangsaufenthalt,  sowie  Zwangsaufenthalt  II  in  ihren  Höchstmafsen, 
werden  hinsichtlich  ihrer  gesetzlichen  Wirkungen  als  „ehrenrührige*  be- 
trachtet. 

Art.  38.  Die  Strafe  der  absoluten,  dauernden  Unfähigkeit  zu 
Ämtern  und  öffentlichen  Stellungen,  politischen  Rechten  und  betitelten 
Berufen  und  die  absolute  zeitliche  Unfähigkeit  zu  Ämtern  und  öffentlichen 
Stellungen  und  betitelten  Berufen  bringen  mit  sich: 

1.  Entziehung  aller  öffentlichen  Ehren,  Ämter,  Aufträge  und  Stel- 
lungen, sowie  titulierter  Berufsarten,  in  deren  Besitz  der  Bestrafte  war, 
selbst  wenn  sie  durch  Volkswahl  entstanden  waren. 

2.  Entziehung  aller  politischen  aktiven  und  passiven  Rechte  and 
dauernde  Unfähigkeit  sie  zu  erlangen. 

3.  Unfähigkeit,  Ehrenstellen,  Ämter,  Beauftragungen  zu  erlangen, 
und  zwar  dauernd,  wenn  die  Unfähigkeit  dauernd  ist,  und  während  der 
Zeit  der  Strafe,  wenn  sie  zeitlich  ist. 
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4.  Verlust  jedes  Rechtes,  wegen  der  früher  innegehabten  Stellungen 
eine  Alters-Pensionierung  oder  andere  Pension  zu  erlangen. 

Art.  39.  Die  Strafen  der  speziellen  dauernden  und  zeitlichen  Un- 
fähigkeit zu  irgend  einem  Amt,  einer  öffentlichen  Stellung  oder  einem 
betitelten  Berufe  bringen  hervor: 

1.  Die  Entziehung  der  Beauftragung,  Stellung,  des  Amtes  oder  Ge- 
schäftes, auf  welche  sie  sich  beziehen  und  der  mit  ihnen  verbundenen 
Ehren,  dauernd,  wenn  die  Unfähigkeit  dauernd  ist,  und  für  die  Zeit  der 
Verurteilung,  wenn  sie  zeitlich  ist., 

2.  Die  Unfähigkeit  besagte  Beauftragung,  Amt,  Stellung,  Geschäft 
oder  andere  derselben  Laufbahn  zu  erlangen,  und  zwar  dauernd,  wenn  die 
Unfähigkeit  dauernd  ist,  und  für  die  Zeit  der  Strafe,  wenn  sie  zeitlich  ist 

Art  40.  Die  Suspendierung  von  einem  Amt,  einer  öffentlichen  Stellung 
oder  einem  betitelten  Beruf  macht  zur  Ausübung  während  der  Zeit  der 
Strafe  unfähig. 

Die  während  des  Prozesses  verhängte  Suspendierung  bringt  als  un- 
mittelbare  Folge  die  Entziehung  der  Hälfte  des  Soldes  für  den  als 
schuldig  Betrachteten  mit  sich,  welche  man  ibm  nur  für  den  Fall  eines 
freisprechenden  Urteils  zurückerstattet. 

Die  auf  dem  Strafwege  verhängte  Suspendierung  beraubt  den  Suspen- 
dierten jeden  Soldes,  so  lange  jene  dauert. 

Art.  41.  Wenn  die  Strafen  der  Unfähigkeit  und  Suspendierung  eine 
geistliche  Person  betreifen ,  so  dehnen  sich  ihre  Wirkungen  nicht  auf  die 
Stellen,  Rechte  und  Ehren  aus,  welche  sie  durch  die  Kirche  hat.  Die 
Geistlichen,  die  in  solche  Strafe  verfallen  sind,  läfst  man  nicht  in  der 
Republik  die  kirchliche  Jurisdiktion  und  Seelsorge  für  die  ganze  Zeit  der 
Dauer  ausüben,  auch  können  sie  aus  dem  Staatsschatz  keine  Renten  em- 
pfangen, aufser  dem  festen  Einkommen,  welches  das  Gericht  festsetzen  wird. 

Diese  Bestimmung  erstreckt  sich  nicht  auf  die  Bischöfe  hinsichtlich 
der  Ausübung  der  gewöhnlichen  Jurisdiktion,  welche  ihnen  zukommt. 

Art.  42.  Die  aktiven  und  passiven  politischen  Rechte,  auf  welche 
sich  die  vorigen  Artikel  beziehen,  sind:  die  Fähigkeit,  Wähler  zu  sein,  die 
Fähigkeit,  Stellen  durch  Volks  wähl  zu  erlangen,  und  die  Fähigkeit,  Ge- 
schworener zu  sein.  Wer  dieser  Rechte  beraubt  ist,  kann  nur  in  der  durch 
die  Verfassung  vorgeschriebenen  Form  in  ihre  Ausübung  wieder  eingesetzt 
werden. 

Art  43.  Wenn  die  Unfähigkeit  zu  öffentlichen  Ämtern,  Stellungen 
und  betitelten  Berufen  Zusatzstrafe  ist^  so  begreift  der  Nachlafs  der 
Hauptstrafe  jene  nicht  ein,  wofern  er  nicht  ausdrücklich  auf  sie  ausge- 
dehnt wird. 

Art.  44.  Der  Nachlafs  der  Dauer  der  zeitlichen  oder  dauernden 
Unfähigkeit  zu  öffentlichen  Ämtern,  Stellungen  und  betitelten  Berufen  setzt 
den  Bestraften  in  die  Ausübung  der  letzteren  wieder  ein,  jedoch  nicht 
derjenigen  Ehren,  Stellen,  Berufe  und  Pflichten,  deren  er  beraubt  worden 
ist.  Dieselbe  Wirkung  ruft  die  Abbüfsung  der  Verurteilung  zu  zeitlicher 
Unf  äliigkeit  hervor. 
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Art.  45.  Die  Stellang  unter  Polizeiaufsicht  giebt  dem  Richter^ 
welcher  sie  ausgesprochen  hat,  das  Recht,  gewisse  Orte  zu  bestimmen,  in 
weichen  es  dem  Bestraften  verboten  ist,  sich  zu  zeigen,  nachdem  er  seine 
Strafe  beendet  hat,  und  ihm  alle  oder  einige  der  folgenden  Verpflichtungen 
aufzuerlegen: 

1.  Vor  seiner  Versetzung  in  Freiheit  den  Ort  anzugeben,  in  welchem 
er  seinen  Wohnsitz  aufzuschlagen  gedenkt. 

2.  Die  Verpflichtung,  ein  Reisebillet  in  Empfang  zu  nehmen,  welches 
ihm  den  Reiseweg,  dem  er  folgen  mufs  und  von  dem  er  sich  nicht  entfernen 
darf,  sowie  die  Dauer  des  Aufenthaltes  in  jeder  Reisestation  bestimmt. 

3.  Die  Verpflichtung,  sich  innerhalb  24  Stunden  nach  seiner  Ankunft 
bei  dem  Beamten  vorzustellen,  der  in  dem  Reisebillet  bezeichnet  ist. 

4.  Die  Verpflichtung,  seinen  Aufenthalt  nicht  verändern  zH  dürfen, 
ohne  demselben  Beamten  drei  Tage  vorher  davon  Meldung  gemacht  zu 
haben.  Derselbe  wird  ihm  alsdann  das  ursprüngliche  Reisebillet  visiert 
übergeben,  damit  er  sich  nach  seinem  neuen  Wohnorte  verfügen  kann. 

5.  Die  Verpflichtung,  eine  Stellung,  ein  Handwerk,  Gewerbe  oder 
einen  Beruf  zu  ergreifen,  falls  er  eigne  und  bekannte  Unterhaltsmittel 
nicht  besitzen  sollte. 

Art.  46.  Die  Strafe  der  Kautionsstellung  bewirkt  für  den  Verur- 
teilten die  Verpflichtung,  einen  zahlungsfähigen  Bürgen  zu  stellen,  der 
dafür  aufkommt,  dafs  jener  die  Übelthat,  die  abgewendet  werden  soll, 
nicht  ausführt;  oder  auch  dafür  aufkommt,  dafs  jener  seine  Strafe  abbüfst ; 
und  zwar  hat  er  sich  zu  verpflichten,  die  vom  Gerichtshof  festgesetzte 
Summe  zu  bezahlen,  falls  jener  den  Schaden  verursacht  oder  den  Straf- 
vollzug vereitelt. 

Stellt  der  Verurteilte  keinen  Bürgen,  so  soll  er  eine  Gefängnisstrafe 
erleiden,  welche  der  Höhe  der  Bürgschaft  entspricht,  wobei  für  je  2  Pesos 
ein  Tag  berechnet  wird,  jedoch  in  keinem  Falle  mehr  als  2  Jahre. 

Art.  47.  In  allen  Fällen,  in  denen  die  Zahlung  von  Kosten  aufer- 
legt wird,  versteht  es  sich,  dafs  diese  sowohl  die  für  das  Gericht  wie  die 
für  die  Personen  begreifen  und  aufserdem  noch  die  Nebenauslagen,  welche 
durch  das  Verfahren  verursacht  worden  und  nicht  in  die  eigentlichen 
Kosten  eingeschlossen  sind. 

Art.  48.  Wenn  das  Vermögen  des  Schuldners  nicht  grofs  genug  ist, 
um  die  geldwerten  Verantwortlichkeiten  zu  decken,  so  sollen  diese  in 
folgender  Ordnung  befriedigt  werden: 

1.  Die  Prozefs-  und  persönlichen  Kosten. 

2.  Die  Entschädigung  für  die  Kosten,  die  durch  den  Prozefs  ent- 
standen sind. 

3.  Die  Vergütung  des  verursachten  Schadens  und  Entschädigung  der 
Nachteile. 

4.  Die  Geldstrafe. 

Im  Falle  des  Konkurses  oder  Bankerottes  werden  diese  Guthaben, 
indem  sie  als  ein  einziges  betrachtet  werden,  in  diejenigen  einrangiert, 
welche  keinen  Vorzug  geniefsen. 
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Art.  49.  Wenn  der  Verurteilte  keine  Vermögensobjekte  hat,  um 
der  Geldstrafe  zu  genügen,  so  trifft  ihn  auf  dem  Wege  des  Ersatzes  und 
der  Umwandlung  Gefängnisstrafe ,  indem  man  einen  Tag  für  jeden  Peso 
rechnet.    Doch  darf  das  Gefängnis  niemals  zwei  Jahre  übersteigen. 

Ausgenommen  von  dieser  Umwandlung  bleibt  derjenige,  der  zu  Ge- 
fängnis II  im  Höchstmafse  oder  zu  einer  schwereren  Strafe  verurteilt  ist, 

§4. 
Über  die  Anwendung  der  Strafen. 

Art.  50.  Die  Urheber  eines  Deliktes  belegt  man  mit  der  Strafe, 
welche  man  durch  das  Gesetz  angezeigt  findet. 

Wenn  das  Gesetz  die  Strafe  für  ein  Delikt  angiebt,  so  heifst  das, 
dafs  es  sie  auf  das  vollendete  Delikt  setzt 

Art.  51.  Die  Urheber  eines  felil geschlagenen  Verbrechens  oder  Ver- 
gehens und  die  Geliilfen  eines  vollendeten  Verbrechens  oder  Vergehens 
belegt  man  mit  der  Strafe,  die  um  ein  Mafs  niedriger  ist  als  die  im  Ge- 
setze für  das  betreffende  Verbrechen  oder  Vergehen  angegebene. 

Art.  52.  Die  Urheber  des  Versuches  eines  Verbrechens  oder  Ver- 
gehens, die  Gehilfen  eines  fehlgeschlagenen  Verbrechens  oder  Vergehens 
und  die  Begünstiger  eines  vollendeten  Verbrechens  oder  Vergehens  belegt 
man  mit  der  Strafe,  die  um  zwei  Mafse  niedriger  ist  als  diejenige,  welche 
das  Gesetz  für  das  betreffende  Verbrechen  oder  Vergehen  vorschreibt. 

Ausgenommen  von  dieser  Regel  sind  die  Begünstiger,  die  unter 
Nr.  3  des  Artikels  17  genannt  sind,  bei  denen  die  erste  Bedingung  der- 
selben Nummer  eintrifft;  diese  bestraft  man  mit  spezieller  dauernder  Un- 
fähigkeit, wenn  der  begünstigte  Delinquent  eines  Verbrechens  schuldig 
ist,  mit  spezieller  zeitlicher  Unfähigkeit,  wenn  er  eines  Vergehens  schul- 
dig ist 

Es  sind  auch  ausgenommen  die  Begünstiger,  die  in  Nummer  4  des 
Artikels  Nr.  17  einbegriffen  sind,  auf  welche  die  Strafe  des  Zuchthauses  11 
in  irgend  einem  Mafse  Anwendung  findet. 

Art.  53.  Die  Gehilfen  des  Versuches  eines  Verbrechens  oder  Ver- 
gehens, die  Begünstiger  eines  fehlgeschlagenen  Verbrechens  oder  Vergehens 
bestraft  man  mit  deijenigen  Strafe,  welche  um  drei  Mafse  niedriger  ist  als 
die  im  Gesetze  für  das  Verbrechen  oder  Vergehen  vorgeschriebene. 

Art  54.  Die  Begünstiger  des  Versuches  eines  Verbrechens  oder  Ver- 
gehens bestraft  man  mit  der  Strafe,  die  um  vier  Mafse  niedriger  ist  als  die 
für  das  Verbrechen  oder  Vergehen  vorgeschriebene. 

Art.  55.  Die  allgemeinen  Bestimmungen,  die  in  den  vorhergehenden 
4  Artikeln  vorhanden  sind,  treten  nicht  in  Kraft  in  den  Fällen,  in  denen 
das  fehlgeschlagene  Verbrechen,  der  Versuch,  die  Beihilfe  oder  die  Be- 
günstigung besonders  durch  das  Gesetz  bestraft  werden. 

Art  56.  Die  teilbaren  Strafen  bestehen  aus  drei  Mafsen,  Mindest-, 
Mittel-  und  Höchstmafs,  deren  Spielraum  in  folgender  Übersichtstafel  er- 
läutert wird: 
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Art.  57.  Jedes  Mafs  einer  teilbaren  Strafe  bildet  eine  in  sich  ab- 
geschlossene Strafe. 

Art.  58.  In  den  Fällen,  in  denen  das  Gesetz  eine  aus  zwei  oder 
mehr  verschiedenen  zusammengesetzte  Strafe  angiebt,  bildet  jede  einzelne 
Ton  ihnen  ein  Mafs  der  Straf  barkeit,  die  leichteste  von  ihnen  das  niedrigste 
und  die  schwerste  das  höchste. 

Art  59.  Um  die  Strafen  zu  bestimmen,  welche  nach  den  Artikeln  51, 
52,  53,  54  auferlegt  werden  sollen: 

1.  den  Urhebern  eines  fehlgeschlagenen  Verbrechens  oder  Vergehens; 

2.  den  Urhebern  des  Versuchs  eines  Verbrechens  oder  Vergehens, 
den  Gehilfen  eines  fehlgeschlagenen  Verbrechens  oder  Vergehens  und  den 
Begünstigem  eines  vollendeten  Verbrechens  oder  Vergehens; 

3.  den  Gehilfen  des  Versuchs  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  und 
den  Begünstigem  eines  fehlgeschlagenen  Verbrechens  oder  Vergehens; 

4.  den  Begünstigern  des  Versuchs  eines  Verbrechens  oder  Vergehens ; 
soll  das  Gericht  als  Basis  folgende  Stufenleitem  nehmen: 


Xafee. 


Stufenleiter  No.  1. 

1.  Tod. 

2.  Zuchthaus  oder  Gefängnis  lebenslänglich. 

3.  Zuchthaus  oder  Gefängnis  I  im  Höchstmafse. 

4.  -  -             -         I    -   Mittelmafse. 

5.  -  -            -         I    -   Kindestmafse. 

6.  Zuchthaus  oder  Gefängnis  II   -   Höchätmafse. 

7.  -  -            -        II    -   Mittelmafse. 

8.  -  -            -        II   -   Mindestmafse. 

9.  Haft  im  Höchstmafse. 

10.  -       -    Mittelmafse. 

11.  -      -   Mindestmafse. 


Ifa&e. 


Stufenleiter  No.  2. 

1.  Zwangsaufenthalt  im  Lande  lebenslänglich. 

2.  Zwangsaufenthalt  im  Lande  I  im  Höchstmafse. 

3.  -  -        -      I    -   Mittelmafse. 

4.  -  -        -      I    -   Mindestmafse. 

5.  Zwangsaufenthalt  im  Lande  II   -   Höchstmafse. 

6.  -  -        -      II    -  Mittelmafse. 

7.  -  -        -      II   -   Mindestmafse. 

8.  Ortsverweisung  im  Höchstmafse. 

9.  -  -   Mittelmafse. 
10.               -               -   Mindestmafse. 

Stufenleiter  No.  3. 

1.  Verbannung  mit  oder  ohne  Zwangsaufenthalt  I  im  Höchstmafse. 

2.  -  -       ,       .  -  I    -   Mittelmafse. 

3.  -  -       -       -  .  I    -   Mindestmafse. 


MaCw. 
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4. 

Yerbannung  mit  oder  ohne  Zwangsanfenthalt  II  -   Höchstniarse. 

5. 

- 

II  -   Mittelmafse. 

6. 

. 

II  -   Mindestmafse. 

7. 

Ortsverweisung  im  Höchstmafse. 

8. 

-   Mittelmafse. 

9. 

-   Mindestmafse. 

K^f,g                    Stufenleiter  No.  4. 
1.    Dauernde  absolute  Unfähigkeit. 

2.    Zeitliche  absolute  Unfähigkeit  im  Höchstmafse. 

3.          .               -                 -            - 

MittelmaTse. 

4.          -               -                 -            - 

Mindestmafse. 

5.    Suspendiemng  (Amtsentsetzung) 

im  Höchstmafse. 

6. 

-    Mittelmafse. 

7. 

-    Mindestmafse. 

n^^                    Stufenleiter  No.  ö. 

1.    Spezielle  dauernde  ünföWgkeit. 

2.    Spezielle  zeitliche  Unfähigkeit  in 

i  Höchstmafse. 

3.          -              -                  -             - 

Mittelmafse. 

4.           -               -                   -             - 

Mindestmafse. 

5.    Suspendierung  (Amtsentsetzung) 

Im  Höchstmafse. 

6. 

-    Mittelmafse. 

7. 

-    Mindestmafse. 

Art.  60.  Die  Geldstrafe  betrachtet  man  als  diejenige  Strafe,  welche 
unmittelbar  unter  der  letzten  in  allen  Stufenleitern  steht 

Um  ihre  betreffende  Höhe  festzusetzen,  wendet  man  die  im  Artikel  25 
angeführte  Basis  an  und  hinsichtlich  ihrer  Anwendung  beobachtet  man  in 
jedem  besonderen  FaU  die  Vorschriften  des  Artikels  70. 

Das  Ergebnis  der  Geldstrafen  verwendet  man  für  die  Gemeindekassen 
des  Departements  oder  des  städtischen  Gemeindeterritoriums,  wo  das 
Delikt  begangen  wurde,  welches  man  bestraft.  Ist  ein  Missethäter  wegen 
zwei  oder  mehr  begangener  Delikte  in  verschiedenen  Gemeindeterritorien 
verurteilt,  so  teilt  sich  die  Geldstrafe  zu  gleichen  Teilen  unter  die  be- 
treffenden Gemeinden. 

Art.  61.  Die  Bestimmung  der  Strafen,  deren  Anwendung  In  den 
verschiedenen  Fällen  in  Betracht  kommt,  auf  welche  sich  Artikel  59  be- 
zieht, geschieht  mit  Berücksichtigung  folgender  B.egeln: 

la.)  Wenn  die  für  das  Delikt  angegebene  Strafe  eine  unteilbare  oder 
ein  einziges  Mafs  einer  andern  teilbaren  ist,  so  findet  die  unmittelbar  im 
Mafse  niedrigere  auf  die  Urheber  eines  fehlgeschlagenen  Verbrechens  oder 
Vergehens,  sowie  auf  die  Gehilfen  des  vollendeten  Verbrechens  oder  Ver- 
gehens Anwendung. 

Um  die  Strafen  zu  bestimmen,  welche  auf  die  übrigen  im  Artikel  59 
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genannten  strafYerantwortlichen  Personen  aufgewandt  werden  sollen,  so 
soll  schrittweise  um  ein  Mafs  in  der  entsprechenden  Stufenleiter  herunter- 
gegangen werden,  bezüglich  der  Mafse,  welche  in  jeder  einzelnen  ent- 
sprechenden Nummer  aufgezählt  sind,  und  in  der  Reihenfolge,  welche  in 
diesem  Artikel  festgesetzt  wird. 

2  a.)  Wenn  die  för  das  Delikt  bezeichnete  Strafe  aus  zwei  oder  mehr 
Mafsen  besteht,  sei  es  nun,  dafs  zwei  unteilbare  Strafen  sie  bilden,  oder 
Terschiedene  Mafse  teilbarer  Strafen  oder  auch  eine  oder  zwei  unteilbare 
und  ein  oder  zwei  Mafse  einer  andern  teilbaren,  so  findet  auf  die  Urheber 
des  fehlgeschlagenen  Verbrechens  oder  Vergehens,  sowie  auf  die  Gehüfen 
eines  ToUendeten  Verbrechens  oder  Vergehens  diejenige  Strafe  Anwendung, 
welche  unmittelbar  im  Mafse  niedriger  ist  als  das  durch  das  Gesetz  vor- 
geschriebene Mindestmafs. 

Um  die  Strafen  zu  bestimmen,  welche  auf  die  übrigen  strafverant- 
wortlichen  Personen  angewandt  werden  müssen,  sollen  die  Vorschriften 
der  Yorigen  Begel  befolgt  werden. 

3  a.)  Falls  für  ein  Delikt  alternative  Strafen  bestimmt  sind,  sei  es, 
dafs  sie  sich  in  derselben  Stufenleiter  oder  in  zwei  oder  mehr  verschie- 
denen Stufenldtem  aufgezeichnet  finden,  so  soll  das  Gericht  nicht  verpflichtet 
sein,  allen  strafverantwortlichen  Personen  gleichartige  Strafen  aufzuerlegen. 

4  a.)  Wenn  für  das  Delikt  kopulativ  Strafen  angegeben  werden, 
welche  sich  in  verschiedenen  Stufenleitern  finden,  oder  die  Geldstrafe  zu 
denjenigen  derselben  Stufenleiter  hinzutritt,  so  sollen,  unter  Berücksichti- 
gung der  Regeln  la  und  2  a,  beide  auf  alle  strafverantwortliche  Personen 
Anwendung  finden;  aber  wenn  eine  besagter  Strafen  den  Urheber  eines 
Verbrechens  oder  Vergehens  trifft  aus  Gründen,  die  nur  ihm  eigentümlich 
sind,  soll  diese  auf  die  andern  nicht  ausgedehnt  werden. 

5  a.)  Falls  bei  der  Verwirklichung  vorstehender  Regeln  mangels 
niederer  Mafse  sich  eine  Strafe  nicht  auferlegen  läfst  oder  die  Suspendie- 
rung oder  Unfähigkeit  nicht  anwendbar  sind,  soll  immer  die  Geldstrafe 
auferlegt  werden. 


8tnf|{Metzbneli  d«r  Republik  ChUe. 
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Art.  62.  Die  mildernden  oder  erschwerenden  Umstände  kommen  in 
Betracht,  am  die  Strafe  in  den  Fällen  und  gemäfs  den  Regeln  zu  vermin- 
dern oder  zu  erhöhen,  welche  in  den  folgenden  Artikeln  vorgeschrieben 
werden. 

Art.  63.  Die  Wirknng  der  Erhöhung  der  Strafe  bringen  nicht  die- 
jenigen erschwerenden  Umstände  hervor,  welche  durch  sich  selbst  ein  be- 
sonders durch  das  Gesetz  bestraftes  Delikt  begründen,  oder  welches  das 
Gesetz  zur  Kennzeichnung  und  Bestrafung  erwähnt. 

Ebenso  wenig  bringen  diejenigen  erschwerenden  Umstände  eine  Er- 
höhung der  Strafe  hervor,  welche  derart  mit  dem  Delikt  zusammenhängen, 
dafs  ohne  ihr  Zusammentreffen  jenes  nicht  begangen  werden  kann. 

Art.  64.  Diejenigen  mildernden  oder  erschwerenden  Umstände, 
welche  in  der  sittlichen  Veranlagung  des  Missethäters  und  in  seinen  be- 
sonderen Beziehungen  zu  dem  Verletzten  oder  in  einem  andern  persön- 
lichen Grunde  beruhen,  sollen  nur  die  Verantwortlichkeit  derjenigen  Urheber, 
Gehilfen  oder  Begünstiger  mildem  oder  erschweren,  bei  denen  sie  zutreffen. 

Diejenigen,  welche  in  der  materiellen  Ausführung  der  That  oder  in 
den  zur  Verwirklichung  der  That  angewandten  Mitteln  liegen,  sollen  nur 
die  Verantwortlichkeit  deijenigen  Personen  einzig  und  allein  mildem  oder 
erschweren,  welche  von  ihnen  vor  oder  im  Augenblick  der  Handlung  oder 
ihrer  Beihilfe  zum  Delikt  Kenntnis  hatten. 

Art.  65.  Wenn  das  Gesetz  nur  eine  einzige  unteilbare  Strafe  vor- 
schreibt, so  soll  das  Gericht  diese  anwenden,  ohne  Bücksicht  auf  die  er- 
schwerenden Umstände,  welche  bei  der  That  zusammentrafen.  Falls  aber 
zwei  oder  mehr  mildernde  Umstände  oder  ein  sehr  qualifizierter  vorhanden 
sind  und  kein  erschwerender  konkurriert,  so  kann  die  im  Mafse  unmittel- 
bar niedrigere  Strafe  zur  Anwendung  kommen. 

Art.  66.  Wenn  das  Gesetz  eine  Strafe  angiebt,  die  aus  zwei  unteil- 
baren Strafen  zusanmiengesetzt  ist,  und  die  That  keine  mildemden  oder  er- 
schwerenden Umstände  begleiten,  so  kann  das  Gericht  sie  in  irgend  einem 
ihrer  Mafse  auferlegen. 

Wenn  nur  irgend  ein  mildernder  Umstand  vorliegt,  so  soll  die  Strafe 
im  Mindestm&fse  angewandt  werden,  und  falls  ein  erschwerender  Umstand 
ohne  Konkurrenz  mit  einem  mildemden  vorhanden  ist,  so  soll  die  Strafe 
im  Höchstmafse  auferlegt  werden. 

Sind  zwei  oder  mehr  mildemde  Umstände  ohne  Konkurrenz  mit  einem 
erschwerenden  vorhanden,  so  kann  die  Strafe  auferlegt  werden,  die  um 
ein  oder  zwei  Mafse  niedriger  ist  als  das  im  Gesetz  bezeichnete  Mindest- 
mafs,  je  nach  der  Zahl  und  Wichtigkeit  besagter  Umstände. 

Bei  Konkurrenz  mildernder  und  erschwerender  Umstände  wird  das 
Gericht  diese  vemunf tgemäfserweise  zur  Anwendung  der  Strafe  ausgleichen, 
indem  es  den  Wert  der  einen  und  der  andem  abstuft. 

Art.  67.  Wenn  die  für  das  Delikt  bestimmte  Strafe  ein  Mafs  einer 
teilbaren  ist  und  weder  mildernde  noch  erschwerende  Umstände  bei  der 
That  zusammenkommen,  so  kann  das  Gericht  behufs  Anwendung  der 
Strafe  über  deren  ganzen  Spielraum  verfügen. 

Falls  nur  ein  mildemder  oder  ein  erschwerender  Umstand  vorliegt, 
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soll  das  Gericht  im  ersten  Falle  die  Strafe  im  Mindestmafse,  im  zweiten 
Falle  im  Höchstmafse  anwenden. 

Um  in  solchen  Fällen  das  Mindest-  und  Höchstmafs  der  Strafe  zii 
bestimmen,  teilt  man  den  Zeitraum  der  Strafe  in  zwei  Hälften:  der  höhere 
dieser  Teile  wird  das  Höchstmafs,  der  niedrigere  das  Mindestmafs  bilden. 

Falls  zwei  oder  mehr  mildernde  Umstände  vorhanden  sind  und  kein 
erschwerender,  so  kann  das  Gericht  die  um  ein  oder  zwei  Mafse  niedrigere 
Strafe  auferlegen,  je  nach  nach  Zahl  und  Wichtigkeit  besagter  Umstände. 

Falls  ein  oder  zwei  erschwerende  Umstände  vorhanden  sind  und  kein 
mildernder,  so  kann  das  Gericht  die  um  ein  Mafs  höhere  Strafe  anwenden. 

Bei  Konkurrenz  mildernder  und  erschwerender  Umstände  wird  man 
behufs  Anwendung  der  Strafe  vemunftgemäfserweise  ihre  Ausgleichung 
vornehmen,  indem  man  den  Wert  der  einen  und  andern  abstuft. 

Art.  68.  Falls  die  durch  das  Gesetz  bezeichnete  Strafe  aus  zwei 
oder  mehr  Mafsen  besteht,  sei  es,  dafs  diese  gebildet  werden  aus  einer 
oder  zwei  unteilbaren  Strafen  und  einem  oder  mehr  Mafsen  einer  andern 
teilbaren,  sei  es  aus  verschiedenen  Mafsen  teilbarer  Strafen,  so  kann  das 
Gericht  behufs  Anwendung  der  Strafe  deren  ganzen  Spielraum  durchlaufen, 
falls  bei  der  That  nicht  mildernde  oder  erschwerende  Umstände  zusammen- 
trafen. 

Falls  ein  einziger  mildernder  oder  ein  einziger  erschwerender  Um- 
stand da  ist,  soll  man  im  erstem  Falle  nicht  das  Höchstmafs,  im  zweiten 
nicht  das  Mindestmafs  anwenden. 

Wenn  zwei  oder  mehr  mildernde  Umstände  und  kein  erschwerender 
vorhanden  sind,  so  kann  das  Gericht  die  um  ein,  zwei  oder  drei  Mafse 
niedrigere  Strafe  auferlegen,  als  das  im  Gesetz  bezeichnete  Mindestmafs, 
je  nach  Zahl  und  Wichtigkeit  besagter  Umstände. 

Wenn,  ohne  Konkurrenz  von  mildernden  Umständen,  zwei  oder  mehr 
erschwerende  vorhanden  sind,  so  kann  das  Gericht  die  um  unmittelbar  ein 
Mafs  höhere  Strafe  auferlegen  als  die  höchste  der  im  Gesetz  bezeichneten. 
Wenn  in  solchem  Fall  die  Todesstrafe  das  höchste  Mafs  bildet,  so  soll 
diese  bestimmt  angewandt  werden. 

Bei  Konkurrenz  mildernder  und  erschwerender  Umstände  sollen  die 
Vorschriften  der  früheren  Artikel  für  analoge  Fälle  angewendet  werden. 

Art.  69.  Innerhalb  der  Grenzen  eines  jeden  Mafses  soll  das  Gericht 
die  Höhe  der  Strafe  bestimmen  in  Ansehung  der  Zahl  und  Wichtigkeit 
der  mildernden  und  erschwerenden  Umstände,  sowie  der  gröfsem  oder 
geringem  Ausdehnung  des  durch  das  Delikt  hervorgebrachten  Schadens. 

Art.  70.  Bei  ^Wendung  der  Geldstrafen  kann  das  Gericht  den 
ganzen  Spielraum  durchlaufen,  innerhalb  dessen  das  Gesetz  jene  aufzu- 
zuerlegen  gestattet,  indem  es  bei  Bestimmung  der  Höhe  im  einzelnen 
Falle  nicht  allein  die  mildemden  und  erschwerenden  Umstände  der  That, 
sondern  in  allererster  Linie  das  Vermögen  und  die  Fähigkeiten  des  Schul- 
digen zu  Rate  zieht. 

Art.  71.  Falls  nicht  alle  Erfordernisse  zusammentreffen,  deren  man 
im  Falle  der  Nummer  8  des  Artikels  10  benötigt,  um  die  Verantwortlich- 
keit auszuschliefsen ,   soU  die  Verfügung  des  Art.  490  beobachtet  werden. 
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Art.  72.  Wer  jünger  als  sechzehn  nnd  älter  als  zehn  Jahre  ist, 
soll,  falls  er  nicht  frei  von  der  Verantwortlichkeit  ist,  infolge  einer  Er- 
klämng  des  Gerichts,  dafs  er  mit  Überlegung  gehandelt  habe,  eine  Strafe 
nach  freiem  Ermessen  erleiden;  aber  zum  mindesten  immer  um  zwei  Mafse 
niedriger  als  das  durch  das  Gesetz  für  das  Delikt,  dessen  er  verantwort- 
wortlich  war,  vorgeschriebene  Mindestmafs. 

Auf  denjenigen,  der  älter  als  sechzehn  und  jünger  als  achtzehn  Jahre 
ist,  soll  immer  eine  Strafe  Anwendung  finden,  die  um  ein,  zwei  oder  drei 
Mafse  niedriger  ist,  als  das  niedrigste  der  im  Gesetz  für  das  Delikt  be< 
stimmten. 

Art.  73.  Ebenso  soll  die  um  ein,  zwei  oder  drei  Mafse  niedrigere 
Strafe  als  das  im  Gesetz  bezeichnete  Mindestmafs  angewandt  werden,  falls 
die  That  nicht  überhaupt  aus  Mangel  eines  der  Erfordernisse  entschuldbar 
ist,  deren  man  bedarf,  um  von  der  strafrechtlichen  Verantwortlichkeit 
in  den  Fällen  frei  zu  sein,  von  denen  der  Artikel  10  handelt;  immer 
unter  der  Voraussetzung,  dafs  die  gröfste  Zahl  dieser  Erfordernisse 
vorliegt,  indem  die  Strafe  dann  in  dem  Mafse  auferlegt  wird,  welches  das 
Gericht  in  Ansehung  der  Zahl  und  Wichtigkeit  der  fehlenden  oder  vor- 
handenen Erfordernisse  für  angemessen  erachtet. 

Diese  Vorschrift  versteht  sich  ohne  Benachteiligung  des  Inhalts  des 
Artikels  71. 

Art.  74:.  Demjenigen,  der  sich  zweier  oder  mehrerer  Delikte  schuldig 
gemacht  hat,  sollen  alle  Strafen  auferlegt  werden,  die  sich  auf  die  ver- 
schiedenen Verletzungen  beziehen. 

Der  Abgeurteilte  soll,  falls  möglich,  allen  Strafen  auf  einmal  genügen. 
Wenn  dies  nicht  möglich  ist  oder  irgend  eine  der  Strafen  illusorisch 
machen  würde,  so  soll  er  die  Strafen  der  Reihe  nach  abbüfsen,  indem  er 
mit  der  schwersten  oder  in  der  betreffenden  Skala  höchsten  anfängt,  aufser 
deijenigen  der  Verbannung  mit  oder  ohne  Zwangsaufenthalt,  Zwangsauf- 
enthalt  im  Lande  und  Ortsverweisung,  welche  erst  dann  zur  Ausführung 
kommen  sollen,  wenn  alle  übrigen  Strafen  verbtifst  worden  sind,  die  in 
der  Stufenleiter  No.  1  aufgeführt  sind. 

Art.  75.  Die  Verfügung  des  vorigen  Artikels  ist  nicht  anwendbar, 
wenn  eine  einzige  That  zwei  oder  mehr  Delikte  darstellt  oder  wenn  eines 
von  ihnen  das  notwendige  Mittel  ist,  um  das  andre  zu  begehen. 

In  solchen  Fällen  soll  nur  die  gröfsere  Strafe  auferlegt  werden,  die 
für  das  schwerere  Delikt  bestimmt  ist. 

Art.  76.  Falls  das  Gericht  eine  Strafe  auferlegt,  welche  nach  gesetz- 
licher Bestimmung  andre,  gemäfs  dem  §  3  dieses  Titels,  mit  sich  bringt, 
soll  es  den  Angeklagten  auch  ausdrücklich  zu  diesen  letztem  verurteilen. 

Art.  77.  In  den  Fällen,  in  denen  das  Gesetz  eine  um  ein  oder  zwei 
Mafse  niedrigere  oder  höhere  Strafe  wie  eine  andre  bestimmte  vorschreibt, 
soll  man  die  niedrigere  oder  höhere  Strafe  von  der  Stufenleiter  nehmen, 
in  welcher  sich  die  bestimmte  Strafe  einbegriffen  findet. 

Wenn  es  in  der  betreffenden  Stufenleiter  eine  höhere  Strafe  nicht 
gibt  oder  die  höhere  die  Todesstrafe  wäre,  soll  lebenslängliches  Zucht- 
liaus  auferlegt  werden. 
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Bei  Fehlen  einer  niedrigeren  Strafe  soll  man  stets  die  Geldstrafe 
anwenden. 

Sollte  es  nötig  sein,  die  absolute  oder  spezielle  dauernde  Unfähigkeit 
zn  höheren  Mafsen  zu  erhöhen,  so  sollen  sie  durch  Gefängnis  II  im  Mindest- 
mafse  erschwert  werden. 

Art.  78.  Falls  es  notwendig  ist,  die  Beziehung  zwischen  den  Strafen 
dieses  Gesetzbuches  und  denen  festzusetzen,  welche  auferlegt  worden  sind, 
bevor  dieselben  in  Kraft  traten,  soll  die  Natur  jener  sowie  ihre  Zeitdauer 
in  Betracht  gezogen  werden.  So  zum  Beispiel  sind  vier  Jahre  Zuchthaus 
oder  Kerker  gleich  Zuchthaus  II  im  Höchstmafse. 

§5. 
Über  die  Ausführung  der  Strafen  und  ihre  Erfüllung. 

Art.  79.  Keine  Strafe  kann  vollstreckt  werden  auTser  auf  Grund 
eines  Yollstreckungsbefehls. 

Art.  80.  Ebensowenig  kann  eine  Strafe  in  einer  andern  als  der 
durch  das  Gesetz  vorgeschriebenen  Form  ausgeführt  werden,  auch  nicht 
mit  andern  Umständen  und  Zugehörigkeiten  als  den  im  Text  ausdrücklich 
aufgeführten. 

Aufser  den  Anordnungen  des  G^etzes  sollen  auch  die  Bestimmungen 
in  den  besondem  Reglements  für  die  Leitung  der  Anstalten  beobachtet 
werden,  in  denen  die  Strafen  erfüUt  werden  sollen,  hinsichtlich  der  Diszi- 
plinarstrafen, der  Natur,  der  Zeit  und  andern  Umstände,  der  Arbeiten,  des 
Verkehrs  der  Sträflinge  mit  andern  Personen,  der  Unterstützungen,  welche 
sie  erhalten  dürfen,  sowie  der  Unterhaltsvorschriften. 

Nach  den  Bestimmungen  sollen  als  körperliche  Strafen  nur  auferlegt 
werden:  Kette  oder  Fufseisen,  Einschliefsung  in  Einzelzelle  und  Verbot 
des  Verkehrs  mit  Personen,  welche  nicht  zur  Anstalt  gehören,  jedoch  nur 
für  eine  Zeitdauer,  welche  einen  Monat  nicht  übersteigt,  sowie  andre 
weniger  schwere  Disziplinarstrafen. 

Art.  81.  Wenn  nach  Begehung  des  Deliktes  der  Delinquent  in 
einen  Zustand  von  Blödsinn  oder  Wahnsinn  verföUt,  so  sollen  folgende 
Kegeln  beobachtet  werden: 

1.  Wenn  der  Blödsinn  oder  Wahnsinn  vor  Verkündung  des  Urteils- 
spruches unvermutet  eintritt,  so  sollen  die  Wirkungen  dieses  Spruches  auf- 
geschoben werden,  ohne  dafs  dem  Angeklagten  irgend  eine  körperliche 
Strafe  auferlegt  wird,  bis  die  Vernunft  wiederkehrt;  und  zwar  unter 
Beobachtung  der  diesbezüglichen  Vorschriften  in  der  Strafprozefsordnung. 

2.  Wenn  die  Krankheit  nach  Verkündigung  des  Urteiles  eintritt 
und  dieses  die  Strafe  für  ein  Verbrechen  auferlegt,  soll  das  Gericht 
seine  Überführung  in  eines  der  für  derartige  Kranke  bestimmten  Hospitäler 
veranlassen,  und  falls  die  Strafe  geringer  war,  kann  es  anordnen,  dafs, 
je  nach  den  Umständen,  er  seiner  Familie  unter  der  Bürgschaft  der  Be- 
wachung und  zur  Verfügung  für  dasselbe  Gericht  übergeben  oder  in  eine 
Anstalt  für  Geisteskranke  eingeschlossen  werde. 

Sobald  der  Blödsinnige  oder  Wahnsinnige  seinen  Verstand  wieder- 
erlangt, soll  der  Urteilsspruch  in  Kraft  treten;  falls  dieser  ihm  aber  zeit- 
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liehe  Beraubung  oder  Beschränkung  der  Freiheit,  auferlegt,  soll  die  Zeit 
des  Blödsinns  oder  Wahnsinns  ihrer  Dauer  angerechnet  werden. 

Art.  82.    Jeder  zum  Tode  Verurteilte  wird  füsiliert 

Die  Hinrichtung  soll  am  Tage  und  öffentlich  an  einem  Orte  vollzogen 
werden,  welcher  im  allgemeinen  für  diesen  Zweck  bestimmt  ist  oder  den 
das  Gericht  bestimmt,  wenn  hierfür  ein  besonderer  Grund  vorliegt 

Die  Strafe  soll  vollzogen  werden,  drei  Tage  nachdem  der  Befehl  zur 
Erfüllung  des  YollstreckungsbefehlB  dem  Schuldigen  mitgeteilt  worden  ist; 
aber  falls  der  Vollstreckungstag  auf  ein  ein-  oder  mehrtägiges  religiöses 
oder  nationales  Fest  fallen  wtlrde,  soll  die  Hinrichtung  auf  den  folgenden 
Tag  verschoben  werden. 

Art  88.  Der  Verurteilte  soll  in  Begleitung  des  Priesters  oder 
Dieners  des  Gottesdienstes,  dessen  Beistand  er  erbeten  und  angenonmien 
hat,  an  den  Bichtplatz  auf  einem  Zellenwagen  gebracht  werden.  Nach 
seiner  Ankunft  dort  soll  er  aus  dem  Wagen  herausgerissen  und  sofort 
hingerichtet  werden. 

Art  84.  Der  Körper  des  Hingerichteten  soll,  falls  seine  Familie 
darum  bittet,  dieser  unter  der  Verpflichtung  übergeben  werden,  denselben 
ohne  Feierlichkeiten  beerdigen  zu  lassen. 

Art  85.  Die  Todesstrafe  soll  nicht  an  einer  schwangeren  Frau 
vollzogen  werden,  noch  soll  ihr  der  Vollstreckungsbefehl  mitgeteilt  werden, 
ehe  40  Tage  nach  der  Niederkunft  vergangen  sind. 

Art  86.  Die  zu  lebenslänglichem  Zuchthaus,  lebenslänglichem  Ge- 
fängnis, Zuchthaus  I  und  Gefängnis  I  Verurteilten  sollen  ihre  Strafen 
in  den  Strafgefängnissen  verbüfsen.  Eine  Ausnahme  machen  von  dieser 
Begel  die  Frauen,  welche,  solange  in  den  genannten  Gefängnissen  besondere 
Abteilungen  für  sie  nicht  gebaut  sind,  die  Strafen  in  den  Korrektions- 
häusem  verbüfsen  sollen,  ebenso  wie  die  Zuchthausstrafen  II  und  Ge« 
fängnis  n  und  Haft. 

Art.  87.  Die  zu  Zuchthaus  II  und  Gefängnis  11  Verurteilten  sollen 
ihre  Strafen  in  den  Zuchthäusern  abbüfsen,  die  zu  Haft  Verurteilten  in 
den  Gefängnissen.  In  beiden  Anstalten  mufs  man  mit  der  entsprechenden 
Trennung  die  Verurteilten  halten,  die  jünger  als  sechzehn  Jahre  sind,  so 
lange  als  nicht  andre  spezielle  Anstalten  für  diese  gebaut  werden. 

Art.  88.  Das  Arbeitserzeugnis  der  zu  Zuchthaus  Verurteilten  soll 
bestimmt  werden: 

1.  Um  die  Anstalt  für  die  Kosten,  die  jene  verursachen,  zu  ent- 
schädigen. 

2.  Um  jenen  einen  Vorzug  oder  Erleichterung  während  ihrer  Ge- 
fangenhaltung zu  verschaffen,  falls  sie  es  verdienen. 

3.  Um  die  civile  Verantwortlichkeit,  welche  sich  aus  dem  Delikte 
ergiebt,  zum  Vollzuge  zu  bringen. 

4.  Um  ihnen  einen  Reservefonds  zu  bilden,  den  man  ihnen  bei  ihrem 
Austritt  aus  der  Strafanstalt  einhändigen  soll. 

Art.  89.  Die  zu  Gefängnis  oder  Haft  Verurteilten  haben  die  Freiheit, 
sich  zu  eigenem  Nutzen  mit  Arbeiten  nach  ihrer  Wahl  zu  beschäftigen, 
unter    der    Bedingung,    dafs   diese   mit    der    Hausordnung    der    Straf- 
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anstalt  vereinbar  sind;  wenn  sie  jedoch  den  Verantwortlichkeiten  anter  1 
und  3  des  vorhergehenden  Artikels  unterliegen  und  der  notwendigen  Mittel 
entbehren,  um  die  Verbindlichkeiten  zu  erfüllen,  welche  jene  Regeln  ihnen 
auferlegen,  oder  keine  Stellung  haben  oder  in  keiner  bekannten  und  an- 
ständigen Lebenslage  sind,  so  werden  sie  den  Arbeiten  der  Anstalt 
zwangsweise  unterworfen,  bis  mit  dem  Erlös  derselben  jene  Verbindlich- 
keiten  gedeckt  und  die  Mittel  für  ihren  Unterhalt  beschafft  sind. 

Titel  IV. 

Ober  die  Strafen,  welchen  diejenigen  verfallen,  die  den  Strafvollzug  unter- 
brechen, sowie  während  der  Dauer  einer  Strafe  von  neuem  eich  vergeben. 

§1. 

Über  die  Strafen,  welchen  diejenigen  verfallen,  die  den 

Strafvollzug  unterbrechen. 

Art.  90.    Diejenigen  Verurteilten,  welche  ihre  Strafe  brechen,  sollen 

mit   den  Strafen  belegt  werden,   welche   entsprechender  Weise   in   den 

folgenden  Nummern  aufgezeichnet  sind. 

1.  Die  zu  Zuchthaus,  Gefängnis  oder  Haft  Verurteilten  sollen  die 
Strafe  des  Verbotes  des  Verkehrs  mit  Personen,  welche  nicht  zur  Straf- 
anstalt gehören,  für  eine  gewisse  Zeit  erleiden,  die  unter  Umständen  sich 
bis  zu  einem  Jahre  anadehnen  kann,  indem  sie  während  dieser  Zeit  einer 
strengeren  Anstaltsordnung  unterworfen  bleiben. 

2.  Bei  Rückfall  in  den  Bruch  dieser  Strafen  sollen  sie,  aufser  den 
Strafen  der  vorigen  Regel,  mit  Kette  oder  Fufseisen  während  einer  Zeit 
bestraft  werden,  welche,  in  Rücksicht  auf  die  besonderu  Umstände,  sich 
bis  zu  einem  Jahre  ausdehnen  kann. 

3.  Diejenigen,  welche  derartige  Strafen  gewohnheitsmäfsig  brechen 
—  als  solche  werden  diejenigen  Personen  angesehen,  welche  zwei  oder 
mehr  Male  sich  in  dieser  Weise  vergangen  haben  — ,  sollen  für  eine  dem 
Zweck  entsprechende  Zeit  in  Einzelhaft  eingeschlossen  werden,  welche 
unter  Berücksichtigung  der  Verhältnisse  nicht  die  Hälfte  der  Zeit  über- 
schreiten darf,  welche  ihnen  noch  fehlt,  um  die  Grundstrafe  abzubüfsen, 
entsprechend  den  Vorschriften  im  Artikel  25. 

4.  Die  zu  Verbannung  mit  oder  ohne  Zwangsaufenthalt,  zu  Zwangs- 
aufenthalt im  Lande  oder  Ortsverweisung  Verurteilten,  sollen  die  Strafen 
Zuchthaus,  Gefängnis  oder  Haft  nach  folgenden  Regeln  erleiden: 

a)  Der  zu  lebenslänglichem  Zwangsaufenthalt  Verurteilte  soll  Zucht- 
haus I  im  Mittelmafse  bekommen. 

b)  Der  zu  Verbannung  mit  oder  ohne  Zwangsaufenthalt  Verurteilte 
soll  Zuchthaus  für  die  Hälfte  der  Zeit  erleiden,  welche  ihm 
fehlt,  um  die  ursprüngliche  Strafe  zu  erfüllen. 

c)  Der  zu  zeitlichem  Zwangsaufenthalt  oder  Ortsverweisung  Ver- 
urteilte soll  Gefängnis  für  die  Hälfte  der  Zeit  bekommen,  welche 
ihm  fehlt,  um  die  ursprüngliche  Strafe  zu  erfüllen. 

5.  Wer  zu  Ämtern  und  öffentlichen  Stellungen,  sowie  zu  öffentlichen 
Rechten  und  Titular berufen,  die  er  ausüben  würde,  falls  die  That  nicht 
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ein  besonderes  Delikt  darstellt,  für  unfähig  erklärt  wurde,  soll  Gefängnis- 
strafe II  im  Mittelmafse  oder  Geldstrafe  von  100—1000  Pesos  erleiden. 
Beim  Bttckfalle  verdoppelt  sich  diese  Strafe. 

6.  Der  von  öffentlichen  Ämtern  oder  Stellungen  oder  von  einem 
Titnlarbemf  Suspendierte  soll  eine  neue  strafliche  Belastung  in  der  gleichen 
Zeitdauer,  wie  seine  ursprüngliche  Verurteilung,  erleiden. 

Beim  Rückfall  soll  er  mit  Gefängnis  II  im  Mindestmafs  oder  Geld- 
strafe von  100—1000  Pesos  bestraft  werden. 

7.  Wer  unter  polizeilicher  Aufsicht  stehend  gegen  die  Vorschriften 
fehlt,  die  er  zu  beobachten  hat,  soll  mit  Geföngnis  II  im  Mindest-  oder 
Mittelmafs  bestraft  werden. 


Von  den  Strafen,  welchen  diejenigen  verfallen,  welche 
während  der  Abbüfsung  einer  Strafe  sich  von  neuem  vergehen. 

Art.  91.  Diejenigen,  die  nach  ihrer  Verurteilung  durch  Vollstreckungs- 
lirteil während  der  Strafzeit  irgend  ein  Verbrechen  oder  Vergehen  be- 
gehen, sei  es  während  sie  sie  abbüfsen,  sei  es  nachdem  sie  sie  gebrochen 
haben,  sollen  die  Strafe  erleiden,  welche  das  Gesetz  für  das  neue  Ver- 
brechen oder  Vergehen,  welches  sie  begehen,  vorschreibt,  indem  sie  diese 
Sowohl  wie  die  ursprüngliche  in  der  Reihenfolge  abbüfsen  müssen,  welche 
das  Gericht  in  dem  Spruche  feststellt,  in  Übereinstimmung  mit  den  im 
Art.  74  für  den  Fall  vorgeschriebenen  Regeln,  dafs  verschiedene  Strafen 
demselben  Delinquenten  auferlegt  werden. 

Wenn  im  Falle  dieses  Artikels  das  neue  Verbrechen  mit  lebensläng- 
lichem Zuchthaus  oder  Gefängnis  bestraft  werden  würde,  und  der  Delin- 
quent gerade  eine  dieser  Strafen  verbtifst,  soU  er  mit  dem  Tode  be- 
straft werden. 

Falls  für  das  neue  Verbrechen  oder  Vergehen  eine  niedrigere  Strafe 
vorgeschrieben  ist,  soll  lebenslängliches  Zuchthaus  oder  lebenslängliches 
Gefängnis  durch  Kette  oder  Fufseisen,  Einschliefsung  in  Einzelhaft  und 
Verbot  des  Verkehrs  mit  Personen,  die  nicht  zur  Strafanstalt  gehören,  er- 
schwert werden;  alle  diese  Strafen  können  einzeln  oder  zusammen  nach 
Gutdünken  des  Gerichtes  und  bis  zum  Maximum  der  Zeit  angewandt 
werden,  welche  der  Art.  25  erlaubt. 

Falls  das  neue  Verbrechen  mit  lebenslänglichem  Zwangsaufenthalt 
im  Lande  bestraft  werden  müfste  und  der  Delinquent  gerade  diese  Strafe 
verbüfst,  soll  man  ihm  Zuchthaus  I  im  Mittelmafse  geben,  indem  man 
die  Strafe  des  Zwangsaufenthaltes  als  beendet  ansieht. 

Sollte  die  Strafe,  welche  das  neue  Verbrechen  oder  Vergehen  ver- 
dient, eine  andre  geringere  sein,  so  sollen  die  Vorschriften  des  ersten 
Absatzes  dieses  Artikels  beobachtet  werden. 

Art.  92.  FaUs  das  neue  Delikt  nach  Verbüfsung  einer  Strafe  be- 
gangen wird,  so  hat  man  drei  Fälle  zu  unterscheiden: 

1.  Wenn  es  derselben  Art  wie  das  frühere  ist. 

2.  Wenn  es  von  verschiedener  Art  ist  und  der  Schuldige  bereits  für 
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zwei  oder  mehr  Delikte  bestraft  ist,  für  die  das  Gesetz  eine  gleiche  oder 
höhere  Strafe  vorschreibt. 

3.  Wenn,  falls  es  von  verschiedener  Art  ist,  der  Delinquent  erst  ein- 
mal für  ein  Delikt,  für  welches  das  Ghesetz  eine  gleiche  oder  höhere  Strafe 
vorschreibt,  oder  mehr  als  einmal  für  ein  DeUkt,  dessen  Strafe  geringer 
ist,  bestraft  ist. 

In  den  ersten  beiden  Fällen  betrachtet  man  die  That  als  von  einem 
erschwerenden  Umstände  begleitet,  in  Rücksicht  auf  die  Anordnungen  der 
Nummern  li  und  15  im  Artikel  12;  und  im  letzten  Falle  sollen  die 
frühem  Delikte  nicht  in  Anwendung  gebracht  werden,  um  die  Strafe  zu 
erhöhen. 

Titel  V. 
Ober  das  Erlöschen  der  strafreobtlioben  Verantwortlichkeit. 

Art.  93.    Die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  erlischt: 

1.  Durch  den  Tod  des  Schuldigen,  immer  hinsichtlich  der  persönlichen 
Strafen;  und  mit  Rücksicht  auf  die  Geldstrafen  nur,  falls  beim  Tode  noch 
kein  Vollstreckungsbefehl  gegeben  war. 

2.  Durch  Verbtifsung  der  Strafe. 

3.  Durch  Begnadigung,  welche  völlig  die  Strafe  und  ihre  Wirkungen 
aufhebt. 

4.  Durch  Strafnachlafs. 

Die  Wohlthat  des  Strafhachlasses  erläfst  nur  die  Strafe  oder  wandelt 
sie  um;  aber  sie  nimmt  dem  mit  ihr  Bedachten  nicht  den  Charakter  eines 
Verurteilten  für  die  Wirkungen  des  Rückfalls  oder  neuer  Vergehung  und 
der  übrigen  Fälle,  welche  die  Gesetze  bestimmen. 

5.  Durch  Verzeihung  von  selten  des  Verletzten,  wenn  die  Strafe  für 
Delikte  auferlegt  ist,  hinsichtlich  welcher  das  Gericht  nur  das  Zivilver- 
fahren zuläfst. 

6.  Durch  die  Verjährung  der  strafbaren  Handlung. 

7.  Durch  die  Verjährung  der  Strafe. 
Art.  91.    Das  Strafverfahren  verjährt: 

Hinsichtlich  der  Verbrechen,  auf  welche  das  Gesetz  Todesstrafe  oder 
Zuchthausstrafe,  lebenslängliches  Gefängnis  oder  lebenslänglichen  Zwangs- 
aufenthalt im  Lande  setzt,  in  zwanzig  Jahren. 

Hinsichtlich  der  übrigen  Verbredien  in  fünfzehn  Jahren. 

Hinsichtlich  der  Vergehen  in  zehn  Jahren. 

Hinsichtlich  der  Übertretungen  in  sechs  Monaten. 

Falls  die  für  das  Delikt  bestimmte  Strafe  eine  zusammengesetzte 
ist,  soll  man  sich  an  die  gröfsere  hinsichtlich  der  Anwendung  der  Regeln 
halten,  die  in  den  drei  ersten  Abschnitten  dieses  Artikels  gegeben  sind. 

Die  vorstehenden  Regeln  sind  unbeschadet  der  kurzen  Verjährungen 
zu  verstehen,  welche  dieses  Gesetzbuch  für  bestinmite  Delikte  festsetzt 

Art.  95.  Die  Frist  der  Verjährung  beginnt  von  dem  Tage  an  zu 
laufen,  an  dem  das  Delikt  begangen  ist 

Art.  96.  Diese  Verjährung  wird  unter  Verlust  der  verlaufenen  Zeit 
unterbrochen,  falls  der  Delinquent  von  neuem  ein  Verbrechen  oder  Vergehen 
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begeht  und  aie  roht  von  dem  Tage  an,  wo  der  ProzeTs  gegen  den  Delin- 
quenten angestrengt  wird;  wenn  jedoch  die  Fortsetzung  des  Prozesses 
drei  Jahre  hindurch  liegen  bleibt  oder  ohne  Verorteilung  des  Angeklagten 
endet,  so  geht  die  Yerjähmng  weiter,  als  wenn  sie  garnicht  unterbrochen 
wäre. 

Art  97.  Die  durch  Vollstreckungsbefehl  auferlegten  Strafen  ver- 
jähren: 

Todesstrafe  und  Zuchthausstrafe,  lebenslängliches  QefUngnis  und 
Zwangsaufenthalt  im  Lande  in  zwanzig  Jahren. 

Die  übrigen  Strafen  für  Verbrechen  in  fünfzehn  Jahren. 

Die  Strafen  für  Vergehen  in  zehn  Jahren. 

Die  für  Übertretungen  in  sechs  Monaten. 

Art.  98.  Die  Zeit  der  Verjährung  soll  von  dem  Datum  des  Urteils- 
spruches an  oder  mit  dem  Brach  der  Strafe,  wenn  mit  ihrer  Verbüfsung 
angefangen  war,  zu  laufen  anfangen. 

Art.  99.  Diese  Verjährung  wird  unterbrochen  und  die  verlaufene 
Zeit  bleibt  ohne  Wirkung,  wenn  der  Schuldige  während  ihrer  Dauer  von 
neuem  ein  Verbrechen  oder  Vergehen  begeht,  unbeschadet  jedoch,  dafs  sie 
nun  von  neuem  zu  laufen  anfängt. 

Art.  100.  Wenn  der  Schuldige  sich  aus  dem  Gebiete  der  Bepublik 
entfernt,  so  kann  die  strafbare  Handlung  oder  die  Strafe  selbst  nur  in 
der  Weise  veijähren,  dafs  für  die  Berechnung  der  Jahre  je  zwei  Tage  der 
Abwesenheit  als  einer  gerechnet  werden. 

Art.  101.  Jede  Verjährung  der  strafbaren  Handlung  sowohl  wie 
der  Strafe  laufen  zu  Gunsten  jeder  und  gegen  jede  Art  von  Personen. 

Art  102.  Die  Verjährung  soll  von  Amtswegen  vom  Gerichte  fest- 
gestellt werden,  auch  wenn  der  Angeklagte  sie  nicht  anzeigt,  mit  der 
Wirkung,  dafs  dieselbe  im  Urteile  verzeichnet  wird. 

Art  103.  Wenn  der  Angeklagte  vor  Ablauf  der  Verjährungszeit  der 
strafbaren  Handlung  oder  der  Strafe,  aber  nachdem  schon  die  Hälfte  der 
erforderlichen  Zeit  abgelaufen  ist,  sich  selbst  stellt  oder  gefafst  wird, 
soll  in  den  betreffenden  Fällen  für  derartige  Verjährungen  das  Gericht  die 
That  als  mit  zwei  oder  mehr  qualifizierten  mildernden  Umständen  und 
mit  keinem  erschwerenden  versehen  betrachten  und  daher  die  Regeln  der 
Artikel  65,  66,  67  und  68  anwenden,  sei  es  für  die  Auferlegung  der  Strafe, 
sei  es  um  die  bereits  auferlegte  zu  mindern. 

Diese  Begel  findet  keine  Anwendung  auf  die  Verjährungen  der 
Übertretungen  sowie  der  speziellen  Verjährungen  von  kurzer  Frist 

Art  lOi.  Die  unter  den  Nummern  15  und  16  des  Artikels  12  ein- 
begriffenen erschwerenden  Umstände  kommen,  wenn  es  sich  um  Ver- 
brechen handelt,  nach  zehn  Jahren  nicht  mehr  in  Betracht,  zählbar  vom 
Datum  ab,  an  welchem  die  That  stattfand,  auch  nicht  nach  fünf  in  den 
Fällen  von  Vergehen. 

Art.  105.  Die  gesetzlichen  Unfähigkeiten,  die  aus  Verbrechen  oder 
Vergehen  herrühren,  dauern  nur  die  für  die  Verjährung  der  Strafen 
erforderliche  Zeit,  wobei  nach  der  Art  gerechnet  wird,  wie  sie  die  Artikel 
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d8,  99  und  100  anordDen.    Diese  Begel  ist  nicht  anwendbar  auf  die  Un- 
fähigkeiten zur  Ausübung  der  politischen  Rechte. 

Die  Verjährung  der  Zivil  Verantwortlichkeit ,  die  aus  Delikten  her- 
rührt, richtet  sich  nach  dem  Zivilgesetzbuch. 


Zweites  Buch. 

Yerbrechen,  Yergehen  und  ihre  Strafen. 

Titel  I. 
Verbrechen  und  Vergehen  gegen  die  äufsere  Sicherheit  und  Souveränität 

des  Staates. 

Art.  106.  Jeder,  der  sich  innerhalb  des  Gebietes  der  Bepublik  gegen 
die  äufsere  Sicherheit  derselben  verschwört,  indem  er  eine  fremde  Macht 
dazu  verleitet  Chile  den  Krieg  zu  erklären,  wird  mit  Zuchthaus  I  im 
Höchstmafse  oder  mit  dem  Tode  bestraft.  Sind  Feindseligkeiten  erfolgt, 
so  erleidet  er  die  Todesstrafe. 

Die  Vorschriften  dieses  Artikels  finden  auf  Chilenen  Anwendung, 
auch  wenn  die  Umtriebe  der  Verleitung  zur  Kriegserklärung  gegen  die 
Bepublik  aufserhalb  des  G-ebietes  derselben  stattgefunden  haben. 

Art,  107.  Derjenige  Chilene,  der  unter  fremder  Fahne  gegen  sein 
Vaterland  Kriegsdienste  thut,  wird  mit  Zuchthaus  oder  mit  dem  Tode 
bestraft. 

Art.  108.  Jeder,  der  ohne  im  Namen  und  mit  Ermächtigung  einer 
fremden  Macht  zu  handeln,  Waffen  gegen  Chile  verfertigt  und  somit  die 
Unabhängigkeit  oder  Unverletzbarkeit  seines  Gebietes  bedroht,  soll  mit 
lebenslänglichem  Zuchthaus  oder  mit  dem  Tode  bestraft  werden. 

Art.  109.  Mit  Zuchthaus  I  im  Höchstmafse  oder  mit  dem  Tode 
wird  bestraft: 

Wer  dem  Feinde  den  Eintritt  in  das  Gebiet  der  Bepublik  erleichtert. 

Wer  demselben  Städte,  Häfen,  Plätze,  Festungen,  Stellen,  Magazine, 
Geld  oder  andere  Objekte  überliefert,  die  dem  Staate  gehören  und  von 
sichtbarem  Nutzen  für  den  Fortschritt  des  Krieges  sind. 

Wer  dem  Feinde  Hufe  an  Menschen,  Geld,  Lebensmitteln,  Munition, 
Bekleidungs-,  Wagen-,  Pferde-,  Schiffsmaterial  oder  anderen  Dingen 
verschafft,  die  bekanntermafsen  dem  Feinde  nützen. 

Derjenige,  der  den  Fortschritt  der  feindlichen  Waffen  im  Territorium 
der  Bepublik  oder  gegen  die  chilenischen  Streitkräfte  zu  Wasser  und 
zu  Lande  begünstigt,  indem  er  die  Treue  der  Offiziere,  Soldaten,  Ma- 
trosen oder  anderer  Bürger  gegen  den  Staat  zu  untergraben  sucht. 

Wer  dem  Feinde  Pläne  von  Festungen,  Arsenalen,  Häfen  oder  offenen 
Bheden  verschafft. 

Wer  ihm  das  Geheimnis  einer  Unterhandlung  oder  Expedition  verrät. 

Wer  die  Spione  oder  Soldaten  des  Feindes,  die  zur  Aufklärung  ge- 
schickt sind,  verbirgt  oder  verbergen  hilft. 
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Wer  mit  den  Verhältnissen  bekannt  das  feindliche  Heer  oder  die 
Flotte  führt. 

Wer  böswilligerweise  der  Flotte  oder  dem  Heere  der  Republik  falschen 
Kurs  oder  falsche  Meldungen  giebt. 

Der  Lieferant,  der  böswilligerweise  unter  schwerem  Schaden  des 
Heeres  oder  der  Flotte  gegen  seine  Pflicht  verstöfst. 

Wer  verhindert,  dafs  bei  einem  Kriege  aufserhalb  des  Gebietes  der 
Kepubiik  die  chilenischen  Truppen  Hilfe  an  Geld,  Waffen,  Mund-  und 
Kriegsvorrat,  an  Equipierungen  oder  Fahrzeugen  oder  Plänen,  Instruk- 
tionen oder  Nachrichten,  die  zum  besseren  Fortgang  des  Krieges  geeignet 
sind,  empfangen. 

Wer  durch  irgend  ein  Mittel  Gegenstände  in  der  Absicht  in  Brand 
gesetzt  hat,  den  Feind  zu  begünstigen. 

In  den  Fällen  dieses  Artikels  soll  der  Schuldige  die  Todesstrafe  er- 
leiden, wenn  er  ein  öffentliches  Amt  bekleidete,  Agent  oder  Beauftragter 
der  Kegierung  der  Republik  war  und  die  Autorität,  Dokumente  oder  Mit- 
teilungen mifsbraucht  hat,  welche  er  in  Ansehung  seines  Amtes  hatte. 

Art.  110.  Mit  Zuchthausstrafe  I  im  Mittelmafse  bis  lebenslänglich 
werden  die  im  vorigen  Artikel  aufgezählten  Verbrechen  bestraft,  wenn 
sie  gegenüber  Verbündeten  der  Republik  begangen  werden,  welche  gegen 
den  gemeinsamen  Feind  handeln. 

Art.  111.  In  den  Fällen  der  fünf  vorhergegangenen  Artikel  straft 
man  das  fehlgeschlagene  Verbrechen  als  wenn  es  vollendet  wäre,  den  Ver- 
such mit  der  Strafe,  die  um  ein  MaTs  niedriger  ist  als  die  ftlr  das  Delikt 
bezeichnete,  die  Verabredung  mit  der  um  zwei  Mafse  niedrigeren  und  den 
Vorschlag  mit  Zuchthausstrafe  II  in  irgend  einem  ihrer  Mafse. 

Art.  112.  Jeder,  der  mit  Bürgern  oder  Untergebenen  einer  feind- 
lichen Macht  Schriftwechsel  unterhalten  hat,  welcher,  ohne  eines  der  im 
Artikel  109  aufgezählten  Verbrechen  zum  Zwecke  zu  haben,  als  Resultat 
die  an  den  Feind  erfolgte  Zuführung  von  Nachrichten  ergeben  hat,  die 
der  militärischen  Lage  Chiles  oder  seiner  Verbündeten,  die  gegen  den  ge- 
meinsamen Feind  handeln,  nachteilig  sind,  wird  mit  Zuchthaus  I  in  irgend 
einem  seiner  Mafse  bestraft. 

Dieselbe  Strafe  soll  angewandt  werden,  wenn  die  Korrespondenz  in 
Chiffireschrift  war,  welche  nicht  erlaubt,  ihren  Inhalt  zu  erkennen. 

Wenn  die  Mitteilungen  geschehen  sind  von  einem  öffentlichen  Be- 
amten, der  mit  Rücksicht  auf  sein  Amt  Kenntnis  von  ihnen  hatte,  soll 
die  Strafe  Zuchthaus  I  im  mittleren  Mafse  sein. 

Art.  118.  Wer  einen  zwischen  der  Republik  und  einer  andern 
feindlichen  Nation  oder  zwischen  ihren  kriegführenden  Streitkräften  zn 
Wasser  oder  zn  Lande  abgeschlossenen  Waffenstillstand  oder  Aufschub 
verletzt,  soll  mit  Zuchthaus  II  im  Mittelmafse  bestraft  werden. 

Art  114.  Wer  ohne  gesetzliche  Erlaubnis  im  Gebiete  der  Republik 
Trappen  aushebt  oder  Schiffe  zur  Kaperei  bestimmt,  soll  ohne  Unterschied 
des  Zieles,  das  er  sich  stellt,  und  der  Nation,  mit  der  er  Feindseligkeiten 
vorhat,  mit  Zuchthaus  I  im  Mindestmafse  und  Geldstrafe  von  1000—6000 
Pesos  bestraft  werden. 
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Art.  115.  Wer  die  Neutralität  der  Republik  verletzt,  indem  er  mit 
den  Kriegführenden  Handel  mit  Gegenständen  treibt,  welche  in  den  be- 
treffenden Bestimmungen  oder  Neutralitätserklärungen  als  Eüegskontre* 
bände  bezeichnet  sind,  wird  mit  Zuchthaus  II  im  MittelmaTse  bestraft. 

Wenn  ein  öffentlicher  Beamter  Thäter  oder  Gehilfe  dieses  Deliktes 
ist,  so  wird  er  mit  Zuchtbaus  II  im  Höchstmafse  bestraft. 

Art.  116.  Derjenige  Bürger  oder  Unterthan  einer  Nation,  mit  welcher 
Chile  sich  im  Kriegszustande  befindet,  der  die  Bestimmungen  über  Inter- 
nierung oder  Ausweisung  aus  dem  Gebiete  der  Republik  verletzt,  welche 
von  der  Regierung  hinsichtlich  der  Bürger  und  Unterthanen  dieser 
Nation  gegeben  sind,  soll  mit  GefUngnis  II  im  Mittelmafse  bestraft  werden; 
jedoch  mit  der  Einschränkung,  dafs  die  Strafe  in  keinem  Falle  länger  aus- 
gedehx^t  werden  kann,  als  die  Dauer  des  Krieges,  auf  Grund  dessen  jene 
Mafsnahmen  getroffen  wurden. 

Art.  117.  Derjenige  Chilene,  der  des  Versuchs  schuldig  ist,  in  feind- 
liches Land  haben  gehen  zu  wollen,  während  es  die  Regierung  verboten 
hatte,  soll  mit  Gefängnis  11  im  Mindestmafse  bestraft  werden. 

Art.  118.  Wer  innerhalb  der  Republik  irgend  welche  Befehle  oder 
Anordnungen  einer  fremden  Regierung  ausführt,  welche  die  Unabhängig- 
keit oder  Sicherheit  des  Staates  angreifen,  soll  mit  Verbannung  ohne 
Zwangsaufenthalt  11  im  Mindestmafse  oder  Mittelmafse  bestraft  werden. 

Art.  119.  Wenn  ein  öffentlicher  Beamter  unter  Mifsbrauch  seines 
Amtes  irgend  eines  derjenigen  Vergehen  begeht,  die  im  vorigen  Artikel 
behandelt  werden,  soll  man  ihm  aufser  der  dort  verzeichneten  Strafe 
die  zeitliche,  absolute  Unfähigkeit  zu  öffentlichen  Aemtem  und  Stellungen 
im  Mindestmafse  auferlegen. 

Art  120.  Wer  die  persönliche  Unverletzbarkeit  oder  den  Wohnort 
des  Repräsentanten  einer  fremden  Macht  verletzt,  soll  mit  Gefängnis  II 
im  Mindestmafse  bestraft  werden,  falls  nicht  diese  Verletzung  ein  Delikt 
begründet,  für  welches  eine  höhere  Strafe  vorgeschrieben  ist,  wobei  in 
einem  solchen  Falle  die  Verletzung  als  erschwerender  Umstand  angesehen 
werden  soll. 

Titel  II. 
Verbrechen  und  Vergeben  gegen  die  innere  Siclierlieit  des  Staatee. 

Art.  121.  Diejenigen,  die  sich  mit  bewaffneter  Hand  gegen  die  ge- 
setzmäfsig  aufgestellte  Regierung  empören,  mit  der  Absicht,  einen  Bürger- 
krieg zu  erregen,  die  Staatsverfassung  oder  ihre  Regierungsform  umzu- 
stürzen, den  Präsidenten  der  Republik  seiner  amtlichen  Thätigkeit  zu 
berauben  oder  zu  verhindern,  dafs  er  in  die  Ausübung  derselben  eintritt, 
oder  dei^jenigen,  der  seine  amtlichen  Geschäfte  vertritt  oder  die  Mitglieder 
des  Nationalkongresses  oder  der  höchsten  Gerichtshöfe  in  ihrer  amtlichen 
Thätigkeit  zu  hindern,  sollen  mit  Gefängnis  I  oder  mit  Verbannung  I  mit 
oder  ohne  Zwangsaufenthalt  in  irgend  einem  ihrer  Mafse  bestraft  werden. 

Art.  122.  Diejenigen,  welche  durch  Aufreizung  der  Empörer  die 
Erhebung  hervorgerufen  haben  und  dieselbe  unterstützten,  sowie  die  her- 
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Torragendsten  Anführer,  sollen  mit  denselben  Strafen  des  vorigen  Artikels, 
im  HOchstmafse  angewandt,  bestraft  werden. 

Art  123.  Diejenigen,  welche  die  Glocken  oder  irgend  ein  andres 
Instnunent  läuten  oder  schlagen  lassen,  um  das  Volk  zum  Aufruhr  zu 
bewegen,  sowie  diejenigen,  welche  in  gleicher  Absicht  Ansprachen  an  das 
Tersammelte  Volk  halten  oder  Druckschriften  verteilen,  sollen,  wenn  die 
Erhebung  zu  stände  zu  kommen  beginnt,  mit  Geföngnis  II  oder  Verban- 
nung II  ohne  Zwangsaufenthalt  in  ihren  MittebnaTsen  bestraft  werden, 
falls  sie  nicht  die  Beurteilung  als  Aufrührer  verdienen. 

Art  124.  Diejenigen,  welche,  ohne  die  im  Artikel  121  aufgezählten 
Verbrechen  zu  begehen,  aber  mit  der  Absicht  sie  auszuflihren,  Truppen 
bestechen,  sich  den  Oberbefehl  über  sie,  über  ein  Kriegsschiff  oder  einen  festen 
Platz  oder  einen  Wachtplatz,  über  einen  Hafen  oder  eine  Stadt  aneignen, 
oder  gegen  den  Befehl  der  Regierung  irgend  eine  politische  oder  militä- 
rische Macbtbefagnis  beibehalten,  sollen  mit  Gefängnis  I  oder  Verban- 
nung I  mit  Zwangsaufenthalt  in  ihren  Mittelmafsen  bestraft  werden. 

Art.  125.  Bei  den  Verbrechen,  von  denen  die  Artikel  121,  122 
und  124  handeln,  wird  die  Verabredung  hierzu  mit  Verbannung  I  mit 
Zwangsaufenthalt  im  Mittelmafse  und  der  Vorschlag  mit  Verbannung  II 
ohne  Zwangsauf  enthalt  im  Mittelmafse  bestraft. 

Art.  126.  Diejenigen,  die  sich  öffentlich  erheben  mit  der  Absicht, 
die  Herausgabe  oder  Ausführung  der  Gesetze,  die  freie  Vollziehung  einer 
Volkswahl  zu  hindern,  die  Ausübung  ihrer  Befugnisse  zu  beschränken  oder 
die  Ausführung  ihrer  Vorkehrungen  zu  irgend  einer  der  verfassungsmäfsigen 
Machtvollkommenheiten  zu  hemmen,  ihnen  Entschlüsse  mittels  Gewalt  abzu- 
zwingen oder  Akte  des  Hasses  oder  der  Rache  auszuüben  gegen  die  Person 
oder  Güter  irgend  einer  Behörde,  ihrer  Agenten  oder  gegen  die  Zuständig- 
keit des  Staates  oder  irgend  einer  öffentlichen  Behörde,  sollen  mit  Ge- 
fängnis II  oder  auch  mit  Verbannung  II  mit  oder  ohne  Zwangsaufenthalt 
in  irgend  einem  ihrer  Mafse  bestraft  werden. 

Art.  127.  Die  Vorschriften  der  Artikel  122,  123,  124  und  125  finden 
Anwendung  auf  die  Vergehen,  von  denen  der  vorhergehende  Artikel 
handelt,  doch  sind  die  entsprechenden  Strafen  um  ein  Mafs  niedriger  als 
diejenigen,  welche  in  genannten  Artikeln  aufgestellt  werden. 

Art.  128.  Sobald  die  Erhebung  sich  deutlich  kundgiebt,  soll  die  Be- 
hörde bis  zu  zwei  Malen  den  Aufruhrern  ankündigen,  sich  sofort  zu  zer- 
streuen und  zurückzuziehen,  indem  sie  zwischen  der  ersten  und  zweiten 
Aufforderung  die  zur  Ausführung  nötige  Zeit  vorübergehen  läfst 

Sollten  die  Aufrührer  nicht  sofort  nach  der  zweiten  Ankündigung 
sich  zurückziehen,  so  soll  die  Behörde,  um  jene  zu  zerstreuen,  Gebrauch 
von  der  öffentlichen  Gewalt  machen. 

Die  erste  oder  zweite  Ankündigung  ist  nicht  notwendig  von  dem 
Augenblick  an,  wo  die  Aufrührer  Gewaltakte  vollführen. 

Art.  129.  Wenn  die  Aufrührer  sich  vor  den  Ankündigungen  oder 
ihren  Folgen  zerstreuen  oder  sich  der  gesetzlichen  Behörde  unterwerfen, 
ohne  Gewaltakte  ausgefOhrt  zu  haben,  sollen  sie  von  jeder  Strafe 
frei  sein. 
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Die  Anstifter,  Aufwiegler  und  Aufrechterhalter  der  Erhebung  sollen 
im  Falle  dieses  Artikels  mit  einer  Strafe  belegt  werden,  die  um  ein  oder 
zwei  Mafse  niedriger  ist  als  diejenige,  welche  sie  betroffen  hätte,  wenn 
das  Delikt  vollendet  wäre. 

Art.  130.  Falls  die  Erhebung  nicht  bis  zu  dem  erschwerenden 
Stadium  kommt,  dafs  sie  auf  merkliche  Weise  die  Amtsthätigkeit  der 
öffentlichen  Behörde  hindert,  sollen  die  Aufrührer  in  Übereinstimmung  mit 
der  Vorschrift  des  Endabsatzes  des  vorigen  Artikels  beurteilt  werden. 

Art.  131.  Die  einzelnen  Delikte,  die  bei  einer  Erhebung  oder  in 
Beziehung  mit  dieser  begangen  werden,  sollen  mit  den  für  sie  bestimmten 
Strafen  bestraft  werden,  ohne  Rücksicht  auf  Artikel  129. 

Falls  die  Urheber  nicht  entdeckt  werden  können,  sollen  die  Haupt- 
und  Unteranführer  des  Aufruhres  als  Gehilfen  dieser  Delikte  behandelt 
und  bestraft  werden,  wenn  sie,  obwohl  es  in  ihrer  Gewalt  stand,  diese 
Delikte  zu  verhüten,  es  nicht  gethan  hatten. 

Art.  132.  Wenn  bei  den  Aufständen,  von  welchen  dieser  Titel 
handelt,  Wafifengebrauch  vorausgesetzt  wird,  so  soll  man  unter  diesem 
Worte  alle  Maschinen,  Instrumente,  Utensilien  oder  Gegenstände  verstehen, 
welche  schneiden,  stechen  oder  quetsclien,  und  die  man  genommen  hat  um 
zu  töten,  zu  verwunden  oder  zu  schlagen,  selbst  wenn  kein  Gebrauch  davon 
gemacht  worden  ist. 

Art.  133.  Diejenigen,  welche  mit  List  oder  mit  irgend  einem  andern 
Mittel,  jedoch  ohne  sich  gegen  die  Eegierung  aufzulehnen,  eines  der  Ver- 
brechen oder  Vergehen  begehen,  von  denen  die  Artikel  121  und  126 
handeln,  sollen  mit  Geföngnis  II  oder  Zwangsaufenthalt  II  im  Lande  in 
irgend  einem  ihrer  Mafse  bestraft  werden,  vorbehaltlich  der  Vorschriften 
im  Artikel  157  hinsichtlich  der  Delikte,  welche  sich  auf  die  Ausübung 
politischer  Rechte  beziehen. 

Art.  134.  Diejenigen  öffentlichen  Beamten,  welche  in  Ansehung 
ihres  Amtes  die  Erhebung  verhindern  mufsten,  es  jedoch  nicht  mit  allen  in 
ihrem  Bereich  stehenden  Mitteln  gethan  haben,  sollen  mit  zeitlicher,  abso- 
luter Unfähigkeit  zu  Ämtern  und  öfifentlichen  Stellungen  in  irgend  einem 
ihrer  Mafse  bestraft  werden. 

Art.  135.  Diejenigen  Beamten,  welche  unter  dem  Befehl  der  Auf- 
rührer ihr  Amt  weiterhin  ausüben,  oder  die,  ohne  dafs  der  Verzicht  auf 
ihr  Amt  angenommen  worden  ist,  dieses  bei  Gefahr  eines  Aufruhrs  auf- 
gegeben haben,  sollen  mit  der  Strafe  der  zeitlichen,  absoluten  Unfähig- 
keit für  Ämter  und  öffentliche  Stellungen  im  Mittel-  bis  HöchstmaTse  be- 
straft werden. 

Art.  136.  Diejenigen,  welche  Ämter  oder  Stellungen  von  den  Em- 
pörern annehmen,  sollen  mit  absoluter  zeitlicher  Unfähigkeit  zu  Ämtern  und 
öffentlichen  Stellungen  im  Mindestmafse  und  Geldstrafe  von  100—1000  Pesos 
bestraft  werden. 
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Titel  m. 

Verbrechen  und  Vergehen,  welche  die  durch  die  Verfaetung  garantierten 

Rechte  angreifen. 

§^- 

Von  den  Delikten,  welche  sich  auf  die  Ansübnng;  der 

politischen  Rechte  nnd  der  Prefsfreibeit  beziehen. 

Art.  137.   Die  Delikte,  welche  sich  anf  die  Ausübnng  des  Stimmrechts 

nnd  die  Freiheit,  durch   die  Presse  Ansichten   zu  verbreiten,   beziehen, 

werden  einstellt  und  im   gegebenen  Falle  bestraft  durch  die  Wahl-  und 

PreTsgesetze. 

§2. 

Über  die  Verbrechen  und  Vergehen,  die  sich  auf  die  Ausübung 

der  in  der  Republik  erlaubten  Kulte  beziehen. 

Art.  138.    Wer  mittelst  Gewalt  oder  Drohungen  eine  oder  mehr 

Personen  an  der  Ausübung  eines  in  der  Republik  erlaubten  Kultus  hindert, 

soll  mit  Gefängnis  II  im  lÜttelmafse  bestraft  werden. 

Art.  139.  Mit  Geföngnis  II  im  Mindestmafse  und  Geldstrafe  von 
100—300  Pesos  sollen  bestraft  werden: 

1.  Diejenigen,  die  durch  Lärm  oder  Störung  die  Ausübung  eines 
Kultus  in  dem  dazu  bestimmten  oder  regelmäfsig  dazu  dienenden  Orte 
gehindert,  oder  bei  den  öffentlichen  Oeremonien  dieses  selben  Kultus,  ver- 
zögert oder  unterbrochen  haben. 

2.  Diejenigen,  die  durch  Handlungen,  Worte  oder  Drohungen  die 
Gegenstände  eines  Kultus  beschimpfen,  sei  es  an  den  hierzu  bestimmten 
Orten,  oder  denen,  die  gewohnheitsmäfsig  zu  seiner  Ausübung  dienen,  sei 
es  in  den  öffentlichen  Oeremonien  dieses  selben  Kultus. 

3.  Diejenigen,  die  mit  Handlungen,  Worten  oder  Drohungen  den 
GfreiBtlichen  eines  Kultus  bei  der  Ausübung  seines  geistlichen  Amtes  be- 
leidigen. 

Art.  140.  Wenn  im  Falle  der  Nummer  3  des  vorhergehenden 
Artikels  die  Beleidigung  in  einer  That  bestand,  soll  der  Delinquent, 
wenn  er  gewaltthätig  Hand  an  die  Person  des  Geistlichen  legte,  mit  Ge- 
fängnis II  im  Mindest-  bis  Mittelmafse  und  Geldstrafe  von  100—600  Pesos 
bestraft  werden. 

Wenn  die  Schläge  dem  Angegriffenen  irgend  welche  Verletzungen 
der  Art  verursachen,  auf  welche  sich  der  Art.  399  bezieht,  soll  die 
Strafe  Zuchthaus  II  im  Mittelmafse  sein;  falls  die  Verletzungen  unter 
die  in  Nummer  2  des  Art.  397 'fallen,  soll  mit  Zuchthaus  II  im  Höchst- 
mafse  bestraft  werden;  fallen  die  Verletzungen  unter  diejenigen,  von 
denen  Nummer  1  des  genannten  Artikels  spricht,  soll  mit  Zuchthaus  I  im 
Mittelmafse  bestraft  werden  und  falls  die  Verletzungen  den  Tod  des  Be- 
troffenen verursacht  haben,  der  Angreifer  mit  Zuchthaus  I  im  Höchstmafse 
oder  mit  dem  Tode  bestraft  werden. 
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§3. 

Verbrechen  und  Vergehen  gegen  die  Freiheit  und  Sicherheit 

begangen  durch  Privatleute. 

Art.  141.  Wer  ohne  Recht  einen  andern  einschliefst  oder  zurück- 
hält, indem  er  ihn  seiner  Freiheit  beraubt,  soll  mit  Zuchthaus  II  oder 
G^efängnis  11  in  irgend  einem  ihrer  Mafse  bestraft  werden. 

Derselben  Strafe  soll  derjenige  verfallen,  welcher  einen  Ort  zur  Ans- 
fQhrung  des  Deliktes  beschafft. 

Wenn  die  Einschliefsung  oder  Verhaftung  über  mehr  als  90  Tage 
verlängert  wird,  oder  wenn  aus  ihnen  ein  schwerer  Schade  an  der  Person 
oder  den  Interessen  des  Eingeschlossenen  oder  Zurückgehaltenen  entsteht, 
soll  die  Strafe  Zuchthaus  I  in  irgend  einem  ihrer  Mafse  sein. 

Art.  142.  Die  Entführung  einer  unter  zehn  Jahre  alten  Person 
soll  mit  Zuchthaus  I  in  irgend  einem  seiner  Mafse  bestraft  werden. 

Wenn  die  entführte  Person  älter  als  zehn  und  jünger  als  zwanzig 
Jahre  ist,  soll  die  Strafe  Zuchthaus  II  in  irgend  einem  seiner  Mafse  sein. 

Art.  143.  Wer  abgesehen  von  den  durch  das  Q^etz  erlaubten  Fällen, 
eine  Person  festnimmt,  um  sie  der  Behörde  vorzuführen,  soll  mit  Ge- 
fängnis II  im  Mittelmafse  und  Geldstrafe  von  100—300  Pesos  bestraft 
werden. 

Art.  144.  Wer  gegen  den  Willen  des  Bewohners  in  eine  fremde 
Wohnung  eindringt,  soll  mit  G^ängnis  II  im  Mindestmafse  oder  Geldstrafe 
von  100—300  Pesos  bestraft  werden. 

Wenn  die  That  mit  Gewalt  oder  Drohung  ausgeführt  wird,  kann 
das  Gericht  Gefängnis  II  bis  zum  Mittelmafse  anwenden  und  die  Geld- 
strafe bis  auf  500  Pesos  erhöhen. 

Art.  145.  Die  Verfügung  des  vorigen  Artikels  ist  nicht  anwendbar 
auf  denjenigen,  der  in  eine  fremde  Wohnung  eindringt,  um  ein  schweres 
Übel  von  sich  selbst,  von  den  Bewohnern  oder  von  einem  Dritten  abzu- 
wenden, noch  auf  dexgenigen,  welcher  dies  thut,  um  irgend  welche  Hilfe 
der  Menschlichkeit  oder  Gerechtigkeit  zu  leisten. 

Ebensowenig  findet  die  Verfügung  Anwendung  hinsichtlich  der 
Kaffees,  Schankwirtschaften,  Restaurants  und  übrigen  öffentlichen  Häuser, 
solange  diese  geöffnet  waren  und  man  keine  unbegründete  Gewalt  brauchte. 

Art.  146.  Wer  die  Korrespondenz  oder  die  Papiere  eines  andern 
gegen  dessen  Willen  eröffiiet  oder  nachsieht,  soll  mit  Gefängnis  II  im  Mittel- 
mafse bestraft  werden,  wenn  er  die  Geheimnisse,  welche  jene  enthalten, 
veröffentlicht  oder  sich  zu  Nutze  macht;  im  andern  Falle  mit  Gefängnis  II 
im  Mindestmafse. 

Diese  Verfügung  findet  nicht  Anwendung  auf  die  Ehegatten,  Eltern, 
Beschützer  oder  diejenigen,  welche  ihre  ^Ue  vertreten,  hinsichtlich  der 
Papiere  oder  Briefe  ihrer  Ehefrauen,  Kinder  oder  Minderjährigen,  welche 
sich  unter  ihrem  Schutze  befinden. 

Ebensowenig  ist  sie  anwendbar  auf  diejenigen  Personen,  denen  ob 
durch  Gesetze  oder  besondere  Verfügungen  erlaubt  ist,  sich  über  fremde 
Korrespondenz  zu  unterrichten. 
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Art.  147.  Wer  unter  irgend  einem  Vorwand  andern  Abgaben  auf- 
legt oder  ohne  Berechtigung  hierzu  zu  haben,  persönliche  Dienstleistungen 
fordert,  soll  mit  Gef&ngnis  II  im  Mindest-  bis  Mittelmafse  und  Geldstrafe 
von  100—1000  Pesos  bestraft  werden. 

§4. 
Über  die  Rechtsverletzungen,  welche  durch  Öffentliche  Be< 
amte  an  den  durch  die  Verfassung  garantierten  Rechten  be- 
gangen werden. 

Art.  148.  Jeder  öffentliche  Beamte,  der  ungesetzm&fsig  und  will- 
kfirlich  jemand  verbannt,  verhaftet  oder  in  seiner  Freiheit  beschränkt,  soll 
mit  Gefängnis  n  und  Suspendierung  in  ihren  Mindest-  bis  Mittelmafsen  be* 
straft  werden. 

Falls  die  Verhaftung  oder  Freiheitsberaubung  dreifsig  Tage  über- 
schreitet, sollen  die  Strafen  G^föngnis  II  und  Suspendierung  in  ihren 
Höchstmafsen  sein. 

Art  149.  Mit  Gef&ngnis  II  und  Suspendierung  in  ihren  Mindest-  bis 
Mittehnafsen  sollen  bestraft  werden  : 

1.  Diejenigen,  welche  mit  der  Leitung  einer  Strafanstalt  beauftragt, 
in  diese  jemanden  in  der  Eigenschaft  als  Gefangenen  oder  seiner  Freiheit 
Beraubten  aufnehmen,  ohne  die  vom  Gesetz  vorgeschriebenen  Erfordernisse 
erfDllt  zu  haben. 

2.  Diejenigen,  welche  jemanden  in  die  Klasse  der  Verhafteten  auf- 
genoomien  haben,  ohne  dem  zuständigen  Gerichte  innerhalb  der  nächsten 
vierundzwanzig  Stunden  Bericht  erstattet  zu  haben. 

3.  Diejenigen,  welche  die  Verhafteten  verhindern,  mit  dem  Richter 
in  Verbindung  zu  treten,  welcher  ihre  Sache  kennt,  sowie  die  Verurteilten 
mit  den  Beamten,  welche  mit  dem  Visitieren  besagter  Strafanstalten  be- 
auftragt sind. 

4.  Diejenigen,  welche,  mit  den  Geiängnisanstalten  betraut,  sich  auf 
Verlangen  der  Gefangenen  weigern,  dem  Gerichte  eine  Abschrift  des  Haft- 
befehls zu  überreichen  oder  nachzuforschen,  dafs  man  diese  Abschrift 
giebt,  oder  selbst  eine  Bescheinigung  zu  geben,  dafs  der  Betreffende  sich 
in  Haft  befindet. 

6.  Diejenigen,  welche  zu  ihrem  Amte  die  verwaltende  oder  richter- 
liche Polizei  haben  und  von  einer  willkürlichen  Inhaftsetzung  wissen, 
dies  aber  nicht  aufheben,  obwohl  sie  die  Gewalt  dazu  haben,  oder  im  andern 
Falle  es  unterlassen,  der  höheren  zuständigen  Behörde  davon  Mitteilung 
zu  machen. 

6.  Diejenigen,  welche,  nachdem  sie  jemand  in  Haft  genommen  haben, 
dem  zuständigen  Gerichte  nicht  innerhalb  achtundvierzig  Stunden  Bericht 
erstatten,  indem  sie  den  Arrestanten  zur  Verfügung  jener  stellen. 

In  den  Fällen,  auf  welche  sich  die  Nummern  2,  6  und  6  dieses 
Artikels  beziehen,  fallen  die  Schuldigen  entsprechender  Weise  in  die  Strafen 
des  vorigen  Artikels,  wenn  sie  mehr  als  drei  Tage  vergehen  lassen,  ohne 
die  Verpflichtungen  zu  erfüllen,  deren  Nichtausführung  mau  in  den  be- 
treffenden Artikeln  bestraft. 

3* 
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Art.  150.  Mit  Zuchthaus  II  oder  Gefängnis  II  und  Amtsenthebung 
in  irgend  einem  ihrer  Mafse  sollen  bestraft  werden: 

1.  Diejenigen,  welche  die  Abschliefsung  eines  Verurteilten  vom  Ver- 
kehr mit  andern  Personen  unberechtigter  Weise  anbefehlen  oder  ver- 
längern, ihn  foltern  oder  mit  unnötiger  Härte  gegen  ihn  verfahren. 

Wenn  die  Anwendung  der  Foltern  oder  die  unnötigerweise  ange- 
wandte harte  Behandlung  Verletzungen  oder  den  Tod  des  Betreffenden 
verursacht  haben,  sollen  auf  den  Verantwortlichen  die  für  diese  Delikte 
vorgeschriebenen  Strafen  in  ihren  Höchstmafsen  zur  Anwendung  kommen. 

2.  Diejenigen,  welche  willkürlich  Personen  verhaften  oder  in  andern 
Orten  gefangen  halten  lassen,  als  die  durch  das  Gesetz  vorgeschrieben  sind. 

Art.  151.  Deijenige  öffentliche  Beamte,  welcher  bei  der  Verhaftung 
oder  bei  Bildung  eines  Prozesses  gegen  einen  Senator,  Deputierten  oder  andern 
Beamten  die  Vorrechte  verletzt,  welche  das  Gesetz  jenen  bewilligt,  soll 
mit  Gefängnis  II  oder  Amtsenthebung  in  irgend  einem  ihrer  Mafse  be- 
straft werden. 

Art.  152.  Diejenigen  öffentlichen  Beamten,  welche  unter  Anmafsung 
richterlicher  Gewalt  irgend  eine  Züchtigung  auferlegen,  die  gleichbedeutend 
mit  körperlicher  Strafe  ist,  sollen  bestraft  werden: 

1.  Mit  absoluter  zeitlicher  Unfähigkeit  für  Ämter  und  öffentliche 
Stellungen  in  irgend  einem  ihrer  Mafse,  wenn  die  auferlegte  Züchtigung 
gleichbedeutend  mit  der  Strafe  für  ein  Verbrechen  war. 

2.  Mit  der  gleichen  Unfähigkeit  im  Mindest-  bis  Mittelmafse,  wenn 
sie  gleichbedeutend  mit  einer  Strafe  für  Vergehen  war. 

3.  Mit  Entsetzung  von  Amt  oder  Stellung  in  irgend  einem  ihrer 
Grade,  wenn  sie  gleichbedeutend  mit  der  Strafe  für  eine  Übertretung  war. 

Art.  153.  Wenn  die  willkürlich  auferlegte  Züchtigung  im  ganzen 
oder  zum  Teil  ausgeführt  wurde,  so  soll,  aufser  den  Strafen  des  vorigen 
Artikels  den  schuldigen  Beamten  Zuchthausstrafe  I  oder  II,  oder  Gefäng- 
nis I  oder  II  in  irgend  einem  ihrer  Mafse  unter  Berücksichtigung  der 
näheren  Umstände  und  Natur  der  ausgeführten  Züchtigung  treffen. 

Falls  die  Züchtigung  dagegen  nicht  ausgeführt  worden  ist  infolge 
freiwilligen,  bevor  dieselbe  dem  Bestraften  angekündigt  ist,  ergangenen 
Gegenbefehls  desselben  Beamten,  soll  der  Beamte  nicht  zur  Verantwortung 
gezogen  werden  können. 

Art.  154.  Wenn  die  willkürlich  auferlegte  Strafe  eine  Geldstrafe 
war,  so  soll  der  schuldige  Beamte  bestraft  werden: 

1.  Mit  absoluter  zeitlicher  Unfähigkeit  für  Ämter  und  öffentliche 
Stellungen  im  Mindest-  bis  Mittelmafse  und  Geldstrafe  im  dreifachen  Be- 
trage der  auferlegten  Geldstrafe,  falls  diese  zur  Ausführung  gekommen  war. 

2.  Mit  Entsetzung  von  Amt  oder  Stellung  im  Mindestmafs  und 
Geldstrafe  in  halber  Höhe  der  auferlegten,  falls  die  Strafe  nicht  ausge- 
führt war. 

Falls  die  Strafe  dagegen  durch  freiwilligen  Widerruf  des  Beamten 
rückgängig  gemacht  war,  bevor  sie  dem  Bestraften  angekündigt  war,  soll 
jener  nicht  zur  Verantwortung  gezogen  werden. 
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A  r  1. 155.  Deijeni^e  öffentliche  Beamte,  welcher  unter  Mifshrauch  seines 
Amtes  in  eine  Kirche  oder  das  Haus  irgend  jemandes  eindringt  oder 
Nachforschungen  in  dessen  Papieren  anstellt,  anfser  in  den  Fällen  und 
der  Form,  welche  das  Gesetz  vorschreiht,  soll  mit  Gefängnis  II  im  Mindest- 
his  MittelmaTse  oder  mit  Suspendierung  in  irgend  einem  ihrer  Mafse  he- 
straft  werden. 

Art.  156.  Diejenigen  Beamten  im  Post,  Telegraphen-  und  andern 
Diensten,  welche  sich  ihre  amtliche  Gewalt  zu  Nutze  machen  und  die 
Korrespondenz  abfangen  oder  eröffaen  oder  einem  Dritten  die  Eröffnung 
oder  Unterschlagung  erleichtem,  sollen  mit  Gefängnis  II  im  Mindestmafse 
bestraft  werden  und^  falls  sie  aus  den  Geheimnissen,  welche  die  Korre- 
spondenz enthält,  Vorteil  ziehen  oder  letztere  veröffentlichen,  soll  die 
Strafe  Gefängnis  II  in  irgend  einem  seiner  Grade  und  Geldstrafe  von 
100-1000  Pesos  sein. 

In  den  Fällen  absichtlicher  Verzögerung  bei  der  Versendung  oder 
Ablieferung  der  brieflichen  Korrespondenz  oder  telegraphischer  Mitteilun- 
gen soll  die  Strafe  Gefängnis  II  im  Mindestmafs  sein. 

Art.  157.  Jeder  öffentliche  Beamte,  welcher  ohne  ausdrücklichen 
Befehl  der  zuständigen  Behörde  zur  Erhebung  einer  Steuer  oder  eines 
persönlichen  Dienstes  unter  irgend  einem  Verwände  diese  auferlegt,  soll 
mit  spezieller  zeitlicher  Unfähigkeit  für  das  Amt  in  irgend  einem  seiner 
Mafse  und  Geldstrafe  von  100—1000  Pesos  bestraft  werden. 

Wenn  die  Erhebung  der  Steuer  mit  der  Absicht  sich  zu  bereichem 
geschehen  war,  soll  der  schuldige  Beamte  so  betrachtet  und  bestraft 
werden,  als  wenn  er  der  Gaunerei  angeklagt  wäre. 

Art.  158.  Mit  Suspendiemng  im  Mindest-  bis  Mittelmafse,  falls  er 
eine  Besoldung  bezieht,  und  mit  Geföngnis  II  im  Mindestmafse  oder  Geld- 
strafe von  100—1000  Pesos,  wenn  er  umsonst  seine  Dienste  thut,  soll 
derjenige  öffentliche  Beamte  bestraft  werden,  welcher  willkürlich: 

1.  Die  freie  Veröffentlichung  von  Meinungen  durch  die  Presse  in  der 
durch  das  Gesetz  vorgeschriebenen  Form  verhindert. 

2.  Eine  Arbeit  oder  Industrie  verbietet,  welche  nicht  im  Widerspruche 
mit  dem  Gesetz,  den  guten  Sitten,  dem  öffentlichen  Wohl  und  der  öffent- 
lichen Sicherheit  steht. 

3.  Eine  friedliche  und  gesetzliche  Vereinigung  oder  Kundgebung  ver- 
bietet oder  verbindert,  oder  diese  auflösen  oder  aufschieben  läfst. 

4.  Einen  Bewohner  der  Republik  hindert,  an  irgend  einem  Punkte 
derselben  zu  bleiben,  seinen  Wohnsitz  von  einem  Orte  zum  andem  zu  ver- 
legen oder  ihr  Gebiet  in  den  Fällen  zu  verlassen,  in  denen  es  das  Gesetz 
nicht  verbietet;  eine  friedliche  und  gesetzliche  Vereinigung  oder  Kund- 
gebung zu  besuchen,  an  irgend  einer  erlaubten  Gesellschaft  teil  zu  nehmen 
oder  Gebrauch  von  dem  Petitionsrechte  zu  machen,  welches  das  Gesetz 
jenem  gewährleistet. 

5.  Einen  andern  seines  ausschliefslichen  Eigentums  an  seiner  Erfin- 
dung oder  Arbeitstbätigkeit  beraubt  oder  die  Geheimnisse  der  Erfindung 
veröffentlicht,  welche  er  kraft  seines  Amtes  kennen  gelernt  hat. 
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6.  EiDen  andern  seiner  Güter  enteignet  oder  ihn  in  seinem  Besitze 
stört,  ansgenommen  in  den  Fällen,  welche  das  Gesetz  erlaubt 

Art  159.  Wenn  in  den  Fällen  des  vorigen  Artikels  dieses  Para- 
graphen der  Angeschuldigte  sich  damit  rechtfertigt,  dafs  er  auf  Befehl 
seiner  Vorgesetzten  gehandelt  hat,  denen  er  amtlichen  Gehorsam  schuldet, 
sollen  die  in  den  vorigen  Artikeln  vorgeschriebenen  Strafen  nur  auf  die 
Vorgesetzten  Anwendung  finden,  welche  den  Befehl  gegeben  haben. 

Art.  160.  Wenn  ein  öffentlicher  Beamter  unter  der  Anklage,  eine 
der  Handlungen,  von  welchen  dieser  Paragraph  spricht,  angeordnet,  ge- 
nehmigt oder  erleichtert  zu  haben,  vorgiebt,  dafs  ihm  der  Befehl  durch 
Überrumpelung  (sorpresa)  abgezwungen  ist,  soll  er  verpflichtet  sein, 
diesen  Befehl  sofort  zurückzurufen,  um  die  Handlung  aufhören  zu  lassen 
und  den  Schuldigen  zu  nennen;  sollte  er  ihn  nicht  nennen,  so  soll  er 
persönlich  verantwortlich  sein. 

Art.  161.  Falls  um  eines  der  genannten  Delikte  zur  Ausführung 
zu  bringen,  die  Unterschrift  eines  öffentlichen  Beamten  gefälscht  oder 
untergeschoben  ist,  sollen  die  Urheber  und  diejenigen,  welche  böswilliger 
oder  betrügerischer  Weise  von  der  Fälschung  oder  Unterschiebung  Ge- 
brauch gemacht  haben,  mit  Zuchthaus  n  im  Höchstmafse  bestraft  werden. 

Titel  IV. 

Ober  die  Verbrechen  und  Delikte  gegen  das  dfrentliche  Vertrauen, 
Fälschungen,  falsches  Zeugnis  und  Meineidi 

§1. 
Über  Münzfälschung. 

Art  162.  Wer  ohne  staatliche  Genehmigung  Geld  herstellt,  welches 
in  der  Republik  gesetzlichen  Kurs  hat,  selbst  wenn  es  aus  demselben  Stoffe 
ist,  soll  mit  Gefängnis  II  im  Mindestmafse  und  Geldstrafe  von  100  bis 
300  Pesos  bestraft  werden. 

Ist  Gewicht  oder  Feingehalt  niedriger  als  die  gesetzlichen,  so  soll 
die  Strafe  Zuchthaus  II  im  Mittelmafse  und  Geldstrafe  von  100  bis 
500  Pesos  sein. 

Art  163.  Wer  Gold-  oder  SUbergeld,  welches  gesetzlichen  Kurs  hat, 
unter  Anwendung  andrer,  verschiedener,  Bestandteile  fälscht,  soll  mit 
Zuchthaus  II  im  Mittel-  bis  Höchstmafse  und  Geldstrafe  von  500—1000 
Pesos  bestraft  werden. 

Falls  das  gefälschte  Geld  von  Kupfer  war,  sollen  die  Strafen 
Zuchthaus  II  im  Mindest-  bis  Mittelmafse  sein  und  Geldstrafe  von  100  bis 
500  Pesos. 

Art.  IßL  Wer  Gold-  oder  Silbergeld  von  gesetzlichem  Kurse  be- 
schneidet, soll  mit  Zuchthaus  II  im  Mindest-  bis  Mittelmafse  und  Geld- 
strafe von  100—500  Pesos  bestraft  werden. 

Art.  165,  Wer  Geld  fälscht,  welches  nicht  gesetzlichen  Kurs  in  der 
Republik  hat,  soll  mit  Zuchthaus  II  im  Mittelmafse  und  Geldstrafe  von 
100—500  Pesos  bestraft  werden,  wenn  das  gefälschte  Geld  von  Gold  oder 
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Silber  war,  nnd  mit  Zuchthaas  II  im  Mindestmafse  und  Geldstrafe  von 
100—300  Pesos,  wenn  es  von  Kupfer  war. 

Art.  166.  Wer  Gold-  oder  Silbergeld  beschneidet,  welches  nicht  ge- 
setzlichen Kurs  in  der  Eepublik  hat,  soll  mit  Zuchthaus  11  im  Mindest- 
mafse und  Geldstrafe  von  100—800  Pesos  bestraft  werden. 

Art.  167.  Wer  im  Einverständnis  mit  den  Fälschern  oder  Be- 
schneiden! an  der  Ausgabe  oder  der  Einführung  des  gefälschten  oder  be- 
schnittenen Geldes  in  die  Republik  Teil  nimmt,  soll  mit  denselben  Strafen 
belegt  werden,  welche  nach  den  vorhergehenden  Artikeln  denen  fCLr  Fälschung 
oder  Beschneidung  entsprechen  würden. 

Art.  168.  Wer,  ohne  der  Teilnahme  schuldig  zu  sein,  auf  welche 
sich  der  vorhergehende  Artikel  bezieht,  sich  wissentlich  gefälschtes  oder 
beschnittenes  Geld  verschafft  und  dieses  in  Umlauf  gesetzt  hat,  soll  mit 
Zuchthaus  II  im  Mindest-  bis  Mittelmafse  und  Geldstrafe  von  100—1000 
Pesos  bestraft  werden. 

Art.  169.  Der  Versuch  zu  einem  der  Delikte,  von  denen  die  vor. 
hergehenden  Artikel  handeln,  soll  mit  dem  Minimum  der  Strafen  bestraft 
werden,  welche  in  ihnen  für  das  vollendete  Delikt  aufgestellt  sind. 

Art.  170.  Wer  guten  Glaubens  falsches  oder  beschnittenes  Geld 
empfangen  hat  und  dasselbe  nach  Feststellung  seiner  Verfälschung  oder 
Beschneidung  in  Umlauf  bringt,  soll  mit  Gefängnis  II  im  Mindestmafse 
oder  mit  Gddstrafe  von  100—300  Pesos  bestraft  werden,  wenn  der  Wert 
der  in  Umlauf  gebrachten  Münze  zehn  Pesos  übersteigt. 

Überschreitet  er  diese  Summe  nicht,  so  soll  die  That  als  blofse  Über- 
tretung anfgefafst  und  auch  als  solche  bestraft  werden. 

Art.  171.  Wenn  die  Fälschung  oder  Beschneidung  so  offenkundig 
waren,  dafs  jeder  sie  bemerken  und  durch  blofses  Ansehen  erkennen 
konnte,  sollen  diejenigen,  welche  das  so  verfälschte  oder  beschnittene 
Geld  hergestellt,  beschnitten,  verausgabt,  eingeführt  oder  in  Umlauf  ge- 
setzt haben,  als  der  Betrügerei  schuldig  angesehen  und  für  dieses  Delikt 
mit  den  Strafen  belegt  werden,  welche  in  dem  einschlägigen  Titel  auf- 
gestellt sind. 

§2. 

Über  die  Fälschung  von  Kreditpapieren  des  Staates,  der  Ge- 
meinden, öffentlichen  Gründungen,  Aktiengesellschaften  oder 
gesetzlich  genehmigten  Emissionsbanken. 

Art.  172.  Wer  Bons,  die  vom  Staate  herausgegeben  sind,  Zins- 
kupons, die  diesen  Bons  entsprechen,  Bankbillete  auf  den  Inhaber,  deren 
Ausgabe  durch  ein  Gesetz  der  Bepublik  genehmigt  war,  fälscht,  soll  mit 
Zuchthans  II  im  Höchstmafse  bis  Zuchthaus  I  im  Mindestmafse  und  Geld- 
strafe von  1000—3000  Pesos  bestraft  werden. 

Art  173.  Wer  Inhaberobligationen  der  öffentlichen  Schuld  eines 
fremden  Landes,  Zinskupons,  die  diesen  Titeln  entsprechen,  oder  Bank- 
billets  auf  den  Inhaber,  deren  Ausgabe  durch  ein  Gesetz  dieses  fremden 
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Landes  genehmigt  ist,  fölscht,  soll  mit  Zuchtliaas  II  im  Mittelmafse  nnd 
Geldstrafe  von  100—500  Pesos  bestraft  werden. 

Art.  174.  Wer  Aktien  oder  Zeichnungen  für  Aktien  von  Aktien- 
gesellschaften, Obligationen  oder  andre  Titel,  die  gesetzm&fsig  von 
den  Behörden  oder  öffentlichen  Gründungen  irgend  welchen  Namens  her- 
ausgegeben sind,  oder  Zins-  oder  Dividendenkupons,  die  diesen  verschie- 
denen Titeln  entsprechen,  fölscht,  soll  mit  Zuchthaus  II  im  Mittel-  bis  Höchst- 
mafse  und  Geldstrafe  von  500—1000  Pesos  bestraft  werden,  wenn  die  Aus- 
gabe in  Chile  stattgefunden  hatte;  und  mit  Zuchthaus  11  im  Mittelmafse 
und  Geldstrafe  von  100-500  Pesos,  wenn  sie  im  Auslande  stattge- 
funden hatte. 

Art.  175.  Dieselbe  Strafe,  welche  dem  Fälscher  entsprechen  würde, 
soll  dem  auferlegt  werden,  welcher  in  Übereinstimmung  mit  jenem  an  der 
Ausgabe  der  gefälschten  Bons,  Aktien,  Obligationen,  BiUets  oder  Kupons 
oder  deren  Einführung  in  die  B^publik  teilgenommen  hatte. 

Art.  176.  Derjenige,  der  ohne  der  Teilnahme,  auf  welche  sich  der 
vorige  Artikel  bezieht,  schuldig  zu  sein,  sich  wissentlich  diese  gefälschten 
Bons,  Aktien,  Obligationen,  Billets  oder  Kupons  verschafft  und  ausgegeben 
hat,  soll  mit  Zuchthaus  n  im  Mindest-  bis  Mittelmafse  und  Geldstrafe 
von  100—1000  Pesos  bestraft  werden. 

Art.  177.  Der  Versuch  zu  einer  Fälschung,  Ausgabe  oder  Ein- 
führung derartiger  Titel  soll  mit  dem  Minimum  der  Strafen  belegt  werden, 
die  für  das  vollendete  Delikt  angegeben  sind. 

Art.  178.  Derjenige,  der  guten  Glaubens  die  falschen  Titel  er- 
worben hat,  von  denen  dieser  Paragraph  handelt,  sie  jedoch,  nach- 
dem er  ihre  Fälschung  erkannt,  in  Umlauf  setzt,  soll  mit  Gefängnis  11 
im  Mindestmafse  oder  Geldstrafe  von  100—300  Pesos  bestraft  werden, 
wenn  der  Wert  des  in  Umlauf  gesetzten  Titels  zehn  Pesos  übersteigt 

Überschreitet  er  diese  Summe  nicht,  so  soll  die  That  als  blofse  Über- 
tretung angesehen  und  auch  als  solche  bestraft  werden. 

Art  179.  Wenn  die  Fälschung  so  plump  und  offenbar  war,  dafs 
jeder  sie  durch  blofses  Hinsehen  als  solche  bemerken  und  erkennen  konnte, 
sollen  diejenigen,  welche  sie  gefälscht,  die  so  verfälschten  Titel  aus- 
gegeben, eingeführt  oder  in  Umlauf  gebracht  haben,  als  des  Betruges 
schuldig  angesehen  und  für  dieses  Delikt  mit  den  Strafen  bestraft  werden, 
welche  in  dem  einschlägigen  Titel  aufgestellt  werden. 

§3. 
Über  die  Fälschung  von  Siegeln,  Stempeln,  Matrizen,  Marken, 
Stempelpapier,  Freimarken,  Postmarken  usw. 
Art.  180.    Wer  das  Siegel  des  Staates  fälscht  oder  sich  eines  ge- 
fälschten Siegels  bedient,  wird  mit  Zuchtbaus  I  im  Mittelmafse  bestraft. 
Art  181.    Wer  Stempel,   Münzstempel  oder  andre    Stempel,    die 
zur    Herstellung    des    Münzgeldes    bestimmt    sind;    Stempel,    Clich^s, 
Matrizen,  Platten  oder  irgendwie  andre  Gegenstände,  die  zur  Herstellung 
von  Cheks,  von  Aktien,  Obligationen,  Zins-  oder  Dividendenscheinen,  Bank- 
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billets,  deren  Aasgabe  vom  Staate  erlaubt  ist,  dienen;  Marken,  Platten  oder 
irgendwie  andre  Gegenstände,  die  znr  Herstellung  von  Stempelpapier  oder 
Stanpeln  dienen  Wuscht,  oder  wer  von  den  falschen  Stempeln  oder  Platten 
Gebrauch  macht,  soll  mit  Zuchthaus  I  im  Mindest-  bis  Mittelmafse  und  mit 
Geldstrafe  von  1000-4000  Pesos  bestraft  werden. 

Art  182.  Wer  in  Übereinstimmung  mit  den  Fälschern  an  der  Aus- 
gabe von  gefälschtem  Stempelpapier  oder  Stempeln  Teil  nimmt,  soll  mit 
Zuchthaus  I  im  Mindestmafse  und  mit  Geldstrafe  von  1000—3000  Pesos 
bestraft  werden. 

Art.  183.  Wer,  ohne  der  Teilnahme  schuldig  zu  sein,  auf  die  sich 
der  vorige  Artikel  bezieht,  wissentlich  sich  gefälschtes  Stempelpapier  oder 
Marken  Yerscha£Ft  und  diese  ausgiebt  oder  in  die  Republik  einführt,  soll 
mit  Zuchthaus  II  im  Mindest-  bis  Mittelmafse  und  Geldstrafe  von  100  bis 
1000  Pesos  bestraft  werden. 

Die  Strafen  sollen  Zuchthaus  II  im  Mittelmafse  und  Geldstrafe  von 
100—300  Pesos  sein,  wenn  man,  nachdem  man  sich  wissentlich  gefälschtes 
Stempelpapier  oder  Marken  verschafft  hat,  Gebrauch  von  ihnen  gemacht  hat. 

Art.  184.  Wenn  die  Fälschung  so  schlecht  ausgeführt  war,  dafs 
jedermann  auf  den  ersten  Blick  sie  als  solche  bemerken  und  erkennen 
konnte,  so  werden  diejenigen,  welche  die  Fälschung  bewirkt,  und  diejenigen, 
welche  die  so  gefölschten  Stempelpapiere  und  Marken  ausgegeben  oder 
eingeführt  haben,  des  Betruges  für  schuldig  angesehen  und  mit  den  Strafen 
bestraft,  welche  der  betreffende  Artikel  vorschreibt. 

Art.  185.  Wer  Billets  für  den  Transport  von  Personen  oder  Sachen 
oder  für  öffentliche  Veranstaltungen  oder  Schaustellungen  fälscht  mit  dem 
Vorsatz,  sie  zu  benutzen  oder  betrügerischer  Weise  in  Umlauf  zu  setzen; 
sowie  derjenige,  welcher  sie  benutzt  oder  in  Umlauf  setzt,  trotzdem  er 
weifs,  dafs  sie  gefälscht  sind;  wer  femer  Marken,  Siegel  oder  Stempel 
irgend  einer  Behörde,  eines  privaten  Bankinstituts,  Handels-  oder  In- 
dustrie-Unternehmens oder  eines  Privatmannes  fälscht,  oder  wer  Gebrauch 
Ton  solchen  falschen  Siegeln,  Stempeln  oder  Marken  wissentlich  macht,  wird 
mit  Zuchthaus  II  in  irgend  einem  Mafse  und  mit  Geldstrafe  von  100  bis 
1000  Pesos  bestraft. 

Art.  186.  Wer  sich  unrechtmäfsiger  Weise  die  echten  Siegel,  Stempel, 
Meifsel,  Matrizen  oder  Marken  verschafft  hat,  welche  irgend  eine  der  Bestim- 
mungen haben,  welche  in  den  Artikeln  180  und  181  ausgesprochen  sind  und 
▼on  Urnen  einen  Gebrauch  oder  eine  Anwendung  macht,  welche  den  Inter- 
essen und  Rechten  des  Staates  nachteilig  sind,  soll  mit  Zuchthaus  II  in  irgend 
einem  seiner  Mafse  und  Geldstrafe  von  100—1000  Pesos  bestraft  werden. 

Art.  187.  Wer  Siegel,  Marken,  Meifsel,  Matrizen  oder  Stempel- 
seichen fälscht,  welche  irgend  eine  der  Bestimmungen  haben,  welche  in 
den  Artikeln  180  und  181  ausgesprochen  sind  und  fremden  Ländern  ge- 
hören, oder  wer  Gebrauch  von  diesen  falschen  Siegeln,  Marken,  Meifseln, 
Stempelzeichen  macht,  soll  mit  Zuchthaus  II  im  Mindest-  bis  Mittelmafse 
und  Geldstrafe  von  100—500  Pesos  bestraft  werden. 

Art.  188.  Die  Strafen  sollen  Zuchthaus  II  im  Mindest-  bis  Mittel- 
mafse und  Geldstrafe  von  100—1000  Pesos  sein,   wenn  jemand  sich  unbe- 
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rechtigter  Weise  die  echten  Stempel,  MeiTsel,  Siegel,  Matrizen  oder 
Marken  verschafft  hat  und  von  ihnen  in  Chile  eine  Anwendung  oder  Gbe- 
brauch  gemacht  hat,  die  den  Rechten  und  Interessen  jener  Lftnder,  irgend 
einer  Behörde  oder  Privatperson  nachteilig  sind. 

Art  189.  Wer  von  Postmarken  und  andern  ähnlichen  Marken  oder 
von  BiUets  zum  Transporte  von  Personen  oder  Sachen  den  Stempel, 
welcher  beweist,  daüis  sie  schon  gebraucht  worden  sind,  mit  der  Absicht  be- 
seitigt, sie  wieder  gebrauchsfälug  zu  machen,  und  wer  wissentlich  Marken 
oder  BiUets  ausgiebt  oder  gebraucht,  von  denen  dieser  Stempel  beseitigt 
worden  ist,  soll  unter  der  Voraussetzung,  dafs  in  beiden  Fällen  der  Wert 
der  Marken  oder  Billets  den  Wert  von  zehn  Pesos  übersteigt,  mit 
Geföngnis  II  im  Mindestmafse  oder  Geldstrafe  von  100—300  Pesos  bestraft 
werden. 

Art.  190.  Wer  auf  Fabrikate  den  Namen  eines  Fabrikanten  setzt, 
der  nicht  Yerfertiger  derartiger  Objekte  ist,  oder  das  Handelszeichen  einer 
Fabrik,  welche  nicht  das  der  wahren  Fabrikation  ist,  soll  mit  Zuchthaus  II 
im  Mindest-  bis  Mittelmafse  und  Geldstrafe  von  100—500  Pesos  bestraft 
werden. 

Dieselben  Strafen  sollen  auf  jeden  Kaufmann,  Kommissionär  oder  Ver- 
käufer Anwendung  finden,  welcher  wissentlich  Sachen  zum  Verkauf  oder 
Verbreitung  gestellt  hat,  die  mit  untergeschobenen  oder  verfälschten  Namen 
bezeichnet  sind. 

Art.  191.  Der  Versuch  zu  irgend  einem  der  in  den  vorhergehenden 
Artikeln  diesess  Paragraphen  aufgezählten  Delikte  soll  mit  dem  Minimum 
der  Strafen  bestraft  werden,  die  für  das  vollendete  Delikt  bezeichnet  sind. 

Art.  192.  Ausgeschlossen  von  Strafe  bleiben  die  Schuldigen  der 
Delikte,  die  durch  die  Art.  162,  163,  165,  167,  172,  173,  174,  175,  180, 
181  und  182  bedroht  werden,  unter  der  Bedingung,  dafs  sie,  bevor  sie  Ge- 
brauch von  den  gefälschten  Objekten  gemacht  haben  und  ohne  entdeckt  zu 
sein  und  ohne  dafs  jemand  gegen  sie  einen  Prozefs  angefangen  hat,  sich 
der  Behörde  stellen  und  die  Umstände  des  Deliktes  enthüllen. 

§4. 
Über  die  Fiilschung  öffentlicher  oder  authentischer 

Dokumente. 
Art.  193.    Mit  Zuchthaus  II  im  Höchstmafse  bis  Zuchthaus  I   im 
Mindestmafse  soll  der  öffentliche  Beamte  bestraft  werden,  welcher  unter 
Mifsbrauch  seines  Amtes  eine  Fälschung  begeht,  indem  er: 

1.  Eine  Wechsel-Unterschrift  oder  einen  Namenszug  nachmacht  oder 
fälscht. 

2.  In  einem  Protokolle  die  Beteiligung  von  Personen  vorgiebt,  welche 
gar  nicht  beteiligt  waren. 

3.  Denjenigen,  welche  hierbei  Zeugen  gewesen  sind,  andre  Erklärungen 
und  Darlegungen  unterschiebt,  als  wie  sie  wirklich  gegeben  haben 

4.  Gegen  die  Wahrheit  bei  der  Erzählung  von  wichtigen  Thatsachen 
verstöfst. 

5.  Thatsächliche  Daten  ändert. 
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6.  In  einem  echten  Dokumente  irgend  welche  Änderung  oder  Ein- 
schaltung Yomimmti  die  den  Sinn  ändert. 

7.  In  glaubwürdiger  Form  von  einem  angeblichen  Dokument  eine  Ab- 
schrift giebt,  oder  einen  entgegengesetzten  oder  verschiedenen  Sachver- 
halt von  dem  beurkundet,  welchen  das  wahre  Original  enthält 

8.  Zum  Nachteil  des  Staates  oder  einer  Privatperson  irgend  ein 
offizielles  Dokument  verbirgt. 

Art.  194.  Diejenige  Privatperson,  welche  an  einem  öffentlichen  oder 
authentischen  Dokument  irgend  eine  von  den  Fälschungen  vornimmt, 
welche  in  dem  vorigen  Artikel  bezeichnet  sind,  soll  mit  Zuchthaus  II  im 
Mittel-  bis  HöchstmaTse  bestraft  werden. 

Art.  195.  Der  Beauftragte  oder  Beamte  einer  Telegraphenstation, 
welcher  in  Ausübung  seines  Amtes  eine  Fälschung  begeht,  indem  er 
telegraphische  Mitteilungen  erdichtet  oder  fälscht,  soll  mit  Zuchthaus  11 
im  Mittelmafse  bestraft  werden. 

Art.  196.  Wer  böswiUigerweise  Oebrauch  von  dem  falschen  Instru- 
ment oder  Mitteilungen  macht,  soll  so  bestraft  werden,  als  wenn  er  der 
Thäter  der  Fälschung  wäre. 

§5. 
Über  die  Fälschung  privater  Urkunden. 

Art.  197.  Wer  unter  Benachteiligung  eines  Dritten  an  einer  privaten 
Urkunde  irgend  eine  der  Fälschungen  begeht,  die  im  Art.  193  bezeichnet 
sind,  soll  mit  Zuchthaus  II  in  irgend  einem  seiner  Mafse  und  Geldstrafe 
von  100— 1000  Pesos  oder,  je  nach  den  Umständen,  nur  mit  ersterem  be- 
straft werden. 

Wenn  derartige  Fälschungen  an  Wechselbriefen  oder  einer  andern 
Art  von  Handelsurkunden  begangen  sind,  sollen  die  Schuldigen  mit  Zucht- 
haus II  im  HöchstmaTse  und  Geldstrafe  von  500—1000  Pesos  oder  in 
Bücksicht  auf  die  näheren  Umstände  nur  mit  der  ersten  dieser  Strafen 
bestraft  werden. 

Art.  198.  Wer  in  böswilliger  Absicht  Gebrauch  von  den  falschen 
Urkunden  macht,  auf  welche  sich  der  vorige  Artikel  bezieht,  soll  bestraft 
werden,  als  wenn  er  selbst  der  Urheber  der  Fälschung  wäre. 

§6. 

Über  die  Fälschung  von  Pässen,  Waffenscheinen  und 
Zeugnissen. 

Art.  199.  Derjenige  öffentliche  Beamte,  >elcher  einen  Pafs  oder 
Waffenschein  unter  angenommenem  Namen  oder  in  blanko  ausstellt,  soll 
mit  Gefängnis  H  im  Mindest-  bis  Mittelmafse  und  mit  absoluter,  zeitlicher 
Unföhigkeit  für  Ämter  und  öffentliche  Stellungen  in  denselben  Mafsen 
bestraft  werden. 

Art.  200.  Wer  einen  Pafs  oder  Waffenschein  verfälscht,  soll  mit 
Gefängnis  II  im  Mittelmafse  und  Geldstrafe  von  100—500  Pesos  bestraft 
werden. 
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Dieselben  Strafen  sollen  den  treffen,  der  in  einem  echten  Fasse  oder 
Waffenschein  den  Namen  der  Person,  zu  deren  Gunsten  er  ausgegeben 
ist,  oder  denjenigen  der  Behörde,  welche  ihn  ausgab,  wechselt,  sowie  den- 
jenigen, der  in -ihm  einen  andern  wesentlichen  Umstand  verändert. 

Art  201.  Wer  Gebrauch  von  einem  falschen  Pafs  oder  Waffenschein 
macht,  auf  welche  sich  der  vorige  Artikel  bezieht,  soll  einer  Geldstrafe 
von  100—300  Pesos  verfallen. 

Dieselbe  Strafe  soll  denjenigen  treffen,  der  von  einem  echten  Pafs 
oder  Waffenschein  Gebrauch  macht,  welcher  jedoch  zu  Gunsten  einer  andern 
Person  ausgegeben  ist. 

Art.  202.  Der  Fachmann,  welcher  ein  falsches  Zeugnis  über  eine 
Krankheit  oder  Verletzung  mit  der  Absicht  ausstellt,  jemanden  von  irgend 
einem  öffentlichen  Dienste  zu  befreien,  soll  mit  Gefängnis  II  im  Mindest- 
bis  Mittelmafse  und  Geldstrafe  von  100—500  Pesos  bestraft  werden. 

Art.  203.  Derjenige  öffentliche  Beamte,  welcher  ein  falsches  Zeugnis 
über  Verdienste  oder  Dienstleistungen,  gute  Führung,  Armut  oder  Ähn- 
liche empfehlende  Umstände  ausstellt,  soll  einer  Geldstrafe  von  100  bis 
600  Pesos  verfallen. 

Art.  204.  Wer  eine  Urkunde  der  in  vorigen  Artikeln  bezeichneten 
Klasse  fälscht,  soll  mit  Gefängnis  II  im  Mindestmafse  und  Geldstrafe  von 
100—300  Pesos  bestraft  werden. 

Diese  Bestimmung  findet  auch  Anwendung  auf  denjenigen,  der  in 
derselben  Absicht  böswilliger  Weise  von  falschen  Urkunden  Gebrauch 
macht. 

Art  205.  Wer  Zeugnisse  von  öffentlichen  Beamten,  welche  öffent- 
liche oder  private  Interessen  schädigen  könnten,  fälscht,  soll  mit  Gefängnis  II 
im  Mittelmafse  bestraft  werden. 

Wenn  das  Zeugnis  unter  dem  Namen  eines  Privatmannes  gefälscht 
ist,  soll  die  Strafe  Gefängnis  n  im  Mindestmafse  sein. 

§v. 

über  Falschzeugnis  und  Meineid. 

Art.  206.  Wer  in  einer  Kriminalsache  zu  Gunsten  des  Angeklagten 
ein  falsches  Zeugnis  abgiebt,  soll  mit  Zuchthaus  II  im  Höchstmafse  and 
Geldstrafe  von  500—1000  Pesos  bestraft  werden,  wenn  der  Prozefs  wegen 
eines  Verbrechens  angestrengt  war;  mit  Zuchthaus  II  im  Mittelmafse  and 
Geldstrafe  von  100— 500  Pesos,  wenn  er  wegen  eines  Vergehens,  und  mit 
Zuchthaus  II  im  Mindestmafse  und  Geldstrafe  von  100—300  Pesos,  wenn 
er  wegen  einer  Übertretung  angestrengt  war. 

Art  207.  Wer  falsches  Zeugnis  gegen  den  Angeklagten  abgiebt,  soll 
mit  Zuchthans  I  im  Mindestmafse  und  Geldstrafe  von  1000^3000  Pesos 
bestraft  werden,  wenn  der  Prozefs  eines  Verbrechens  wegen  stattfand;  mit 
Zuchthaus  II  im  Höchstmafse  und  Geldstrafe  von  500—1000  Pesos,  wenn 
er  wegen  eines  Vergehens  angestrengt  war,  und  mit  Zuchthaus  II  im  Mittel- 
mafse und  Geldstrafe  von  100—500  Pesos  und  absoluter,  dauernder  Unfähig- 
keit für  politische  Kechte  und  wähi:end  der  Zeit  der  Verurteilung  für  öffent- 
liche Ämter  und  Stellungen,  wenn  er  wegen  einer  Übertretung  stattfand. 
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Art.  208.  Wenn  in  Ansehung  des  falschen  Zeugnisses  dem  Ange- 
klagten eine  entsprechend  höhere  Strafe  als  die  im  vorhergehenden  Artikel 
bestimmte  auferlegt  worden  ist,  so  soll  auf  den  falschen  Zeugen  die- 
selbe angewandt  werden;  nur  falls  diese  die  Todesstrafe  war,  soll  sie  durch 
lebenslängliches  Zuchthaus  ersetzt  werden. 

Art  209.  Das  falsche  Zeugnis  im  Oivilprozefs  soll  mit  Zucht- 
haus II  im  Mittelmafse  und  Geldstrafe  von  100—1000  Pesos  bestraft  werden. 

Wenn  der  Wert  der  Klage  150  Pesos  nicht  übersteigt,  soll  mit 
Zuchthaus  n  im  Mindestmafse  und  Geldstrafe  von  100—300  Pesos  be- 
straft werden. 

Art.  210.  Wer  vor  der  Behörde  oder  ihren  Vertretern  einen  Meineid 
leistet  oder  falsches  Zeugnis  in  einer  nicht  streitigen  Sache  abgiebt,  soll 
mit  Zuchthaus  II  im  Mindest-  bis  Mittelmafse  und  Geldstrafe  von  100  bis 
500  Pesos  bestraft  werden. 

Art.  211.  Diejenige  Anklage  oder  Anzeige,  welche  durch  gericht- 
lichen Spruch  für  verläumderisch  erklärt  worden  ist,  soll  mit  Zuchthaus  II 
im  Höchstmafse  und  Geldstrafe  von  500—1000  Pesos  bestraft  werden, 
wenn  sie  wegen  eines  Verbrechens  geschah;  mit  Zuchthaus  II  im  Mittel- 
mafse und  Geldstrafe  von  100—500  Pesos,  wenn  sie  eines  Vergehens  wegen 
geschah,  und  mit  Zuchthaus  11  im  Mindestmafse  und  Geldstrafe  von  100 
bis  300  Pesos,  wenn  sie  einer  Übertretung  wegen  geschah. 

Art  212.  Wer  wissentlich  beim  Straf-  oder  Oivilprozefs  falsche 
Zeugen  oder  Urkunden  vorbringt,  soll  bestraft  werden,  als  wenn  er  des 
falschen  Zeugnisses  angeklagt  wäre. 

§8. 

Über  die  widerrechtliche  Aneignung  von  Amtshandlungen 

oder  Namen. 

Art  213.  Wer  sich  als  Behörde,  als  öffentlichen  Beamten  oder  Kenner 
einer  Wissenschaft,  welche  Titel  erfordert,  ausgiebt,  und  Thätigkeiten  aus- 
übt, welche  diesen  Imtem  oder  Professionen  eigentümlich  sind,  soll  mit 
Geföngnis  II  in  irgend  einem  seiner  Mafse  und  Geldstrafe  von  100  bis 
lOOO  Pesos  bestraft  werden. 

Art  214.  Denselben  Strafen  des  vorigen  Artikels  soll  derjenige 
Laie  verfallen,  welcher  priesterliche  Funktionen  ausübt,  ebenso  wie  der 
Geistliche,  welcher  sie  ausübt,  falls  er  durch  die  zuständige  Behörde  sus- 
pendiert ist,  unbeschadet  der  geistlichen  Strafen,  welche  diese  auf- 
erlegen kann. 

Art  215.  Wer  sich  den  Namen  eines  andern  beilegt,  soll  mit  Ge- 
fängnis II  im  Mittelmafse  bestraft  werden,  unbeschadet  der  Strafe,  welche 
ihn  treffen  kann  in  Verfolgung  des  Schadens,  welchen  er  dem  Namen  und 
Interessen  derjenigen  Person  zugefügt  hat,  deren  Namen  er  sich  beige- 
legt hat. 
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Titel  V. 

Ober  die  Verbrechen  und  Vergehen,  welche  durch  dfrentJIche  Beamte  in 

Ausübung  Ihres  Amtes  begangen  sind. 

§1. 

Unerlaubte  Vorwegnähme  oder  Yerlftngerung  öffentlicher 

Funktionen. 

Art.  216.  Derjenige,  welcher  ein  Öffentliches  Amt  oder  eine  Stellung 
auszuüben  beginnt,  ohne  in  der  Torgeschriebenen  Form  den  £id  oder  Bürg- 
schaft geleistet  oder  die  übrigen  Förmlichkeiten  erfüllt  zu  haben,  welche 
durch  das  Qesetz  gefordert  werden,  soll  seines  Amtes  oder  Stellung  ent- 
hoben bleiben,  bis  er  jene  Erfordernisse  erfüllt  hat  und  auTserdem  einer 
G^dstrafe  von  lOQ— 600  Pesos  verfallen. 

Art  217.  Derjenige  öffentliche  Beamte,  welcher  mit  der  Ausübung 
seines  Amtes,  seiner  Stellung  oder  seines  Auftrages  fortfllhrt,  nachdem  er 
sie  bereits  nach  den  Gesetzen,  speziellen  Verfügungen  oder  Bestimmungen 
seines  entsprechenden  Dienstzweiges  hätte  niederlegen  müssen,  soll  mit 
zeitlicher,  spezieller  Un&higkeit  für  das  Amt  oder  Beruf  im  Mindestmafse 
und  Geldstrafe  von  100—300  Pesos  bestraft  werden. 

Art  218.  Derjenige  Beamte,  welcher  sich  irgend  eines  der  Delikte 
schuldig  gemacht  hat,  welche  in  den  vorhergehenden  Artikeln  bestraft 
werden,  und  Vorteile  in  Ansehung  seines  Amtes  oder  Auftrages  ge- 
zogen hat,  soll  verpflichtet  sein,  diese  wieder  herauszugeben  mit  einer 
Geldstrafe  von  10—15  Prozent  des  Betrages. 

Art.  219.  Derjenige  öffentliche  Beamte,  welcher,  in  gesetzmäfsiger 
Weise  um  Aufschub  ersucht,  mit  dem  Verfahren  fortföhrt,  bevor  die  Streit- 
frage entschieden  ist,  soll  mit  Geldstrafe  von  100—500  Pesos  bestraft 
werden. 

§2. 
Ungesetzliche  Ernennungen. 
Art  220.    Derjenige  öffentliche  Beamte,   welcher   wissentlich   eine 
Person  für  ein  öffentliches  Amt  vorschlägt  oder  nennt,  bei  welcher  die  ge- 
setzlichen Erfordernisse  nicht  zutreffen,  soll  mit  Suspendierung  vom  Amte 
im  Mindestmafse  und  Geldstrafe  von  100—500  Pesos  bestraft  werden. 

§3. 
Anmafsung  von  Amtseigenschaften. 

Art.  221.  Derjenige  öffentliche  Beamte,  welcher  allgemeine  Befehle 
und  Bestimmungen  anordnet  unter  böswilliger  Überschreitung  seiner  Be- 
fugnisse, soll  mit  Suspendierung  vom  Amte  im  Mittelmafse  bestraft  werden. 

Art  222.  Deijenige  Beamte  des  richterlichen  Standes,  welcher  sich 
Bechte  anmalst,  welche  den  Verwaltungsbehörden  eigen  sind  oder  diese 
an  der  gesetzlichen  Ausübung  ihrer  Rechte  hindert,  soll  mit  Suspendierung 
vom  Amte  im  Mittelmafse  bestraft  werden. 

Derselben  Strafe  soll  jeder  Beamter  des  Verwaltungsstandes  ver- 
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fallen,  welcher  dch  richterliche  Rechte  anmafst  oder  die  Ansfllhraiig  einer 
Yerfttgong  verhindert,  welche  durch  das  zuständige  Gericht  angeordnet  ist 
Die  Verf&gnngen  dieses  Artikels  sollen  nur  dann  zur  Ausführung 
kommen,  wenn,  nachdem  die  Znständigkeitsfrage  eingeleitet  und  von  der 
zuständigen  Behörde  entschieden  ist,  die  Verwaltungs-  oder  richterlichen 
Beamten  in  ihrem  unerlauhten  Vorgehen  fortfahren. 

§4- 
Prävarikation. 
Art.  223.  Die  Mitglieder  der  kollegialischen  Gerichtshöfe,  die  Einzel- 
richter und  diejenigen  Beamten,  welche  mit  der  Wahrnehmung  des  öffent- 
lichen Interesses  in  Kriminalfällen  hetraut  sind,  sollen  mit  absoluter, 
dauernder  Unfähigkeit  fQr  Amter  und  öffentliche  Stellungen,  politische 
Rechte  und  Titularberufe  und  mit  Zuchthaus  II  oder  Gefängnis  II  in 
irgend  einem  ihrer  Mafse  bestraft  werden: 

1.  Wenn  sie  wissentlich  bei  einem  Straf-  oder  Civilprozefs  gegen  ein 
ausgesprochenes  und  in  Kraft  befindliches  Gesetz  fehlen. 

2.  Wenn  sie  fOr  sich  oder  eine  Mittelsperson  ein  Geschenk  oder  eine 
Gabe  annehmen  oder  ihre  Annahme  verabreden,  um  irgend  einen  Akt  ihres 
Amtes  zu  thun  oder  zu  lassen. 

3.  Wenn  sie  in  Ausübung  der  Pflichten  ihres  Amtes  oder  unter  Aus- 
nutzung der  Macht,  welches  dieses  ihnen  giebt,  eine  Frauensperson, 
welcher  der  Prozefs  gemacht  ist  oder  welche  vor  ihnen  prozessiert,  ver- 
führen oder  ihr  nachtrachten. 

Art.  224.  Mit  absoluter,  zeitlicher  Unfähigkeit  zu  Ämtern  oder  zu 
öffentlichen  Stellungen  in  irgend  einem  ihrer  Mafse  und  mit  Zuchthaus  U 
oder  Gefängnis  II  in  ihren  Mindest-  bis  Mittelmafsen  sollen  genannte  Per- 
sonen bestraft  werden: 

1.  Wenn  sie  aus  unentschuldbarer  Nachlässigkeit  oder  Unwissenheit 
ein  offenbar  ungerechtes  Urteil  in  einer  Strafsache  gefällt  haben. 

2.  Wenn  sie  wissentlich  den  Gesetzen  zuwiderhandeln,  welche  die 
Feststellung  des  Thatbestandes  der  Prozesse  regeln,  mit  der  Absicht, 
Nichtigkeit  im  ganzen  oder  in  einem  wichtigen  Teile  hervorzurufen. 

3.  Wenn  sie  böswilliger  Weise  die  Justizbehörde  und  die  HUfe  und 
den  Schutz  hindern  oder  aufhalten,  welche  gesetzmäfsig  von  ihnen  ge- 
fordert werden. 

4.  Wenn  sie  es  böswilliger  Weise  unterlassen,  die  Gefangennahme 
irgend  einer  Person  anzubefehlen,  obwohl  sie  einen  gesetzlichen  Grund  hier- 
für hatten,  oder  die  anbefohlene  Verhaftung  nicht  ausführten,  trotzdem  sie 
es  thun  konnten. 

5.  Wenn  sie  böswilliger  Weise  jemanden  als  Gefangenen  zurück- 
halten, der  in  Übereinstimmung  mit  dem  Gesetze  in  Freiheit  gesetzt 
werden  müTste. 

6.  Wenn  sie  die  Geheimnisse  des  Prozesses  verraten  oder  Hilfe  oder 
Rat  irgend  einer  der  hierbei  interessierten  Parteien  zum  Nachteile  der 
Gegenpartei  erteilen. 

7.  Wenn  sie  in  einer  Kriminal-  oder  Civilsache,  bei  der  sie  ersieht- 
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lieh  selbst  beteiligt  sind,  ein  Urteil  föllen,  falls  ihnen  der  Umstand  be- 
kannt ist  and  sie  ihn  den  Parteien  nicht  vorher  mitgeteilt  haben. 

Art.  225.  Dieselben  Personen  sollen  der  Snspendiernng  von  Amt  oder 
Stellung  in  irgend  einem  ihrer  Mafse  und  Geldstrafe  von  100—1000  Pesos 
oder  nur  letzterer  verfallen,  wenn  sie  aus  unentschuldbarer  Nachlässigkeit 
oder  Unwissenheit: 

1.  Einen  offenbar  ungerechten  Spruch  in  einem  Civilprozesse  erlassen. 

2.  Gegen  die  Gesetze,  welche  die  Führung  der  Prozesse  regeln  zum 
Zwecke  verstofsen,  Nichtigkeit  im  ganzen  oder  einem  wichtigen  Teile 
hervorzurufen. 

3.  Die  Gerichtsverwaltung,  sowie  die  Hilfe  und  den  Schutz,  welche 
gesetzmäfsig  von  ihr  gefordert  werden,  hemmen  oder  verzögern. 

4.  Es  unterlassen,  die  Gefangennahme  einer  Person  anzubefehlen,  ob- 
wohl gesetzlicher  Grund  hierfür  vorhanden  war  oder  die  anbefohlene  nicht 
ausführten,  obwohl  sie  es  konnten. 

5.  Jemanden  mehr  als  achtundvierzig  Stunden  als  Gefangenen  zu- 
rückhielten, der  in  Übereinstimmung  mit  dem  Gesetz  hätte  in  Freiheit  ge- 
setzt werden  müssen. 

Art.  226.  Denselben  Strafen  sollen  sie  verfallen,  wenn  sie  die  Be- 
fehle nicht  erfüllen,  welche  ihnen  gesetzmäfsiger  Weise  durch  die  höheren 
kompetenten  Behörden  mitgeteilt  werden,  falls  sie  nicht  augenscheinlich 
den  Gesetzen  entgegen  sind  oder  es  eine  wohlbegründete  Ursache  giebt, 
um  an  ihrer  Echtheit  zu  zweifeln  oder  es  klar  scheint,  dafs  sie  ihnen  durch 
ein  MiTsverständnis  zugegangen  sind,  oder  man  mit  Becht  fürchtet,  dafs 
ihre  Ausführung  schwere  Schäden  im  Gefolge  haben  würde,  welche  der 
Vorgesetzte  nicht  voraussehen  konnte. 

Unter  solchen  Umständen  soll  der  Bichter  bei  Entbindung  von  der 
Ausführung  des  Befehles  der  vorgesetzten  Behörde  sofort  die  Gründe  der 
Aufschiebung  des  Befehles  angeben  und  falls  diese  darauf  besteht,  soll  er 
denselben  zur  Ausführung  bringen,  indem  es  sich  auf  diese  Weise  von 
der  Verantwortlichkeit  befreit,  welche  auf  den  zurückfallen  soll,  welcher 
den  Befehl  zur  Ausführung  gab. 

Art.  227.  Entsprechender  Weise  sollen  die  in  den  vorigen  Artikeln 
bestimmten  Strafen  angewandt  werden: 

1.  Auf  diejenigen  Personen,  welche  auf  gesetzlichen  Befehl  die  Ämter 
als  Mitglieder  von  KoUegial-Justizgerichten  oder  Einzelrichtem  ausüben 
und  sich  hierbei  irgend  eines  der  Verbrechen  oder  Vergehen  schuldig 
machen,  welche  in  den  angeführten  Artikeln  aufgezählt  sind. 

2.  Auf  diejenigen  Landräte  (subdelegados)  und  Inspektoren,  welche 
sich  gleiche  Vergehungen  zu  Schulden  kommen  lassen. 

3.  Auf  die  Schiedsrichter,  Sachverständigen  und  andere  Personen, 
welche  ähnliche  vom  Gesetz  oder  vom  Gericht  oder  von  dem  Überein- 
kommen der  Parteien  abgeleitete  Amtshandlungen  vornehmen,  oder  wenn 
sie  sich  in  derselben  Lage  befinden. 

Art.  228.  Derjenige,  welcher  bei  Ausübung  eines  öfiPentlichen,  nicht 
dem  Richterstande  zugehörigen  Amtes  wissentlich  eine  offenbar  ungerechte 
Verfügung  oder  Entscheidung  bei  einer  Verwaltungsstreitsache  oder  reinea 
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Verwaltangssache  trifft,  soll  mit  Amtaentsetznog  im  Hittelmafse  nnd 
Geldstrafe  von  100—500  Pesos  bestraft  werden. 

Wenn  er  die  offenbar  ungerechte  Entscheidung  oder  Yerfttgimg  ans 
unentschuldbarer  Nachlässigkeit  oder  Unwissenheit  giebt,  so  soll  die  Strafe 
Snspendierung  im  Mindestmafse  und  Geldstrafe  yon  100—300  Pesos  sein. 

Art  229.  Mit  Amtsentsetzung  im  Mittelmafse  und  Geldstrafe  von 
100—500  Pesos  sollen  die  Funktionäre,  auf  welche  sich  der  Torige  Artikel 
bezieht,  bestraft  werden,  welche  aus  unentschuldbarer  Böswilligkeit  und 
Nachlässigkeit  und  unter  Verfehlung  gegen  ihre  Amtspflichten  nicht  zur 
Verfolgung  oder  Ergreifung  der  Delinquenten  vorgehen  nach  schriftlichem 
Antrage  oder  nach  erfolgter  formeller,  schriftlicher  Anzeige.    ' 

Art  230.  Falls  der  Funktionär,  welcher  mit  Suspendierung  oder 
Unfähigkeit  zu  öffentlichen  Ämtern  und  Stellungen  bestraft  werden  soll, 
keine  Beute  hatte,  soll  aufser  seinen  Strafen  noch  Gefängnis  II  in  irgend 
einem  seiner  Hafse  oder  Geldstrafe  yon  100—1000  Pesos,  je  nach  Um- 
ständen, zur  Anwendung  kommen. 

Art.  231.  Der  Rechtsanwalt  oder  Verwalter,  welcher  unter  bös- 
willigem Mifsbrauch  seines  Amtes  seinen  Klienten  benachteiligt  oder  seine 
G^eimnisse  verrät,  soll  je  nach  der  Schwere  des  Nachteils,  welchen  er 
verursacht,  mit  Suspendierung  im  Mindestmafse  bis  zu  dauernder  spezieller 
Unfähigkeit  fOr  das  Amt  oder  Geschäft  und  Geldstrafe  von  100—1000  Pesos 
bestraft  werden. 

Art  232.  Derjenige  Advokat,  welcher  die  derzeitige  Verteidigung 
eines  Bankerotten  hat  und  zugleich  die  Gegenpartei  bei  demselben  Ge- 
schäfte schützt,  soll  mit  dauernder  spezieller  Unfähigkeit  zur  Ausübung 
seines  Amtes  und  Geldstrafe  von  100—1000  Pesos  bestraft  werden. 

§5. 

Veruntreuungen  öffentlicher  Gelder. 

Art  233.   Derjenige  öffentliche  Beamte,  welcher  kraft  seines  Amtes 

öffentliche  oder  private  Gelder  oder  Effekten  in  Verwahrung,  gerichtlicher 

Niederlegnng  oder  in  Beschlag  hat,  und  diese  unterschlägt  oder  einwilligt, 

dafs  ein  andrer  sie  unterschlägt,  soll  bestraft  werden: 

1.  Mit  Zuchthaus  II  im  Mittelmafse,  wenn  die  Unterschlagung 
50  Pesos  nicht  fiberstieg. 

2.  Mit  Zuchthaus  II  im  HöchstmaTse,  wenn  sie  50  ttberschritt,  aber 
500  Pesos  nicht  fiberstieg. 

3.  Mit  Zuchthaus  I  im  Mindest-  bis  MittehnaTse,  wenn  sie  500  Pesos 
fiberstieg. 

In  allen  Fällen  aufserdem  mit  der  Strafe  der  zeitlichen,  absoluten 
Unfähigkeit  im  Mindestmafse  bis  zur  absoluten,  dauernden  Unfähigkeit  ffir 
Ämter  und  öffentliche  Stellungen. 

Art.  234.  Deijenige  öffentliche  Beamte,  welcher  aus  unentschuld- 
barer Liederlichkeit  oder  Nachlässigkeit  Gelegenheit  dazu  bietet,  dafs  durch 
eine  andre  Person  die  Unterschlagung  von  öffentlichen  oder  privaten  Geldern 
oder  Effekten  vorgenommen  wird,  um  welche  es  sich  in  den  drei  Nummern 
des  vorigen  Artikels  handelt,  soll  mit  Suspendiemng  in  irgend  einem  ihrer 
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Mafse  beatraft  weiden,  nnd  aoTserdem  zur  Eückerstattung  des  Betrages 
oder  der  unterschlagenen  Effekten  yerpflichtet  sein. 

Art.  235.  Derjenige  Beamte,  welcher  unter  Schädigung  oder  Benach- 
teiligung des  öffenüichen  Dienstes  zu  eigenem  oder  fremdem  Nutzen  die 
seinem  Amte  unterstellten  Gelder  oder  Effekten  yerwendet,  soll  mit  seit- 
licher, spezieller  Unfähigkeit  für  dies  Amt  oder  diesen  Beruf  im  Mittel- 
mafse  und  einer  Geldstrafe  von  10—50  Prozent  des  unterschlagenen  Be- 
trages bestraft  werden. 

Falls  der  Ersatz  nicht  gewährt  wird,  sollen  die  in  Artikel  238  be- 
stimmten Strafen  in  Anwendung  kommen. 

Falls  der  unberechtigte  Gebrauch  der  Fonds  ohne  Schaden  oder  Be- 
nachteiligung für  den  öffentlichen  Dienst  geschehen  ist,  sollen  die  Strafen 
Amtsenthebung  im  Mittelmafse  und  Geldstrafe  von  5—25  Prozent  des 
unterschlagenen  Betrages  sein,  unbeschadet  der  Rückerstattung. 

Art.  236.  Derjenige  öffentliche  Beamte,  welcher  willkürlich  den 
Geldern  oder  Effekten,  welche  er  yerwaltet,  eine  zwar  öffentliche,  aber  von 
der  verschiedene  Verwendung  zukommen  läfst,  für  welche  jene  bestimmt 
sind,  soll  mit  Amtsentsetzung  im  Mittelmafse  bestraft  werden,  wenn  hieraua 
ein  Schade  oder  eine  Benachteiligung  für  den  Dienst  oder  den  Gegenstand 
entstand,  für  den  sie  verwendet  werden  sollten,  und  mit  Amtsentsetzung  im 
Mindestmafse,  wenn  kein  Schade  oder  keine  Benachteiligung  entstanden  ist. 

Art.  237.  Derjenige  öffentliche  Beamte,  welcher  als  Innehaber  öffent- 
licher Fonds  eine  Zahlung  machen  sollte,  sich  jedoch  ohne  genügenden 
Grund  geweigert  hat  dies  zu  thun,  soll  mit  Amtsentsetzung  im  Mindest- 
bis  Mittelmafse  bestraft  werden. 

Diese  Verfügung  findet  Anwendung  auf  desjenigen  öffentlichen  Be- 
amten, welcher,  durch  Befehl  der  zuständigen  Behörde  aufgefordert,  sich 
weigert,  eine  Sache  abzuliefern,  die  seiner  Bewachung  oder  Verwaltung 
unterstellt  ist 

Art.  238.  Die  Verfügungen  dieses  Paragraphen  können  auf  den- 
jenigen angewandt  werden,  welcher  mit  irgend  einer  Art  von  Fonds, 
Renten  oder  Effekten  der  Stadtverwaltungen  oder  Zugehörigkeiten  eines 
Öffentlichen  Unterrichts-  oder  Wohlthätigkeitsetablissements  betraut  ist. 

§6. 
Betrug  und  ungesetzliche  Amtshandlungen. 

Art.  239.  Derjenige  öffentliche  Beamte,  welcher  bei  Handlungen,  wo  er 
kraft  seines  Amtes  ins  Mittel  tritt,  den  Staat,  die  Stadtgemeinden  oder 
die  öffentlichen  Unterrichts-  oder  Wohlthätigkeitsanstalten  selbst  betrügt, 
oder  einwilligt,  dafs  man  sie  betrügt,  entweder  indem  er  ihnen  Ver- 
lust bereitet  oder  sie  eines  ihnen  zukommenden  Gewinnes  beraubt,  soll 
mit  Znchthaus  II  im  Mittel-  bis  Höchstmafse,  dauernder  spezieller  Unfähig- 
keit für  das  Amt  oder  den  Beruf,  sowie  mit  Geldstrafe  von  10—50  Proz. 
des  verursachten  Schadens  bestraft  werden. 

Art.  240.  Deijenige  öffentliche  Beamte,  welcher  direkt  oder  indirekt 
sich  an  irgend  einem  Kontrakt  oder  Unternehmen  beteiligt,  bei  welchem 
er  kraft  seines  Amtes  ins  Mittel  treten  muTste,  soll  mit  Geföngnis  11  im 
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Hittdmafse,  dauernder  spezieller  Unfthigkeit  fttr  das  Amt  oder  den  Bemf 
nnd  mit  Gteldstrafe  von  10—60  Prozent  des  Anteiles  bestraft  werden, 
weldien  er  an  dem  Geschäft  genommen  hatte. 

Diese  Yerfllgang  ist  anwendbar  auf  die  Sachverständigen,  Schieds- 
richter nnd  Handels -liqnidatoren  hinsichtlich  der  Güter  nnd  Sachen,  bei 
deren  Abschätzung,  gerichtlichen  Zusprechnng,  Teüung  oder  Verwaltung 
sie  Termitteln,  sowie  auf  die  Beschützer  und  Testamentsvollstrecker, 
welche  in  ihrem  Gewahrsam  Güter  haben,  die  ihren  Mündeln  oder  Testa- 
mentsparteien gehören. 

Dieselben  Strafen  sollen  die  in  diesem  Artikel  aufgezählten  Personen 
treffen,  wenn  sie  bei  dem  Geschäft  oder  bei  Vornahme  einer  Handlung, 
welche  ihrem  Amte  anvertraut  sind,  einen  Vorteil  ihrem  Ehegatten, 
ihren  durch  Blutsverwandtschaft  oder  Verschwägemng  legitimen  Ascen- 
denten  oder  Descendenten,  ihren  legitimen  Seitenverwandten  durch  Bluts- 
verwandtschaft bis  zum  dritten  Grade  inklusive  und  durch  Verschwägerung 
bis  zum  zweiten  Grade  ebenfalls  einschliefslich,  ihren  natürlichen  Eltern 
oder  £indem  oder  anerkannten  illegitimen  Kindern  gewähren. 

Art.  241.  Derjenige  öffentliche  Beamte,  welcher  direkt  oder  indirekt 
gröfsere  Abgaben  verlangt,  als  in  Ansehung  seines  Amtes  bestimmt  sind, 
soll  mit  einer  Geldstrafe  des  doppelten  bis  vierfachen  des  abgeforderten 
Betrages  bestraft  werden. 

Wer  sich  gewohnheitsmäfsig  dieses  Deliktes  schuldig  macht,  soll 
anfserdem  mit  zeitlicher,  spezieller  ün^Uiigkeit  für  das  Amt  oder  den 
Beruf  im  Mittelmafse  bestraft  werden. 

§7. 
Untreue  bei  der  Verwahrung  von  Urkunden. 
Art.  242.    Derjenige  Geistliche  oder  öffentliche  Beamte,  welcher  Ur- 
kunden oder  Papiere  unterschlägt  oder  zerstört,  welche  ihm  kraft  seines 
Amtes  anvertraut  sind,  soll  bestraft  werden: 

1.  Mit  Gefängnis  11  im  Höchstmafse  und  Geldstrafe  von  1000  bis 
3000  Pesos,  falls  aus  der  That  ein  schwerer  Schade  der  öffentlichen  Sache 
(causa  publica)  oder  eines  Dritten  entstanden  ist 

2.  Mit  Gefängnis  n  im  Mindest-  bis  Mittelmafse  und  Geldstrafe  von 
lOO—lOOO  Pesos,  wenn  die  unter  der  vorigen  Nummer  ausgesprochenen 
Umstände  nicht  eintrafen. 

Art  243.  Derjenige  öffentliche  Beamte,  welcher  zu  seinem  Amte 
die  Bewachung  von  der  Behörde  gesiegelter  Papiere  oder  Effekten  hat, 
die  Siegel  bricht  oder  in  ihre  Erbrechung  einwilligt,  soll  mit  Gefängnis  II 
im  Mindest-  bis  Mittelmafse  und  G^dstrafe  von  100—500  Pesos  bestraft 
werden. 

Der  Wächter,  welcher  durch  seine  Nachlässigkeit  Gelegenheit  zu 
dem  Delikte  gegeben  hat,  soll  mit  Gefängnis  II  im  Mindestmafse  oder 
Geldstrafe  von  100—300  Pesos  bestraft  werden. 

Art  244.  Derjenige  öffentliche  Beamte,  welcher  geschlossene  Papiere 
oder  Urkunden,  deren  Bewahrung  ihm  anvertraut  ist,  ohne  zuständige 
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Genehmigang  öffiiet  oder  in  ihre  ErOffhang  einwilligt,  soll  mit  Geföngnis  II 
im  Mindestmafse  und  Geldstrafe  von  100—300  Pesos  bestraft  werden. 

Art.  245.  Die  in  den  drei  vorigen  Artikeln  bezeichneten  Strafen 
finden  auch  Anwendung  anf  diejenigen  Privatleute,  welche  zufällig  mit 
der  Besorgung  oder  Bewachung  von  Urkunden  oder  Papieren  durch  Auf- 
trag  der  Regierung  oder  derjenigen  Beamten,  welchen  jene  in  Ansehung 
ihres  Amtes  anvertraut  waren,  beauftragt  sind,  und  welche  in  Ausübung 
ihrer  Gerechtsame  den  Auftrag  dazu  erteilt  haben. 

§8. 
Verletzung  von  Geheimnissen. 

Art.  246.  Derjenige  öffentliche  Beamte,  welcher  die  Geheimnisse, 
von  denen  er  kraft  seines  Amtes  Kenntnis  hat,  verrät  oder  schuldhafter- 
weise  Papiere  oder  Abschrift  von  Papieren,  welche  er  in  seinem  Berufe 
hat  und  die  nicht  veröffentlicht  werden  dflrfen,  ausliefert,  soll  mit  Amts- 
entsetzung im  Mindest-  bis  Mittel mafse  oder  Geldstrafe  von  100—500  Pesos 
oder  auch  mit  beiden  zugleich  bestraft  werden. 

Wenn  der  Verrat  oder  die  Auslieferung  einen  schweren  Schaden 
für  die  öffentliche  Sache  nach  sich  zieht,  sollen  die  Strafen  Geföngnis  I  in 
irgend  einem  seiner  Mafse  und  Geldstrafe  von  1000—5000  Pesos  sein. 

Art.  247.  Derjenige  öffentliche  Beamte,  welcher  kraft  seines  Amtes 
die  Geheimnisse  einer  Privatperson  kennt  und  jene  unter  Benachteiligung 
dieser  aufdeckt,  soll  mit  Gefängnis  II  im  Mindest-  bis  Mittelmafse  und 
Geldstrafe  von  100—500  Pesos  bestraft  werden. 

Dieselben  Strafen  sollen  auf  diejenigen  Anwendung  finden,  welche 
in  Ausübung  irgend  eines  der  Berufe,  welche  einen  Titel  erfordern,  die 
Geheimnisse  verraten,  die  ihnen  in  Ansehung  jenes  anvertraut  waren. 

§»• 

Bestechung. 

Art.  248.  Derjenige  öffentliche  Beamte,  welcher  für  ein  Geschenk 
oder  Versprechen  irgend  eines  der  Verbrechen  oder  Vergehen  begeht, 
welche  in  diesem  Titel  bezeichnet  sind,  soll  aufser  den  hierfür  angegebenen 
Strafen  noch  mit  dauernder  spezieller  Unfähigkeit  für  das  Amt  oder  den 
Beruf  und  mit  Geldstrafe  in  halber  Höhe  des  angenommenen  G^chenkes 
oder  Versprechens  bestraft  werden. 

Art.  249.  Derjenige  öffentliche  Beamte,  welcher  für  ein  Geschenk 
oder  Versprechen  eine  seinem  Berufe  eigentümliche,  pflichtgemäfse  Hand- 
lung vornimmt,  welche  einer  Entschädigung  nicht  unterworfen  ist,  soll 
mit  Geldstrafe  in  halber  Höhe  des  angenommenen  Geschenkes  oder  Ver- 
sprechens bestraft  werden. 

Derselben  Geldstrafe  soll  allein  oder  in  Begleitung  von  dauernder 
spezieller  Unfähigkeit  ffir  das  Amt  oder  den  Beruf  derjenige  Beamte  ver^ 
fallen,  welcher  für  ein  Geschenk  oder  Versprechen  eine  seinem  Amte  eigen- 
tümliche Pflichthandlung  unterläfst. 

Art.  250.     Der  Bestechende   soll   mit   den  für   die    Gehilfen   ent- 
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sprechenden  Strafen  in  den  betreffenden  Fällen  bestraft  werden,  ausge- 
nommen Unfähigkeit  nnd  Sospendierong. 

Wenn  die  Bestechung  in  einer  Eriminalsache  zu  Gunsten  des  Ange- 
klagten von  selten  seines  Ehegatten,  oder  von  selten  eines  durch  Bluts- 
rerwandtschaTt  oder  Yerschwägerung  legitimen  Ascendenten  oder  Descen- 
denten,  eines  legitimen  blutsverwandten  oder  verschwägerten  Seitenver- 
wandten bis  cum  zweiten  Grade  einschliefslich  oder  eines  natürlichen  Vaters 
oder  Kindes  oder  anerkannten  illegitimen  Kindes  stattgefunden  hat,  soll 
den  Bestechenden  nur  eine  Geldstrafe  in  gleicher  Höhe  wie  das  Geschenk 
oder  Versprechen  treffen. 

Art.  251.  In  jedem  Falle  sollen  die  Geschenke  der  Konfiskation 
verfallen. 

§10. 
Widerstand  und  Ungehorsam. 

Art  252.  Derjenige  öffentliche  Beamte,  welcher  sich  offen  weigert, 
den  Befehlen  seiner  Vorgesetzten  in  dienstlichen  Angelegenheiten  zu  ge- 
horchen, soll  mit  dauernder  spezieller  Unfähigkeit  für  das  Amt  oder  den 
Beruf  bestraft  werden. 

Derselben  Strafe  soll  er  verfallen,  wenn,  nachdem  er  aus  irgend 
einem  Grunde  die  Ausführung  von  Befehlen  seiner  Vorgesetzten  aufge- 
schoben hat,  ihnen  nicht  gehorcht,  nachdem  sie  die  Aufschiebung  gemlTs- 
billigt  haben.  Im  einen  wie  andern  Falle  soll,  falls  der  Beamte  besoldet 
war,  die  Strafe  G^föngnis  II  in  irgend  einem  seiner  Mafse  oder  Geldstrafe 
von  100—1000  Pesos  sein. 

§11. 

Verweigerung  von  Hilfe  und  Verlassen  des  Dienstes. 

Art.  253.  Derjenige  öffentliche  Beamte  des  Militär-  oder  Zivilstandes, 
welcher  auf  Ersuchen  der  zuständigen  Behörde  bei  Ausübung  seines 
Amtes  die  pflichtgemäfse  Mitwirkung  zur  Verwaltung  der  Justiz  oder 
eines  andern  öffentlichen  Dienstes  nicht  leistet,  soll  mit  Amtsentsetzung 
im  Mindest-  bis  Mittelmafse  und  Geldstrafe  von  100—500  Pesos  bestraft 
werden. 

Wenn  aus  seiner  Unterlassung  der  öffentlichen  Sache  oder  einem 
Dritten  ein  schwerer  Schaden  entsteht,  sollen  die  Strafen  dauernde  spezielle 
Unfähigkeit  für  das  Amt  und  Geldstrafe  von  100—1000  Pesos  sein. 

Art.  254.  Derjenige  Beamte,  welcher,  ohne  sein  Amt  zu  kündigen, 
dasselbe  verläfst,  soll  mit  Suspendierung  im  Mindestmafse  bis  zu  zeitlicher 
spezieller  Unfähigkeit  für  das  Amt  oder  Beruf  im  Mittelmafse  und  Geld- 
strafe von  100—500  Pesos  bestraft  werden. 

Wenn  er  nach  Kündigung  seines  Dienstes  und  bevor  ein  vemunft- 
entsprechender  Zeitraum  verstrichen  ist,  innerhalb  welchen  durch  den 
entsprechenden  Vorgesetzen  seine  Stelle  hätte  ersetzt  werden  können, 
ihn  zum  Nachteile  der  öffentlichen  Sache  verläfst,  sollen  die  Strafen 
Geldstrafen  von  100—500  Pesos  und  zeitliche  spezielle  Unfähigkeit  für 
das  Amt  oder  Beruf  im  Mittelmafse  sein. 
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Die  in  den  beiden  Torigen  Abschnitten  aufgestellten  Strafen  finden 
auch  entsprechende  Anwendung  auf  demjenigen,  welcher  ein  Gemeindeamt 
ohne  Angabe  einer  gesetzmäfsigen  Entschuldigung  aufgiebt,  sowie  auf  den- 
jenigen, welcher  nach  Abgabe  eines  derartigen  Entschuldigungsgmndes, 
aber  beTor  ein  vemunftgemäfser  Zeitraum  yerstrichen  ist,  in  wel(^em  er 
hätte  ersetzt  werden  können,  seine  Stelle  unter  Schädigung  der  öffent- 
lichen Sache  yerläfst. 

Die  Anordnungen  dieses  Artikels  verstehen  sich  unbeschadet  der 
Verfügungen  von  Art.  135. 

§12. 
Mifsbräuche  gegenüber  Privatpersonen. 

Art.  255.  Derjenige  Öffentliche  Beamte,  welcher  bei  Ausübung  einer 
dienstlichen  Handlung  irgend  eine  ungerechte  Quälerei  (Ghikane)  gegen 
das  FubUkum  sich  zu  Schulden  kommen  läfst,  oder  einen  unerlaubten  oder 
nicht  notwendigen  Druck  zur  Ausübung  seines  Dienstes  anwendet,  soll 
mit  Amtsentsetzung  in  irgend  einem  ihrer  Mafse  und  Geldstrafe  von 
100—1000  Pesos  bestraft  werden. 

Art.  256.  Denselben  Strafen  soll  jeder  öffentliche  Beamte  des  Yer- 
waltungsstandes  verfallen,  welcher  den  Privatpersonen  böswilligerweise 
den  Schutz  oder  die  Dienstleistung  vorenthält  oder  verweigert,  welche  er 
in  Übereinstimmung]  mit  den  Gesetzen  und  Bestimmungen  ihnen  hätte  er- 
weisen mtlssen. 

Art.  257.  Derjenige  Öffentliche  Beamte,  welcher  sich  willkürlich 
weigert,  eine  Bescheinigung  oder  ein  Zeugnis  zu  geben,  oder  die  Vor- 
zeigung oder  den  Lauf  eines  Gesuches  hindert,  soll  mit  einer  Geldstrafe 
von  100—500  Pesos  bestraft  werden. 

Falls  das  Zeugnis,  die  Bescheinigung  oder  das  Gesuch  von  einem 
von  demselben  Beamten  begangenen  Mifsbräuche  handelte,  soll  die  Strafe 
100—1000  Pesos  sein. 

Art.  258.  Derjenige  öffentliche  Beamte,  welcher  einer  Frau  nach- 
trachtet, welche  von  seiner  Entscheidung  abhängige  Ansprüche  hat,  soll 
mit  zeitlicher  spezieller  Unfähigkeit  für  das  Amt  oder  den  Beruf  im 
Mittelmafse  bestraft  werden. 

Art.  259.  Derjenige  Beamte,  welcher  einer  Frau  nachstellt,  welche 
seiner  amtlichen  Obhut  anvertraut  ist,  soll  mit  Gefängnis  II  in  irgend 
einem  seiner  Mafse  und  zeitlicher  spezieller  Unfähigkeit  für  das  Amt  oder 
Beruf  im  Mittelmafse  bestraft  werden. 

Falls  die  durch  seine  Nachstellungen  bedrängte  Person  die  Frau, 
Tochter,  Mutter,  Schwester  oder  legitime  Verwandte  in  denselben  Ver- 
wandtschaftsgraden derjenigen  Person  ist,  welche  der  Nachsteller  unter 
seiner  Obhut  hat,  sollen  die  Strafen  Gefängnis  II  im  Mittel-  bis  Höchst- 
mafse  und  dauernde  spezielle  Unfähigkeit  für  das  Amt  oder  Beruf  sein. 

§13. 
Allgemeine  Vorschrift 
Art.  260.    Hinsichtlich  der  Wirkungen  dieses  Titels  und  des  Para- 
graphen 4  des   Titels  III  soll  als  Beamter  jeder  betrachtet  werden,  der 
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ein  öffBütliches  Amt  bekleidet ,  selbst  wenn  er  nicht  vom  Chef  der  Re- 
publik ernannt  ist  und  auch  wenn  er  keinen  Sold  vom  Staate  bezieht. 

Titel  VI. 

Ober  die  Verbrechen  und  Vergehen,  welche  von  Privatpersonen  gegen  die 

IHfentliche  Ordnung  und  Sicherheit  begangen  werden, 

§1. 
Angriffe  und  unehrerbietige  Handlungen  gegen  die  Obrigkeit. 
Art.  261.    Einen  Angriff  gegen  die  Obrigkeit  begehen  diejenigen, 
welche: 

1.  Ohne  sich  öffentlich  zu  empören,  für  eine  der  in  den  Artikeln  121 
und  126  bezeichneten  Handlungen  Gewalt  oder  Einschüchterung  anwenden. 

2.  Die  öffentliche  Behörde  oder  ihre  Agenten,  falls  diese  oder  jene 
Amtahandlungen  ausüben,  angreifen  oder  mit  Gewalt  Widerstand  leisten, 
sowie  Gewalt  oder  Einschüchterung  gebrauchen. 

Art.  262.  Die  Angriffe,  auf  welche  sich  der  vorige  Artikel  bezieht, 
sollen  mit  Geföngnis  II  im  Mittelmafse  oder  Geldstrafe  Ton  100— 500  Pesos 
bestraft  werden,  falls  einer  der  folgenden  Umstände  eintrifft: 

1.  Wenn  der  Angriff  mit  bewaffneter  Hand  geschieht 

2.  Wenn  die  Delinquenten  Hand  an  die  Obrigkeit  oder  die  Per* 
sonen  legen,  welche  jener  zu  Hilfe  eilen. 

3.  Wenn  infolge  der  Gewalt  die  Behörde  den  Forderungen  der  De- 
linquenten nachgegeben  hat. 

Ohne  diese  Umstftnde  soll  die  Strafe  Gei^gnis  II  im  Mindestmafse 
oder  Geldstrafe  von  100—300  Pesos  sein« 

Um  zu  bestimmen,  ob  der  Angriff  mit  bewaffneter  Hand  geschieht, 
richte  man  sich  nach  den  Vorschriften  des  Artikels  132. 

Art  263.  Wer  mit  That  oder  Wort  den  Präsidenten  der  EepubUk 
oder  eine  der  gesetzgebenden  Körperschaften  oder  eine  ihrer  Kommissionen, 
sei  es  nun  in  den  öffentlichen  Handlungen,  in  welchen  sie  jene  repräsen- 
tieren, sei  es  in  Ausübung  ihrer  eigenen  Machtbefugnisse  oder  wer  endlich  die 
höheren  Gerichtshöfe  schwer  beleidigt  hat,  soll  mit  Gefängnis  II  im  Mittel 
bis  Höchstmafse  und  Geldstrafe  von  100—1000  Pesos  bestraft  werden. 

Waren  die  Beleidigungen  leichter  Art,  so  sollen  die  Strafen  Ge- 
fängnis II  im  Mindestmafse  und  Geldstrafe  von  100—500  Pesos  sein,  oder 
einfach  nur  letztere. 

Art.  264.  Eine  unehrerbietige  Handlung  gegen  die  Obrigkeit  be- 
gehen: 

1.  Diejenigen,  welche  in  schwerer  Weise  die  Sitzungen  der  gesetz- 
gebenden Körperschaften  stören,  sowie  diejenigen,  welche  bei  denselben 
Handlungen  einen  Deputierten  oder  Senator  beleidigen  oder  bedrohen. 

2.  Diejenigen,  welche  in  schwerer  Weise  die  Sitzungen  der  Gerichts- 
höfe stören,  sowie  diejenigen,  welche  bei  denselben  Handlungen  ein  Mitglied 
besagter  Gerichtshöfe  beleidigen  oder  bedrohen. 

3.  Diejenigen,  welche  beleidigen  oder  bedrohen: 
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a)  Einen  Senator  oder  Deputierten  für  die  im  Kongrefs  geftnfserten 
Meinungen. 

b)  Ein  Mitglied  eines  G^chtshofes  wegen  der  Urteilssprüche,  welche 
er  gegeben  hat 

c)  Die  Staatsminister  oder  eine  andere  Behörde  bei  Aosübnng  ihrer 
Amtspflichten. 

d)  Einen    eigenen   Vorgesetzten    bei   Gelegenheit    seiner  Bemfs- 
handlnngen. 

In  allen  diesen  Fällen  soll  die  Heransfordenmg  zum  Duell,  auch 
wenn  sie  in  privater  oder  verschleierter  Form  geschah,  als  schwere  Be- 
drohung hinsichtlich  der  Wirkungen  dieses  Artikels  angesehen  werden. 

Art  265.  Wenn  die  unehrerbietige  Handlung  in  einer  Störung  der 
Ordnung  besteht  oder  die  Beleidigung  oder  Drohung,  von  welcher  der 
vorige  Artikel  spricht,  eine  schwere  war,  so  soll  der  Delinquent  mit  Ghe- 
f&ngnis  II  in  irgend  einem  seiner  MaTse  und  Gteldstrafe  von  100  bis 
1000  Pesos  bestraft  werden.  Wenn  sie  leicht  war,  sollen  die  Strafen 
(Gefängnis  II  im  Mindestmafse  und  Geldstrafe  von  100—300  Pesos  oder 
einfach  nur  letztere  sein. 

Art  266.  Hinsichtlich  der  Wirkungen  der  Strafvorschriften  gegen- 
über denjenigen,  welche  einen  Angriff  oder  unehrerbietige  Handlung  gegen 
öffentliche  Behörden  oder  Beamte  begehen,  ist  zu  bemerken,  dafs  das  Amt 
einer  öffentlichen  Behörde  st&ndig  von  den  Staatsministem  sowie  den  amt- 
lichen Behörden  ausgeübt  wird,  welche  dauernd  oder  nur  auf  Berufung  in 
jedem  Falle  oder  unter  gewissen  Umständen  das  Amt  ausüben. 

Als  „angegriffen"  bei  Ausübung  ihrer  Amtshandlungen  soll  die  Be- 
hörde auch  dann  angesehen  werden,  wenn  der  Angriff  oder  die  unehrer- 
bietige Handlung  gelegentlich  der  Ausübung  oder  in  Ansehung  ihres 
Amtes  geschehen  ist 

Art.  267.  Derjenige,  welcher  mit  Gewalt  oder  Betrug  ein  Mitglied 
des  Kongresses,  des  höchsten  Gerichtshofes  oder  des  Staatsrates  hindert 
seine  Amtshandlungen  auszuüben,  soll  mit  Gefängnis  II  im  Mindestmafse 
und  Geldstrafe  von  100—1000  Pesos  bestraft  werden. 

Art  268.  Derjenige,  welcher  einen  Auflauf  verursacht  oder  zur 
Buhestörung  im  Amtsraum  einer  öffentlichen  Behörde  oder  Korporation 
bis  zu  dem  Mafse  aufwiegelt,  dafs  die  Amtshandlungen  unterbrochen  oder 
verhindert  werden,  soll  mit  Gefängnis  n  in  irgend  einem  seiner  Mafse 
und  Geldstrafe  von  100—1000  Pesos  bestraft  werden. 

§2. 
öffentliche  Ruhestörungen. 
Art  269.  Diejenigen,  welche  in  schwerer  Weise  die  öffentliche  Ruhe 
stören,  um  ein  Unrecht  oder  ein  andres  Übel  einer  Privatperson  zu  ver- 
ursachen oder  zu  einem  andern  ruchlosen  Zweck,  sollen  mit  Gefängnis  II 
im  Mindestmafse  bestraft  werden  unbeschadet  der  Strafen,  welche  sie  für 
den  verursachten  Schaden  oder  Angriff  zu  treffen  haben. 


57 

§3. 
Über  den  Bruch  von  Siegeln. 

Art  270.  Diejenigen,  welche  mit  Absicht  die  auf  Befehl  der  öffent- 
lichen Behörde  angelegten  Siegel  brechen,  sollen  mit  Gefängnis  II  im 
lündestmafse  nnd  Geldstrafe  von  100—300  Pesos  bestraft  werden. 

Die  Strafen  sollen  Gefängnis  II  im  Mittelmafse  und  Geldstrafe  von 
100 — 500  Pesos  sein,  wenn  die  gebrochenen  Siegel  auf  Papiere  oder  Effekten 
einer  wegen  eines  Verbrechens  angeklagten  oder  verurteilten  Person  gelegt 
waren. 

Art  271.  Wenn  der  Bruch  des  Siegels  mit  Gewalt  gegen  Personen 
ansgeführt  ist  soU  der  Schuldige  mit  Gefängnis  11  im  Höchstmafse  und 
Geldstrafe  von  500—1000  Pesos  bestraft  werden. 

§4. 

Über  Schwierigkeiten,  die  der  Ausführung  öffentlicher 

Arbeit  gemacht  werden. 

Art  272.    Wer  durch  thätliche  Handlungen  ohne  gerechtfertigten 

Qmnd  sich  der  Ausführung  der  durch  die  zuständige  Behörde  angeordneten 

oder  erlaubten  öffentlichen  Arbeiten  widersetzt,   soll  mit  Gefängnis  II  im 

Mindestmafse  oder  G^dstrafe  von  100—1000  Pesos  bestraft  werden. 

§5. 
Verbrechen  und  Vergehen  der  Lieferanten. 

Art  273.  Diejenigen  Personen,  welche  mit  Besorgungen,  Unter- 
nehmungen oder  Verwaltungen  für  Rechnung  des  Heeres  oder  der  Flotte 
beauftragt  sind,  oder  ihre  Agenten,  welche  aus  freien  Stücken  gegen  ihre 
Versprechen  gefehlt  haben,  indem  sie  die  Dienstleistung  hinderten,  welche 
ihnen  aufgetragen  war,  unter  schwerem  und  unvermeidlichen  Schaden  der 
Öffentlichen  Sache,  sollen  mit  Gefängnis  I  im  Mindestmafse  und  Geldstrafe 
von  1000—5000  Pesos  bestraft  werden. 

Art  274.  Falls  ein  Betrug  in  der  Natur,  Art  oder  Menge  der 
Gegenstände  oder  der  Arbeit  oder  der  verwalteten  Sachen  unter  schwerem 
und  unvermeidlichen  Schaden  der  öffentlichen  Sache  stattgefunden  hat, 
sollen  die  Schuldigen  mit  Zuchthaus  I  in  irgend  einem  seiner  Mafse  und 
Geldstrafe  von  1000—5000  Pesos  bestraft  werden. 

§6. 

Über  die  Verletzungen  der  Gesetze  und  Vorschriften,  welche 

sich  auf  Lotterien,  Spielhäuser  und  Pfandleihe  beziehen. 

Art.  275.  Lotterie  ist  jede  Unternehmung,  welche  dem  Publikum 
angeboten  und  dazu  bestimmt  ist,  mittelst  des  Looses  Gewinn  zu  verschaffen. 

Art.  276.  Die  Urheber,  Unternehmer,  Verwalter,  Kommissionäre 
oder  Agenten  von  nicht  staatlich  genehmigten  Lotterien  sollen  einer 
Strafe  von  100—1000  Pesos  verfallen  und  die  zur  Lotterie  gegebenen  be- 
weglichen Gegenstände  verlieren. 

Waren  die  in  die  Lotterie  gegebenen  Gegenstände  nicht  beweglich, 
so  soll  die  Strafe  eine  Geldstrafe  von  1000—5000  Pesos  sein. 
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Im  Bflckfalle  soll  aofBerdem  mit  Geföii£;iu8  n  im  Miadestmafse  be- 
straft werden. 

Art  277.  Die  Banquiers,  Besitzer,  Verwalter  oder  Agenten  Ton 
Spiel-y  Lotterie-,  Glücks-  oder  Hazardh&usem  sollen  mit  Gef&ngnis  n  in 
irgend  einem  seiner  Mafse  und  Geldstrafe  von  100—1000  Pesos  bestraft 
werden. 

Art  278.  Diejenigen,  welche  snsammenkommen,  um  in  besagten 
Häusern  zu  spielen,  sollen  mit  Gefängnis  II  im  Mindestmafse  oder  Geld- 
strafe von  100—1000  Pesos  bestraft  werden. 

Art.  279.  Das  Geld  oder  die  Effekten,  welche  zum  Spiel  gesetzt 
sind,  sowie  die  Gegenstände,  Objekte  und  Gerätschaften,  welche  hierfür 
bestimmt  sind,  sollen  stets  der  Konfiskation  verfallen. 

Art.  280.  Wer  ohne  gesetzliche  Erlaubnis  Leihhäuser  auf  Pfänder, 
Lohn  oder  Sold  errichtet,  soll  mit  Gefängnis  n  im  Mindestmafse,  Geld- 
strafe von  100—1000  Pesos  und  Konfiskation  der  geliehenen  Quantitäten 
bis  zur  Summe  von  5000  Pesos  bestraft  werden. 

Art.  281.  Diejenigen,  welche  Erlaubnis  hierzu  erhalten  haben,  jedoch 
nicht  in  der  vorgeschriebenen  Form  Bücher  führen,  indem  sie  in  ihnen 
ohne  Übersicht  oder  Spezifizierung  die  geliehenen  Quantitäten,  Termine 
und  Zinsen,  Namen  und  Wohnort  des  Empfängers,  Beschaffenheit,  Qualität 
und  Wert  der  zum  Pfände  gegebenen  Sachen  und  die  übrigen  näheren 
Umstände  buchen,  welche  die  Bestimmungen  fordern,  die  der  Präsident 
der  Republik  anzubefehlen  hat,  sollen  mit  Geldstrafe  von  100—500  Pesos 
und  Konfiskation  der  geliehenen  Summen  bis  ssu  500  Pesos  bestraft  werden 

Dieselben  Strafen  sollen  di^enigen  treffen,  welche  die  Yeräufse- 
rung  der  Pfänder  nicht  in  Übereinstimmung  mit  den  Gesetzen  und  Be- 
stimmungen vornehmen. 

Art.  282.  Derjenige  Pfandleiher,  welcher  nicht  Sicherstellung  für 
das  Pfand  oder  empfangene  Sicherheit  giebt,  soll  mit  einer  Geldstrafe  im 
zwei-  bis  fünffachen  Betrage  des  Wertes  bestraft  werden  und  die  Summe, 
welche  er  geliehen  hatte,  der  Konfiskation  verfallen. 

Art  283.  Derjenige  Pfandleiher,  welcher  Pfandgeschäfte  der  in  den 
vorhergehenden  Artikeln  besagten  Art  mit  einer  Person  geschlossen  hat, 
welche  durch  ihr  Alter  oder  fehlendes  UnterscheidungsvermOgen  offenbar 
zu  Verbindlichkeiten  unfähig  ist,  soll  mit  den  Strafen  des  vorigen 
Artikels  bestraft  werden. 

§7. 
Verbrechen  und  Vergehen,  welche  sich  auf  die  Industrie,  den 
Handel  und  die  öffentlichen,  gerichtlichen  Versteigerungen 

beziehen. 

Art.  284.  Wer  betrügerischerweise  Geheimnisse  einer  Fabrik  mit- 
geteilt hat,  in  welcher  er  angestellt  war  oder  ist,  soll  mit  Gefängnis  II 
im  Mindest-  bis  Mittelmafse  oder  Geldstrafe  von  100—1000  Pesos  bestraft 
werden. 

Art.  285.  Diejenigen,  welche  durch  betrügerische  Mittel  die  ur- 
sprüngliche Preislage  der  Arbeit,  der  Eaufgegenstände  oder  Waren,  Aktien, 
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öffentlichen  oder  privaten  Renten  oder  irgendwelchen  andern  Sachen,  welche 
Ghgenfltände  von  Verträgen  sind,  verändern,  sollen  mit  Geföngnis  II 
im  Mindest-  bis  Mittelmafse  nnd  Geldstn^e  von  100—500  Pesos  bestraft 
werden. 

Art  286.  Wenn  der  im  vorigen  Artikel  ausgesprochene  Betrag  sich 
auf  Lebensmittel  oder  andre  Gegenstände  von  besondrer  Notwendigkeit 
bezieht,  so  soll  anfser  den  Strafen,  welche  in  jenem  angegeben  werden, 
Konfiskation  der  Waren  auferlegt  werden,  welche  Gegenstände  des  Be- 
trages waren. 

Art  287.  Diejenigen,  welche  eine  Drohung  oder  irgend  ein  andres 
betrttgerisches  Mittel  anwenden,  um  die  Bieter  bei  einer  Öffentlichen  Sub* 
hastation  za  entfernen,  in  der  Absicht,  die  Preishöhe  des  Zuschlages  zu 
verändern,  sollen  mit  einer  Geldstrafe  von  10—60  Prozent  des  Wertes  der 
yersteigerten  Sache  bestraft  werden;  falls  sie  nicht  eine  höhere  Strafe 
wegen  der  Drohung  oder  des  unerlaubten  Mittels,  welches  sie  anwandten, 
verdienen. 

§8. 

Yergehungen  gegen  die  Gesetze  und  Bestimmungen,  welche 

sich  auf  verbotene  Waffen  beziehen. 

Art  288.  Derjenige,  welcher  Waffen  herstellt,  verkauft  oder  ver^ 
teilt,  welche  absolut  durch  das  Gesetz  oder  die  allgemeinen  Bestimmungen, 
welche  der  Präsident  der  Bepublik  anordnet,  verboten  sind,  soll  mit  G^ 
föngnis  n  im  Mindestmafse  oder  Geldstrafe  von  100-500  Pesos  bestraft 
werden. 

§9. 

Vergehen,  welche  sich  auf  die  Tierseuchen  beziehen. 

Art  289.  Jeder  Besitzer  oder  Hüter  von  Tieren,  welche  mit  an- 
steckenden Krankheiten,  die  durch  die  Lokalbehörde  bestimmt  werden,  be- 
haftet sind,  der  nicht  dieser  Behörde  oder  ihren  Agenten  sofort  Mittei- 
lung gemacht  oder  die  Tiere  nicht  eingeschlossen  hat,  bevor  er  Antwort 
auf  seine  Anzeige  erhalten  hat,  soll  mit  Gefängnis  II  im  Mindestmafse  oder 
Geldstrafe  von  100—300  Pesos  bestraft  werden. 

Art.  290.  Diejenigen,  welche  unter  Mifsachtung  der  Verbote  der 
zuständigen  Verwaltungsbehörde  die  angesteckten  Tiere  in  Gemeinschaft 
mit  andern  gelassen  oder  die  Vorschriften  dieser  Behörde  zur  Verhinde- 
rung der  Ausbreitung  der  Seuche  nicht  erfüllt  haben,  sollen  mit  Gefäng- 
nis II  im  Mindestmafse  oder  Geldstrafe  von  100—500  Pesos  bestraft  werden. 

Art  291.  Wenn  infolge  der  Verletzung  der  Vorschriften  des  vor^ 
hergehenden  Artikels  die  Ausbreitung  der  Seuche  erfolgt  ist,  sollen  die 
Schuldigen  mit  Gefängnis  II  im  Mindestmafse  oder  Geldstrafe  von  500 
bis  1000  Pesos  bestraft  werden. 

§  10. 
Über  unerlaubte  Verbindungen. 
Art  292.    Jede  Verbindung,  welche  mit  der  Absicht  gebildet  ist, 
gegen  die  gesellschaftliche  Ordnung,  gegen  die  guten  Sitten,  gegen  Per* 
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sonen  oder  Ei^entmn  zu  handeln,  stellt  im  Delikt  dar,  welches  in  der 
blofsen  Thatsache  der  Organisation  besteht. 

Art.  293.  Falls  die  Verbindung  die  Begehung  von  Verbrechen  zum 
Ziele  gehabt  hat,  so  sollen  die  Anführer  und  ihre  anstiftenden  Mitglieder 
sowie  diejenigen,  welche  ein  Amt  in  ihr  ausgeübt  haben,  mit  Zuchthaus  I 
in  irgend  einem  seiner  Mafse  bestraft  werden. 

Wenn  die  Verbindung  die  Begehung  von  Vergehen  zum  Ziele  gehabt 
hat,  so  soll  für  die  im  vorigen  Abschnitt  genannten  Personen  die  Strafe 
Zuchthaus  II  in  irgend  einem  seiner  Mafse  sein. 

Art.  294.  Irgend  welche  andre  Personen,  welche  an  der  Verbindung 
teilgenommen  haben,  sowie  diejenigen,  welche  wissentlich  und  freiwillig 
Pferdematerial,  Waffen,  Munition,  Instrumente  zur  Begehung  von  Ver- 
brechen oder  Vergehen  Wohnung,  Versteck  oder  Vereinignngsort  ge- 
liefert haben,  sollen  im  ersten  der  durch  den  vorhergehenden  Artikel  vorge- 
sehenen Fälle  mit  Zuchthaus  II  im  Mittelmafse  und  im  zweiten  Falle 
mit  Zuchthaus  II  im  MindestmaTse  bestraft  werden. 

Art  295.  Ausgenommen  von  den  in  diesem  Paragraphen  bezeichneten 
Strafen  sollen  diejenigen  Schuldigen  bleiben,  welche,  bevor  eines  von  den 
Verbrechen  oder  Vergehen,  welche  das  Ziel  der  Verbindung  bilden,  be- 
gangen ist  und  bevor  sie  verfolgt  werden,  der  Behörde  das  Bestehen 
dieser  Verbindungen,  ihre  Pläne  und  Vorhaben,  enthüllt  haben. 

Trotzdem  können  sie  unter  polizeiliche  Aufsicht  gestellt  werden. 

§11. 

Bedrohungen  mit  einem  Attentate  gegen  Personen  und 

Eigentum. 

Art.  296.     Wer  emsthafterweise  einem  andern  damit  droht,   ihm 

selbst  oder  seiner  Familie,  seiner  Person,   Ehre  oder  Besitz,  ein  Übel  zu 

verursachen,  welches  ein  Delikt  darstellt,  soll  unter  der  Voraussetzung, 

dafs  durch  das  Vorhergegangene  die  Erfüllung  der  That  wahrscheinlich 

erscheint,  bestraft  werden: 

1.  Mit  Zuchthaus  II  im  Mittel-  bis  Höchstmafse,  wenn  er  die  Drohung 
unter  Forderung  einer  gewissen  geldwerten  Summe  gethan  oder  irgend 
eine  unerlaubte  Bedingung  auferlegt  und  der  Schuldige  sein  Vorhaben 
erreicht  hat;  falls  nicht  die  vollendete  That  eine  höhere  Strafe  verdient,  in 
welchem  Falle  diese  auferlegt  werden  soll. 

2.  Mit  Zuchthaus  II  im  Mindest-  bis  Mittelmafse,  wenn,  nachdem 
die  Bedrohung  unter  einer  Bedingung  geschehen  ist,  der  Schuldige  seinen 
Zweck  nicht  erreicht  hat. 

3.  Mit  Zuchthaus  II  im  Mindestmafse,  falls  die  Bedrohung  nicht  be- 
dingt war. 

Falls  die  Bedrohungen  schriftlich  oder  mittels  eines  Q«heimboten 
geschehen,  sollen  diese  Umstände  als  erschwerend  angesehen  werden. 

Für  die  Wirkungen  dieses  Artikels  versteht  man  unter  Familie:  den 
Ehegatten,  die  Verwandten  in  der  geraden  Linie  der  legitimen  Blutsver- 
wandtschaft oder  Verschwägerung,  die  natürlichen  Eltern  und  Kinder, 
sowie  deren  legitime  Descendenz,  die  illegitimen  anerkannten  Kinder  sowie 
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die  Seitenverwandten  bis  zum  dritten  Grade  der  legitimen  Verwandtschaft 
oder  Venchwägermig. 

Art.  297.  Die  Bedrohangen  mit  einem  Übel,  welches  kein  Delikt 
darstellt,  geschehen  in  der  in  Nummer  1  des  vorhergehenden  Artikels  ans- 
gedrttckten  Form,  sollen  mit  Geföngnis  II  in  irgend  einem  seiner  Mafse 
bestraft  werden. 

Art.  298.  In  den  Fällen  der  beiden  vorhergehenden  Artikel  kann 
der  Bedroher  aufserdem  noch  znr  Sicherheitsleistung  dafür,  dafs  er  den 
Bedrohten  nicht  angreift  und  mangels  eines  solchen  zur  Strafe  der  Stellung 
unter  Polizei-Aufsicht  verurteilt  werden. 

§  12. 
Über  Entweichen  der  Gefangenen. 
Art.  299.    Deijenige  öffentliche  Beamte,  welcher  sich  der  Nachsicht 
bei  der  Entweichnng  eines  Gefangenen  oder  Verhafteten,   dessen  Über- 
führung oder  Bewachung  ihm  anvertraut  war,  schuldig  macht,  soll  bestraft 
werden: 

1.  Im  Falle  der  Flttchtling  durch  Vollstreckungsbefehl  zu  irgend 
einer  Strafe  verurteilt  ist,  mit  der  um  zwei  MaTse  niedrigeren  und  der 
dauernden  speziellen  Unfähigkeit  für  das  Amt  oder  den  Beruf. 

2.  Mit  der  um  drei  Mafse  niedrigeren  Strafe  als  im  Gesetz  fCLr  das 
Delikt  vorgeschrieben  ist,  wegen  welches  dem  Flüchtlinge  der  Frozefs 
gemacht  worden  ist,  sowie  mit  zeitlicher  spezieller  Unfähigkeit  für  das 
Amt  oder  Beruf  im  Mittelmafse,  wenn  jener  noch  nicht  durch  Voll- 
streckungsbefehl verurteilt  worden  ist. 

Art  300.  Derjenige  Privatmann,  welcher  mit  der  Überführung  oder 
Bewachung  eines  Gefangenen  oder  Verhafteten  beauftragt,  sich  in  einem 
der  Fälle  des  vorhergehenden  Artikels  befindet,  soll  mit  den  Strafen  be- 
straft werden,  welche  unmittelbar  im  MaTs  niedriger  sind  als  diejenigen, 
welche  für  den  Öffentlichen  Beamten  vorgeschrieben  sind. 

Art.  301.  Diejenigen,  welche  eine  gefangene  oder  verhaftete  Person 
aus  den  G^efängnissen  oder  Strafanstalten  entweichen  lassen  oder  ihnen 
die  Flucht  ermöglichen,  sollen  mit  den  in  Art.  299  bezeichneten  Strafen 
bestraft  werden,  je  nach  dem  sie  Gewalt  oder  Bestechung  anwandten 
und  mit  den  um  ein  Mafs  niedrigeren,  wenn  sie  sich  andrer  Mittel  be- 
dienten. 

Wenn  aufserhalb  dieser  Anstalten  das  Entweichen  stattfindet  oder 
die  Flucht  des  Gefangenen  oder  Verhafteten  dadurch  erleichtert  wird, 
dafs  diejenigen,  die  mit  der  Überführung  oder  Bewachung  beauftragt 
sind,  vergewaltigt  oder  überrumpelt  werden,  so  sollen  in  entsprechender 
Weise  die  um  ein  Mafs  niedrigeren  Strafen  als  die  im  vorhergehenden 
Abschnitte  bezeichneten  angewandt  werden. 

Art  302.  Wenn  das  Entweichen  oder  die  Flucht  des  Gefangenen 
oder  Verhafteten  durch  schuldhafte  Nachlässigkeit  der  Wächter  bewerk- 
stelligt wird,  soll  diese  eine  um  ein  Mafs  niedrigere  Strafe  treffen,  als  die- 
jenige, welche  auf  sie  im  Falle  der  Nachsicht  gemäfs  den  vorhergehenden 
Artikeln  Anwendung  finden  würde. 
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Art.  303.  Wenn  die  Flüchtlinge  swei  oder  mehrere  waren,  so  soll 
man  ils  Grandlage  zur  Festsetzung  der  Strafe  des  Schnldigen,  auf  welche 
sich  dieser  Paragraph  bezieht,  die  höchste  von  ihnen  nehmen,  welche  jene 
verbüTsten  oder  verdient  hätten. 

Art  304.  Wenn  bei  Anwendung  der  vorherigen  Regeln  behufs  Fest- 
setzung der  Strafe,  diese  mangels  niedrigerer  Mafse  oder  weil  Unfähigkeit 
oder  Amtsentsetzung  nicht  anwendbar  waren,  nicht  bestimmt  werden  konnte, 
soll  die  letzte  der  Strafen  auferlegt  werden,  welche  die  betreffende  Stufen- 
leiter enthält 

§13. 
Über  Landstreicherei  und  Bettelei. 

Art  305.  Landstreicher  sind  diejenigen,  welche  keinen  festen  Wohn- 
sitz oder  Unterhaltsmittel  haben,  noch  gewohnheitsmäfsig  irgend  ein  Gte- 
schäft,  ein  erlaubtes  Amt  oder  eine  Beschäftigung  ausüben,  obwohl  sie 
arbeitsfähig  sind. 

Art  306.  Der  Landstreicher  soll  mit  Gefängnis  II  im  Mindestmafse 
und  Stellung  unter  Polizei-Aufsicht  bestraft  werden. 

Art  307.  Derjenige  Landstreicher,  welchen  man  in  einer  Verkleidung 
oder  in  einem  Anzug,  welcher  ihm  nicht  zukommt,  oder  versehen  mit 
Dietrichen  oder  andern  Instrumenten  oder  Waffen,  welche  begründeten  Ver- 
dacht erregen,  ergreift,  soll  mit  Zuchthaus  11  im  Mindest-  bis  Mittelmafse 
und  Stellung  unter  Polizei-Aufsicht  bestraft  werden. 

Gleiche  Strafen  sollen  denjenigen  Landstreicher  treffen,  welcher  in 
ein  Haus,  eine  Wohnung  oder  einen  verschlossenen  BAum  ohne  entschuld- 
baren Grund  einzudringen  versucht. 

Art  306.  Zu  jeder  Zeit,  in  welcher  der  Landstreicher,  welchem  man 
Geftngnis  II  im  Mindestmafse  und  Stellung  unter  Polizei- Aufsicht  auf- 
erlegt hat,  die  Bürgschaft  für  gute  Führung  und  Fleifs  zur  Arbeit  giebt, 
soll  derselbe  von  der  Verbüfsung  seiner  Strafe  befreit  werden. 

Die  Höhe  der  Bürgschaft  soll  das  Gericht  in  dem  Spruche  festsetzen, 
jedoch  nicht  unter  100  Pesos  gehen  und  600  nicht  überschreiten. 

Diese  Bürgschaft  soll  zwei  Jahre  dauern.  Der  Bürge  soll  das  B«cht 
haben,  zu  jeder  Zeit  die  Befreiung  von  seiner  Verpflichtung  verlangen  zu 
können,  in  der  Weise,  dafs  er  die  Person  des  Landstreichers  zur  Erfüllung 
oder  Abbüfsung  seiner  Strafe  heranschafft. 

Art.  309.  Wer  ohne  die  notwendige  Erlaubnis  gewohnheitsmäsflg 
an  öffentlichen  Plätzen  Almosen  fordert,  soll  mit  Gefängnis  II  im  Mindest- 
mafse und  Stellung  unter  Polizei- Aufsicht  bestraft  werden. 

Wenn  der  Bettler  seinen  Unterhalt  sich  mit  seiner  Arbeit  nicht  ver- 
schaffen kann  oder  jünger  als  14  Jahre  ist,  soll  die  Behörde  die  Mafs- 
nabmen  ergreifen,  welche  die  Beatimmungen  vorschreiben. 

Art.  310.  Die  Verfügung  des  ersten  Abschnittes  des  vorigen  ArtikeLi 
ist  auf  denjenigen  anwendbar,  welcher  sich  unter  einem  falschen  Grunde 
die  Erlaubnis,  Almosen  zu  fordern,  verschafft  hat,  oder  fortfährt,  dieselben 
weiter  zu  fordern,  nachdem  der  Grund,  weshalb  er  die  Erlaubnis  erlangt 
hatte,  fortgefallen  ist. 
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Art  311.  Derjenige  Bettler,  bei  welchem  einer  der  Umstände  zu- 
trifift,  welche  im  Art.  S07  ausgesprochen  sind,  soll  mit  den  in  jenem 
Artikel  bezeichneten  Strafen  bestraft  werden. 

Art.  312.  Das  im  Art.  306  Angeordnete  ist  anwendbar  auf  die 
Bettler,  welche  in  den  Art.  300  nnd  310  einbegriffen  sind. 

§  14. 
Verbrechen  und  Vergehen  gegen  die  öffentliche  Gesundheit 

Art  313.  Derjenige,  welcher  ohne  die  Ermächtigung  der  zustehenden 
Behörde  zu  haben,  Substanzen  oder  Produkte,  welche  der  öffentlichen  Ge- 
sundheit schädlich  sind,  herstellt  oder  mit  ihnen  Handel  treibt,  trotzdem  ihre 
Herstellung  oder  der  Handel  mit  ihnen  verboten  ist,  soll  mit  G«föngnis  11 
im  Mittelmafse  und  Geldstrafe  von  100—500  Pesos  bestraft  werden. 

Art  314.  Derjenige,  welcher  die  Erlaubnis  zur  Herstellung  der  im 
Torigen  Artikel  genannten  Substanzen  und  Produkte  oder  zum  Handel  mit 
ihnen  hat,  sie  aber  herstellt  oder  verkauft,  ohne  die  in  den  betreffenden  Ver- 
fügungen vorgeschriebenen  Formalitäten  zu  erfüllen,  soll  mit  Geföngnis  11 
im  Mindestmafse  und  Geldstrafe  von  100—300  Pesos  bestraft  werden. 

Art  315.  Die  Droguisten,  welche  verschlechterte  Medikamente  ab- 
setzen oder  die  einen  an  Stelle  der  andern  verabreichen,  indem  sie  dies  in 
einer  gesundheitsschädlichen  Weise  thun,  sollen  mit  Gefängnis  11  im 
lüttelmafse  und  Geldstrafe  von  100—500  Pesos  und  überdies  mit  der  Ver- 
nichtung der  verschlechterte  Waren  bestraft  werden. 

Die  Vorschriften  dieses  und  des  vorigen  Artikels  sind  anwendbar 
auf  diejenigen,  welche  mit  den  in  jenen  Artikeln  besprochenen  Substanzen 
oder  Produkten  Handel  treiben,  sowie  auf  die  Handlungsgehilfen  der 
Droguisten,  falls  diese  schuldig  sind. 

Art  316.  Wer  durch  irgend  eine  der  Gesundheit  schädliche  Ver- 
mischung die  Getränke  oder  Efswaren,  die  für  den  öffentlichen  Verbrauch 
bestimmt  sind,  verändert,  soll  mit  Gefängnis  II  im  Mittelmafse  und 
Geldstrafe  von  100—500  Pesos,  sowie  mit  Vernichtung  der  verfälschten 
Waren  bestraft  werden. 

Art  317.  Die  im  vorigen  Artikel  bezeichneten  Strafen  sollen  auch 
denjenigen  treffen: 

1.  Welcher  Gegenstände  zum  Verkauf  oder  Kauf  verbirgt  oder  ent- 
wendet, welche  dazu  bestimmt  sind  unbrauchbar  gemacht  oder  desinfiziert 
zu  werden. 

2.  Welcher  in  eine  Quelle,  Oisteme  oder  einen  Wasserlauf,  dessen 
Wasser  zum  Trinken  bestimmt  ist,  irgend  einen  Gegenstand  wirft,  welcher 
jenes  fttr  die  Gesundheit  schädlich  macht. 

Art  318.  Wer  sich  gegen  die  Kegeln  der  Hygiene  oder  Gesundheit 
vergeht,  welche  zu  Zeiten  einer  Epidemie  oder  ansteckenden  Krankheit 
von  der  Behörde  anbefohlen  sind,  soll  mit  Gefängnis  II  im  Mindest-  bis 
Mittelmafse  oder  Geldstrafe  von  100—1000  Pesos  bestraft  werden. 

Art  319.  Die  in  diesem  Paragraphen  bestimmten  Strafen  sollen 
verstanden  werden  unbeschadet  derjenigen,  welche  der  That  oder  den 
Thaten  entsprechen,  welche  die  Folgen  derartiger  Delikte  sind. 
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§15. 

Über  den  Yerstofs  gegen  die  Gesetze  oder  Bestimmungen 

hinsichtlich  Beerdigungen  und  Ausgrabungen. 

Art.  320.  Wer  eine  Beerdigung  yomimmt  oder  vornehmen  l&fst, 
welche  den  Anordnungen  der  Gesetze  oder  Yerftfgungen  hinsichtlich  der 
Zeit,  des  Ortes  oder  der  übrigen  für  Beerdigungen  vorgeschriebenen  For- 
malitäten widerspricht,  soll  mit  Gefängnis  II  im  MindestmaTse  und  Geld- 
strafe von  100—300  Pesos  bestraft  werden. 

Art.  321.  Wer  durch  irgend  eine  That,  welche  direkt  darauf  aus- 
geht, gegen  die  dem  Andenken  der  Toten  schuldige  Achtung  zu  verstofsen, 
die  Gräber  oder  Grabdenkmäler  verletzt,  soU  mit  Gefängnis  II  im  Mittd- 
mafse  und  Geldstrafe  von  100—500  Pesos  bestraft  werden. 

Art.  322.  Wer  die  menschlichen  Reste  unter  Yerstofs  gegen  die 
Verfügungen  und  sonstigen  gesundheitlichen  Bestimmungen  ausgräbt  oder 
überführt,  soll  mit  Gefängnis  II  im  Mindestmafse  und  Geldstrafe  von 
100—300  Pesos  bestraft  werden. 

§16. 
Verbrechen  und  Vergehen,  die  sich  auf  Eisenbahnen,  Tele- 
graphen und  Korrespondenzführer  beziehen. 

Art.  323.  Wer  eine  Eisenbahnlinie  zerstört  oder  beschädigt  oder 
Hindemisse  auf  sie  legt,  welche  eine  Entgleisung  herbeiführen  können, 
oder  eine  Entgleisung  auf  irgend  eine  Weise  herbeizuführen  sucht,  soll 
mit  Zuchthaus  II  im  Mindest-  bis  Mittelmafse  bestraft  werden« 

Art.  324.  Wenn  infolge  der  Zerstörung,  Beschädigung  oder  gelegten 
Hindemisse  oder  irgend  einer  andern  ausgeführten  That  die  Entgleisung 
stattfindet,  soll  die  Strafe  Zuchthaus  II  im  Mittel-  bis  HöchstmaTse  sein. 

Art.  325.  Wenn  infolge  des  durch  die  im  vorigen  Artikel  aufge- 
zählten Thaten  hervorgemfenen  Unglückes  Verletzungen  oder  andre  Be- 
schädigungen von  Personen  verursacht  worden,  soll  den  Schuldigen  die 
für  den  verarsachten  Schaden  entsprechende  Strafe  treffen,  unter  der  Be- 
dingong,  dafs  sie  gröfser  ist  als  die  im  vorigen  Artikel  bezeichnete;  im 
andem  Falle  soll  man  das  Höchstmafs  jener  auferlegen. 

Art»  326.  Wenn  das  Unglück  den  Tod  einer  Person  vemrsacht  hat, 
soll  den  Schuldigen  die  für  beabsichtigten  Mord  ausgeführt  mit  Hinterlist 
festgesetzte  Strafe  im  HöchstmaTse  treffen. 

Art.  327.  Der  Urheber  der  Thaten,  welche  den  Unglücksfall  hervor- 
gebracht haben,  soll  nicht  nur  verpflichtet  sein,  die  Schäden  wieder  gut 
zu  machen,  welche  dem  Eisenbahn-Untemehmen  erwachsen,  sondern  auch 
diejenigen,  welche  die  Privatleute  erleiden,  welche  sich  im  Zuge  befanden, 
oder  welche  in  ihm  bewegliches  Gut  oder  bewegliche  Gegenstände  trans- 
portierten. 

Art.  328.  Die  durch  Wort  oder  Schrift  geschehene  Drohung,  eines 
der  in  Art.  323  vorgesehenen  Delikte  zu  begehen,  soll  mit  Gefängnis  IX 
im  Mindestmafse  oder  Geldstrafe  von  100—1000  Pesos  bestraft  werden. 
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Art.  329.  Wer  aus  schuldhafter  Nichtkenntnis ,  Unklngheit  oder 
Nachlässigkeit  oder  ans  Nichtbeachtung  der  Wegebestimmungen,  welche 
er  kennen  mufste,  ohne  seinen  Willen  Unglücksfälle  verursacht,  welche 
Verletzung  oder  Beschädigung  einer  Person  zur  Folge  haben,  soll  mit 
Getängnis  II  im  Mindestmafse  und  Geldstrafe  von  100—300  Pesos  bestraft 
werden. 

Wenn  der  Unglücksfall  den  Tod  einer  Person  verursacht  hat,  so  soll 
die  Strafe  Gefängnis  11  in  irgend  einem  seiner  Grade  sein. 

Die  Verfügungen  dieses  Artikels  sind  auch  anwendbar  auf  die  Unter- 
nehmer, Direktoren  oder  Angestellte  der  Linie. 

Art.  330.  Derjenige  Maschinist,  Kondukteur  oder  Zugführer,  welcher 
seinen  Posten  veriäfst  oder  während  des  Dienstes  sich  betrinkt,  soll  mit 
Zuchthaus  11  im  Mindestmafse  und  Geldstrafe  von  100—300  Pesos  bestraft 
werden. 

Wenn  infolge  des  Verlassens  des  Postens  oder  der  Trunkenheit  Un- 
glücksfälle vorkommen,  welche  einer  Person  Verletzungen  verursachen, 
soll  die  Strafe  Zuchthaus  II  im  Mittelmafse  und  Geldstrafe  von  100  bis 
600  Pesoe  sein. 

Wenn  infolge  derartiger  Unglücksfälle  der  Tod  eines  Menschen  ent- 
steht, sollen  den  Schuldigen  Zuchthaus  II  im  Höchstmafse  und  Geldstrafe 
von  500—1000  Pesos  treffen. 

Art.  331.  Im  Falle  des  absichtlichen  Verlassens,  um  einer  der  sich 
in  den  Zügen  befindlichen  Personen  Schaden  zu  verursachen,  sollen  den 
Maschinisten,  den  Kondukteur  oder  Zugführer  je  nach  den  bestimmten  Fällen 
und  um  ein  Mafs  erhöht,  die  Strafen  treffen,  welche  die  Art.  323,  324, 
325  nnd  326  angeben. 

Art  332.  Die  Strafen,  welche  die  drei  vorhergehenden  Artikel  auf- 
stellen, sollen  in  entsprechender  Weise  auf  jeden  andern  Beamten  des 
Verkehrsdienstes  Anwendung  finden,  welcher  ein  Amt  zu  verwalten  hat, 
dieses  aber  veriäfst  oder  unter  Gefahr  der  Sicherheit  des  Zuges  schlecht 
führt 

Art  333.  Wer  ans  Unklugheit  die  Pfosten  oder  Telegraphendrähte 
einer  eingerichteten  oder  im  Bau  befindlichen  Telegraphenlinie  zerstört 
oder  Handlungen  ausführt,  welche  den  Telegraphendienst  unterbrechen, 
soll  mit  Geldstrafe  von  100—300  Pesos  bestraft  werden. 

Art  334.  Wer  absichtlich  die  telegraphische  Verbindung  unter- 
bricht oder  einer  im  Bau  befindlichen  Linie  Schaden  verursacht,  indem  er 
die  Drähte  oder  Pfosten  zerstört,  die  Übertragungsapparate  unbrauchbar 
macht  oder  auf  irgend  eine  andre  Weise,  soll  mit  Zuchthaus  II  im  Mindest- 
mafse und  Geldstrafe  von  100-500  Pesos  bestraft  werden. 

Art.  335.  Wer  gelegentlich  eines  Aufstandes,  einer  Erhebung,  eines 
auswärtigen  Krieges  oder  einer  andern  bedrängten  öffentlichen  Lage  die 
Drähte  oder  Pfosten  zerbricht,  die  Maschinen  oder  telegrapbischen  Apparate 
zerstört,  sich  durch  Gewalt  oder  Drohung  der  Telegraphen- Anstalten  be- 
mächtigt oder  durch  Gebrauch  dieser  selben  Mittel  auf  irgend  eine  Weise 
den  telegraphischen  Verkehr  zwischen  den  Innehabem  der  öffentlichen  Ge- 
walt hindert,  oder  sich  mit  Gewalt  oder  Zerstörung  der  Wiederherstellung 

Stiafgesetzbach  der  Bepnblik  Chile.  5 
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einer  tele^aphischen  Idnie  widersetzt,   soll  mit  Znchthaos  II  in  irgend 
einem  seiner  Mafse  nnd  Geldstrafe  von  100—1000  Pesos  bestraft  werden. 

Art.  336.  Die  Urheber  des  Schadens  sollen  immer»  verpflichtet  sein, 
die  Kosten  zu  ersetzen,  welche  die  Ausbessemngen  oder  Wiederherstellungen 
der  beschädigten  oder  zerstörten  Linien  erfordern. 

Art.  337.  Derjenige  Beamte  einer  Telegraphenstation,  welcher  den 
Inhalt  einer  Botschaft  ohne  ausdrückliche  Erlaubnis  der  Person  weiterver- 
breitet, welche  sie  sendet  oder  an  welche  sie  gerichtet  ist,  soll  einer  Geld- 
strafe von  100—300  Pesos  verfallen  und  die  Nachteile  ersetzen,  welche 
aus  der  Weiterverbreitung  entstehen. 

Dieselben  Strafen  sollen  denjenigen  Beamten  treffen,  welcher  aus 
schuldhafter  Nachlässigkeit  nicht  getreu  eine  telegraphische  Botschaft 
überträgt  und,  falls  er  die  untreue  Übertragung  wider  besseres  Wissen 
gethan  hat,  sollen  die  Vorschriften  des  Art.  195  Anwendung  finden. 

Art.  338.  Derjenige  Beamte,  welcher  Befehle  übertragen  hat,  welche 
zur  Verfolgung  oder  Ergreifung  von  Delinquenten  abgeschickt  sind,  oder 
damit  man  die  Aufmerksamkeit  auf  eine  richterliche  oder  behördliche  Unter- 
suchung richtet,  dann  jedoch  Anzeigen  oder  Wamungssignale  weitergiebt, 
um  obige  Befehle  nutzlos  zu  machen,  soll  mit  Gefängnis  II  im  Mittel- 
mafse  bestraft  werden. 

Gleiche  Strafe  soll  angewendet  werden,  wenn  böswilligerweise  die 
Mafsnahmen  der  Behörden  in  solchen  Fällen  durch  ungetreue  Übertragung 
oder  Obersetzung  vereitelt  werden. 

Art.  339.  Im  Augenblicke  eines  Aufstandes  oder  Auflaufes  ist  es 
jeder  Telegraphenstation  verboten: 

1.  Botschaften  zu  übertragen  oder  ihre  Übertragung  zu  dulden,  welche 
darauf  gerichtet  sind,  die  Unordnung  zu  entfachen  oder  zu  begünstigen. 

2.  Nachricht  von  dem  Vorgehen  zu  geben,  welches  die  Tumulte  und 
Erfolge  haben,  faUs  die  Nachricht  nicht  für  die  Behörde  oder  mit  Zu- 
stimmung dieser  bestimmt  ist. 

3.  Aufschlufs  zu  geben  über  die  Bewegung  der  Truppen  oder  die 
Mittel,  welche  ergriffen  sind,  um  den  Aufstand  oder  die  Unordnung  zn 
bekämpfen. 

4.  Jede  Nachricht  mitzuteilen,  welche  zum  Gegenstande  die  Ver- 
eitelung der  zur  Wiederherstellung  der  inneren  Ruhe  ergriffenen  Mafs- 
regeln  hat. 

Die  Verletzung  irgend  einer  dieser  Verbote  soll  den  Missethäter  der 
Strafe  des  Geföngnisses  II  im  Mittelmafse  und  einer  Geldstrafe  von  100 
bis  500  Pesos  unterwerfen;  abgesehen  davon,  dafs  er  als  Aufwiegler  oder 
als  Gehilfe  des  Aufruhrs  oder  des  Aufstandes  bestraft  wird,  falls  die 
Thatsachen  eine  Berechtigung,  ihn  als  solchen  zu  betrachten  geben. 

Art.  340.  Wenn  in  einer  Telegraphenstation  ein  Kückfall  in  den 
Verfehlungen  vorkommt,  von  denen  der  vorige  Artikel  spricht,  so  soll  die 
unmittelbar  höhere  Behörde  den  Gebrauch  des  Telegraphen  hindern  oder 
ihn  ihrer  Leitung  und  Aufsicht  unterstellen  können,  so  lange  die  aufser- 
gewöhnlichen  Umstände  der  Erhebung,  des  Aufstandes  u.  s.  w.  dauern. 

Art.  341.    Wer  den  Führer  einer  öffentlichen  Korrespondenz   an- 
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greift,  um  diese  abzufangen  oder  zurückzuhalten  oder  sich  ihrer  zu  be- 
mächtigen oder  sie  auf  irgend  eine  Weise  unbrauchbar  zu  machen,  soll 
mit  Zuchthaus  II  im  Mittel-  bis  HöchstmaTse  bestraft  werden,  wenn  er 
Gewalt  angewandt  hat.  Ist  keine  Gewalt  angewandt,  mit  Zuchthaus  II 
im  Mindest-  bis  Mittelmafse. 

Diesem  steht  nicht  entgegen,  dafs  man  die  Strafe  anwendet,  welche 
auf  das  gegen  die  Person  des  Führers  oder  das  in  der  Unterschlagung  der 
Korresipondenz  begangene  Delikt  angedroht  ist,  vorausgesetzt,  dafs  diese 
gröfser  ist. 

Titel  VII. 

Verbrechen  und  Vergehen  gegen  die  Famllfenordnung  und  gegen  die 

fiffentliGhe  Sitttichkeit. 

§1. 
Abtreibung. 
Art  342.    Wer  in  böswilliger  Absicht  einen  Abort  verursacht,   soll 
bestraft  werden: 

1.  Mit  Zuchthaus  I  im  Mindestmafse,  wenn  er  Gewalt  gegen  die 
Person  der  schwangeren  Frau  angewandt  hat. 

2.  Mit  Zuchthaus  11  im  HöchstmaTse,  wenn  er  zwar  keine  Gewalt 
angewandt,  aber  ohne  Einwilligung  der  Frau  gehandelt  hat 

3.  Mit  Zuchthaus  11  im  Mittelmafse,  wenn  die  Frau  einwilligte. 

Art  343.  Mit  Zuchthaus  II  im  Mindest-  bis  Mittelmafse  soll  be- 
straft werden,  wer  mit  Gewalt  einen  Abort  verursacht  hat,  auch  wenn  er 
nicht  die  Absicht  denselben  zu  verursachen  hatte,  unter  der  Y oraussetzung, 
dafs  der  Zustand  der  Schwangerschaft  der  Frau  offenbar  oder  dem  Thäter 
bekannt  war. 

Art.  344.  Die  Frau,  welche  ihren  Abort  verursacht  oder  einwilligt, 
dafs  eine  andre  Person  ihn  verursacht,  soll  mit  Zuchthaus  II  im  Höchst- 
mafse  bestraft  werden. 

Wenn  sie  es  that,  um  ihre  Entehrung  zu  verbergen,  soll  die  Strafe 
Zuchthaus  II  im  Mittelmafse  sein. 

Art.  345.  Der  Sachverständige,  welcher  unter  Mifsbrauch  seines 
Amtes  den  Abort  verursacht  oder  dazu  verhilft,  soll  entsprechender  Weise 
den  Strafen  verfallen,  welche  im  Art.  342  bezeichnet  sind,  jedoch  sind  diese 
um  ein  Mafs  zu  erhöhen. 

§2. 
Aussetzen  von  Kindern  und  hilflosen  Personen. 
Art.  346.    Wer  an  einem  nicht  einsamen  Orte  ein  Kind  aussetzt, 
welches  jünger  als  7  Jahre  ist,   soll  mit  Zuchthaus  II  im  Mindestmafse 
bestraft  werden. 

Art.  347.  Wenn  die  Aussetzung  durch  die  legitimen  oder  illegitimen 
Eltern  geschah  oder  durch  Personen,  welche  das  Kind  unter  ihrer  Obhut 
hatten,  soll  die  Strafe  Zuchthaus  II  im  Höchstmafse  sein,  wenn  der- 
jenige,  welcher  es  aussetzt,   weniger  als  fünf  Kilometer  von  einem  Dorf 
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oder  Orte  wohnt,  in  welchem  es  ein  Findelhaas  giebt,  nnd  Znchthaus  II 
im  Hittelmafse  in  den  übrigen  Fällen. 

Art.  348.  Weun  infolge  des  Aassetzens  schwere  Verletzongen  oder 
der  Tod  des  Eondes  entstanden  sind,  so  soll  den  Thäter  Zachthaas  I  im 
Mindestmafse  treffen,  falls  es  eine  der  im  vorigen  Artikel  einbegrifPenen 
Personen  war;  and  Zachthaas  II  im  Höchstmafse  im  andern  Falle. 

Die  Verfügangen  dieses  Artikels  and  der  beiden  Torhergehenden 
sind  nicht  anwendbar  bei  der  in  Findelhäasem  geschehenen  Anssetzang. 

Art.  349.  Wer  an  einem  einsamen  Orte  ein  Rind  anter  10  Jahren 
aussetzt,  soll  mit  Zachthaas  II  im  Mittelmafse  bestraft  werden. 

Art.  350.  Die  Strafe  soll  Zachthaas  I  im  Mindestmafse  sein,  wenn 
derjenige,  der  das  Elind  aasgesetzt  hat,  za  den  im  Art.  347  aafgezählten 
Personen  gehört. 

Art.  351.  Wenn  infolge  des  Aassetzens  an  einem  einsamen  Orte 
schwere  Yerletznngen  oder  der  Tod  des  Kindes  entstehen,  so  soll  den- 
jenigen, welcher  die  That  aasführt,  Zachthaas  I  im  Mittelmafse  treffen, 
falls  er  eine  der  Personen  ist,  aaf  welche  sich  der  vorhergehende  Artikel 
bezieht;  im  andern  Falle  Zachthaas  I  im  Mindestmafse. 

Art.  352.  Wer  seinen  Ehegatten  einen  Ascendenten  oder  Descen- 
denten  aassetzt,  der  legitim  oder  illegitim^  krank  oder  unföhig  ist,  soll, 
wenn  der  Verlassene  infolge  des  Aassezens  schwere  Verletzangen  erleidet 
oder  stirbt,  mit  Zachthaas  I  im  Mindestmafse  bestraft  werden. 

§3. 
Verbrechen  nnd  Vergehen  gegen  den  Zivilstand  der  Personen. 

Art.  353.  Die  Unterschiebang  der  Gebart  and  die  Vertanschung 
eines  Kindes  mit  einem  andern  soUen  mit  Zachthaas  I  im  Mindestmafse 
and  Geldstrafe  von  1000-2000  Pesos  bestraft  werden. 

Art.  354.  Wer  sich  den  Zivilstand  eines  andern  aneignet,  soll  mit 
Zachthaas  II  im  Mittel-  bis  Höchstmafse  and  Geldstrafe  von  100—1000 
Pesos  bestraft  werden. 

Dieselben  Strafen  sollen  denjenigen  treffen,  welcher  ein  legitimes  oder 
illegitimes  Kind  anterschlägt,  verbirgt  oder  verstöfst  mit  der  wahren  oder 
voraasgesetzten  Absicht,  seinen  Zivilstand  verschwinden  za  lassen. 

Art.  355.  Wer  mit  der  Person  eines  Minderjährigen  betraat  ist  und 
denselben  nicht  aaf  Ersuchen  seiner  Eltern,  Beschützer  oder  der  Behörde 
oder  auf  Bitten  seiner  Verwandten  oder  von  Amtswegen  vorzeigt,  anch 
keine  befriedigenden  Erklärangen  über  sein  Verschwinden  giebt,  soll  mit 
Zachthaas  II  im  Mittelmafse  bestraft  werden. 

Art.  356.  Wer  die  Hütung  oder  Erziehung  eines  jünger  als  10  Jahre 
alten  Minderjährigen  zu  seinem  Berufe  hatte,  denselben  aber  einer  Öffent- 
lichen Anstalt  oder  einer  andern  Person  ohne  Einwilligung  derjenigen, 
welche  den  Minderjährigen  ihm  anvertraut  hatte  oder  mangels  dieser  der 
Behörde  Übergiebt,  soll,  wenn  hieraus  ein  schwerer  Nachteil  entsteht,  mit 
Gefängnis  II  im  Mittelmafse  und  Geldstrafe  von  100—500  Pesos  bestraft 
werden. 

Art.  357.    Wer  eine  minderjährige,  aber  mehr  als  zehn  Jahre  alte 
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Person  dazu  Teranlafst,  das  Haus  ihrer  Eltern,  ihrer  Beschützer  oder  des 
mit  der  Bewachung  ihrer  Person  Beaof trägsten  zu  verlassen,  soll  mit 
Gefängnis  II  in  irgend  einem  seiner  Mafse  und  Geldstrafe  von  100— 
1000  Pesos  bestraft  werden. 

§4. 
Über  Entführung. 

Art.  358.  Die  Entführung  einer  Frau  von  gutem  Rufe,  welche 
gegen  ihren  Willen  und  mit  unzüchtigen  Absichten  ausgeführt  ist,  soll 
mit  Zuchthans  II  im  Höchstmafse  bis  Zuchthaus  I  im  Mindestmafse  be- 
straft werden.  Genofs  sie  keinen  guten  Huf,  so  soll  die  Strafe  Zucht- 
haus n  in  irgend  einem  seiner  Mafse  sein 

In  jedem  Falle  aber  soll  man  Zuchthaus  I  im  Mindest-  bis  Mittel- 
mafse  auferlegen,  wenn  die  Entführte  jünger  als  12  Jahre  war. 

Art  359.  Die  Entführung  einer  Jungfrau,  die  jünger  als  20  und 
älter  als  12  Jahre  ist,  soll  mit  Zuchthaus  II  in  irgend  einem  seiner  Mafse 
bestraft  werden, 

Art.  300.  Die  der  Entführung  Schuldigen,  welche  keinen  Bericht 
fiber  den  Aufenthaltsort  der  geraubten  Person  oder  genügende  Erklärungen 
über  ihren  Tod  oder  ihr  Verschwinden  geben,  sollen  mit  Zuchthaus  I  in 
irgend  einem  seiner  Mafse  bestraft  werden. 

§5. 
Über  Vergewaltigung. 
Art.  361.     Die  Vergewaltigung  einer  Frau  soll  mit  Zuchthaus  11 
im  Höchstmafse  bis  Zuchthaus  I  im  Mittelmafse  bestraft  werden. 

Vergewaltigung  wird  begangen  durch  Beischlaf  mit  einer  Frau  in 
irgend  einem  der  folgenden  Fälle: 

1.  Wenn  Gewalt  oder  Drohung  angewandt  wird. 

2.  Wenn  die  Frau  aus  irgend  einem  Grunde  ihrer  Vernunft  oder  Ur- 
teilskraft beraubt  ist. 

3.  Wenn  sie  jünger  als  zwölf  volle  Jahre  ist,  selbst  wenn  keiner 
der  Umstände  eintrifft,  welche  in  den  vorhergehenden  zwei  Nummern 
genannt  sind. 

Art.  362.  Die  Delikte,  von  welchen  dieser  Paragraph  handelt,  werden 
als  vollendet  angesehen  von  dem  Augenblicke  an,  wo  mit  ihrer  Ausfüh- 
rung begonnen  wnrde. 

§6. 
tJber  Notzucht,  Blutschande,  Verführung  von  Minderjährigen 
und  andre  unzüchtige  Handlungen. 
Art.  363.     Die  Notzüchtigung  einer  Jungfrau,  die  älter  als  zwölf 
nnd  jünger  als  20  Jahre  ist,  soll,  falls  betrügerische  Mittel   dabei  ange- 
wandt sind,  mit  Zuchthaus  II  in  irgend  einem  seiner  Mafse  bestraft  werden. 
Art.  364.    Der  gleichen  Strafe  soll  «derjenige  verfallen,  welcher  unter 
Kenntnis    der    verbindenden  Beziehungen  Blutschande  mit  einem  durch 
legitime  oder  illegitime  Blutsverwandtschaft  oder  legitime  Verschwäge- 
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rnngl verwandten  Aszendenten  oder  Deszendenten  begeht  oder  mit  einem 
legitimen  oder  illegitimen  blutsverwandten  Bruder,  selbst  wenn  dieser  älter 
als  zwanzig  Jahre  ist. 

Art.  365.  Wer  sich  der  Sodomie  schuldig  macht,  soll  mit  Zucht- 
haus n  im  Mittelmafse  bestraft  werden. 

Art.  366.  Wer  in  unzüchtiger  Weise  eine  Person  des  einen  oder 
andern  G^chlechtes  mifsbraucht,  welche  älter  als  12,  aber  jünger  als 
20  Jahre  ist,  soll  mit  Zuchthaus  11  in  irgend  einem  seiner  Mafse  bestraft 
werden.  Falls  irgend  einer  der  im  Artikel  361  ausgesprochenen  umstände 
eintrifft,  soll  dies  als  erschwerender  Umstand  des  Deliktes  angesehen 
werden,  auch  wenn  die  mifsbrauchte  Person  älter  als  20  Jahre  ist. 

Art.  367.  Wer  gewohnheitsmäfsig  oder  unter  Mifsbrauch  der  Amts- 
gewalt oder  des  Vertrauens  die  Prostitution  oder  YerfÜhrung  Minder- 
jähriger erleichtert  oder  ihnen  Vorschub  leistet,  um  die  Wünsche  eines 
andern  zu  befriedigen,  soll  mit  Zuchthaus  I  in  irgend  einem  seiner  Mafse 
und  Geldstrafe  von  100—5000  Pesos  bestraft  werden. 

§7. 

Allgemeine  Bestimmungen  zu  den  drei  vorhergehenden 

Paragraphen. 

Art.  368.  Wenn  Entführung,  Körperverletzung,  Notzucht,  Sodomie,  un- 
züchtige Mifsbräuche  oder  Verführung  von  Minderjährigen  von  einem  öffent- 
lichen Beamten,  Priester,  Vormund,  Lehrer,  Diener  oder  einem  andern  aus 
irgend  einem  Grunde  mit  der  Erziehung,  Behütung  oder  Bewachung  der 
verletzten  oder  geschändeten  Person  Betrauten  begangen  wird,  so  soll  den 
Schuldigen  die  für  das  Delikt  bezeichnete  Strafe  im  Höchstmafse  treffen. 

Art.  369.  Wegen  Notzucht  kann  nicht  gerichtlich  vorgegangen 
werden,  aufser  auf  Gesuch  der  Geschwängerten,  ihrer  Eltern,  Grofseltem 
oder  Vormünder. 

Um  in  Sachen  einer  Vergewaltigung  oder  einer  Entführung  vorzu- 
gehen, ist  zum  mindesten  die  der  Justizbehörde  durch  die  interessierte 
Person,  deren  Eltern,  Grofseltem  oder  Vormünder  gemachte  Anzeige 
nötig,  auch  wenn  sie  keine  ausdrückliche  Klage  formulieren. 

Wenn  die  beleidigte  Person,  wegen  ihres  Alters  oder  moralischen 
Znstandes,  nicht  selbst  die  Anzeige  oder  Anklage  machen  kann,  auch  keine 
Eltern,  Grofseltem  oder  Beschützer  hat,  oder  falls  diese  vorhanden,  sie 
nicht  dazu  im  stände  oder  in  das  Delikt  selbst  verwickelt  sind,  so  kann 
der  Staatsanwalt  die  Anklage  erheben. 

In  jedem  Falle  wird  der  Prozefs  aufgehoben  oder  die  Strafe  erlassen, 
wenn  der  Beleidiger  die  Beleidigte  heiratet. 

Diese  Wirkungen  bringt  jedoch  nicht  hervor  der  durch  die  Verletzte, 
oder  durch  die  Person,  welche  ihre  Einwilligung  zu  dieser  Handlung  geben 
mufs,  abgelehnte  Vorschlag  zur  Ehe,  oder  in  dem  ihm  zugehörigen  Falle 
durch  den  Richter,  oder  auch,  wenn  die  Ehe  wegen  eines  gesetzlichen 
Hindernisses  nicht  zu  stände  kommen  kann. 

Art.  370.     Die  der  Vergewaltigung,  Schändung  oder  Entführung 
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Scbtüdigen  werden  gleichfalls  auf  dem  Wege  der  Entschädigongsklage 
dasa  verurteilt: 

1.  Die  Beleidigte,  falls  sie  ledig  oder  Witwe  war,  auszustatten. 

2.  Fest  bestimmte  Alimente  der  Nachkommenschaft  zu  geben,  welche 
nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  die  seine  ist 

Art  371.  Diejenigen  Aszendenten,  Beschützer,  Lehrer  und  alle  an- 
dern Personen,  welche  unter  Mifsbrauch  ihrer  Autorität  oder  ihres  Amtes 
als  Gehilfen  bei  der  Begehung  der  in  den  drei  vorhergehenden  Para- 
graph^  verstandenen  Delikte  handelten,  sollen  wie  Urheber  bestraft 
werden. 

Die  Lehrer  oder  die  in  irgend  einer  andern  Weise  mit  der  Erziehung 
oder  Leitung  der  Jugend  Beauftragten  sollen  aufserdem  noch  zu  dauernder, 
spezieller  ünf&higkeit  für  das  Amt  oder  den  Beruf  bestraft  werden. 

Art  372.  Die  im  vorhergehenden  Artikel  verstandenen  Personen, 
sowie  alle  übrigen,  welche  der  Verführung  Minderjähriger  im  Interesse 
Dritter  schuldig  sind,  sollen  auch  aufserdem  zu  den  Strafen  der  ünter- 
sagang  des  Bechtes  zur  Ausübung  der  Erziehung  und  des  Verbotes  ver- 
urteilt werden  als  Verwandte  in  den  Fällen  gehOrt  zu  werden,  welche  das 
Gesetz  vorschreibt,  sowie  zur  Stellung  unter  Polizeiaufsicht  für  die  Zeit, 
welche  das  Gericht  bestimmt. 

§8. 
Über  öffentliche  Verstöfse  gegen  die  guten  Sitten. 

Art.  373.  Diejenigen,  welche  in  irgend  einer  Weise  das  Scham- 
gefühl oder  die  guten  Sitten  durch  Hervorrufnng  eines  schweren  Ärgernisses 
oder  allgemeine  Verbreitung,  welche  nicht  ausdrücklich  in  andern  Ar- 
tikeln dieses  Gesetzbuches  aufgezählt  werden,  beleidigen,  sollen  mit  Gb- 
fängids  II  im  Mindest-  bis  Mittelmafse  bestraft  werden. 

Art.  374.  Deijenige,  welcher  Gesänge,  Flugblätter  oder  andre 
Schriften,  gleichviel  ob  gedruckt  oder  nicht,  Darstellungen  oder  Bilder, 
welche  den  guten  Sitten  widersprechen,  verkauft,  verteilt  oder  selbst  ver- 
breitet, soll  mit  G«iängnis  II  im  Mindestmafse  und  Geldstrafe  von 
100—300  Pesos  bestraft  werden. 

Zu  denselben  Strafen  soll  der  Verfasser  des  Manuskriptes,  der  Dar- 
stellung oder  des  Bildes,  sowie  deijenige  verurteilt  werden,  welcher  sie 
auf  irgend  eine  Herstellungsweise,  welche  nicht  Druckerei  ist,  hervor- 
gebracht hat. 

§ö. 
Über  Ehebruch. 
Art  375.     Ehebruch  soll  mit  Gefängnis  II  in  irgend  einem  seiner 
Mafse  bestraft  werden. 

Ehebruch  begeht  die  verheiratete  Frau,  welche  mit  einem  Manne 
zusammenschläft,  welcher  nicht  ihr  Mann  ist,  und  deijenige,  welcher  mit 
ihr  zusammenschläft,  obwohl  er  weiTs,  dafs  sie  verheiratet  ist,  selbst  wenn 
nachher  die  Ehe  für  nichtig  erklärt  werden  sollte. 
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Art.  376.  Eine  Strafe  für  das  Delikt  des  Ehebruches  soll  nur  auf 
Klage  des  Ehemannes  auferlegt  werden. 

Die  Klage  soll,  wenn  beide  leben,  ansdrücklich  gegen  beide  Schuldige 
angestrengt  werden;  aber  im  Falle  des  Todes  eines  von  beiden  vor  oder 
nach  Beginn  des  Prozesses,  soll  der  Beleidigte  den  Prozefs  gegen  den 
Überlebenden  Teil  anstrengen  oder  fortsetzen  dürfen. 

Art.  377.  Die  Klage  wegen  Ehebruchs  verjährt  in  einem  Jahre, 
welches  von  dem  Tage  an  zu  laufen  beginnen  soll,  an  welchem  der  Belei- 
digte Kenntnis  von  dem  Delikte  bekommen  hatte;  aber  im  Falle  des  Todes 
eines  der  Schuldigen,  soll  in  den  auf  den  Tod  folgenden  vier  Monaten  der 
Prozefs  begonnen  werden,  unter  der  Voraussetzung,  dafs  dieser  Termin 
innerhalb  des  Jahres  einbegriffen  ist,  in  welchem  durch  allgemeine  Vor- 
schrift die  Handlung  verjährt. 

In  keinem  Falle  kann  die  Ehebruchsklage  nach  fünf  Jahren,  gerechnet 
seitdem  das  Delikt  begangen  ist,  angestrengt  werden. 

Art.  378.  Ebensowenig  soll  die  Ehebrochsldage  im  Falle  dauernden 
Zerwürfnisses  angestrengt  werden  können,  wegen  der  Sachen,  die  während 
des  Bestandes  jenes  vorgefallen  sind. 

Art.  379.  Der  Ehemann  kann  zu  jeder  Zeit  den  Prozefs  aufheben 
oder  die  der  Ehefrau  auferlegte  Strafe  erlassen,  indem  er  wieder  zur  Ver- 
einigung mit  ihr  zurückkehrt,  wobei  auch  auf  den  Mitschuldigen  die  Wir- 
kungen des  Aufhebens  oder  des  Erlasses  sich  erstrecken. 

Art.  380.  Das  Vollzugsurteil  in  einer  Scheidungssache  wegen  Ehe- 
bruchs hat  nach  der  kriminellen  Seite  hin  volle  Wirkung,  falls  es  frei- 
sprechend ist.  Ist  es  aber  verurteilend,  so  ist  für  die  Auferlegung  der 
Strafen  ein  neues  Verfahren  notwendig. 

Art  381.  Der  Ehemann,  welcher  innerhalb  des  Ehehauses  eine  Kon- 
kubine hat  oder  aufserhalb  desselben,  so  dafs  ein  dfientliches  Ärgernis  ent- 
steht, soll  mit  Gefilngms  II  im  Mindestmafse  bestraft  werden  und  das  Recht 
verlieren,  seine  Frau  wegen  der  ehebrecherischen  Handlungen  anzuklagen^ 
die  während  seines  Konkubinates  begangen  sind. 

Die  Konkubine  soll  mit  Ortsverweisung  in  irgend  einem  ihrer  Mafse 
bestraft  werden. 

Die  Vorschriften  der  Artikel  376,  377,  378  und  379  sind  auf  diesen 
Artikel  anwendbar. 

§10. 
Vollziehung  ungesetzmäfsiger  Ehen. 

Art.  382.  Wer,  trotzdem  er  rechtskräftig  verheiratet  ist,  eine  zweite 
Ehe  eingeht,  soll  mit  Geföngnis  II  im  Höchstmafse  bestraft  werden. 

Der  gleichen  Strafe  soll  derjenige  verfallen,  welcher  eine  zweite  Ehe 
eingeht,  obwohl  er  in  sacris  ordiniert  oder  durch  feierliches  Keuschheits- 
geittbde  gebunden  ist. 

Art.  883.  Wer  eine  Person  durch  Vorspiegelung  der  Volbdehung 
der  Ehe  mit  ihr  betrügt,  sowie  derjenige,  welcher  sie  eingeht,  trotidem  er 
weifs,  dafs  ein  nach  den  Gesetzen  nicht  zu  erlassendes  impedium  diri- 
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mens  yorliegt,  soll  mit  Gefängnis  II  im  Mittel-  bis  HöchstmaTse  bestraft 
weirden. 

Wenn  das  Hindends  erlafsbar  war,  soll  ihn  eine  Geldstrafe  von 
100-1000  Pesos  treffen. 

Falls  dorch  seine  Schuld  die  Ehe  trotz  vorher  erteilten  Dispenses 
nicht  bis  zu  dem  Termine,  welchen  das  Gericht  yorschreibt,  giltig  ge- 
macht wird,  soll  er  mit  Gefängnis  II  im  Mittelmafse  bestraft  werden,  wovon 
er  befreit  werden  soU,  wenn  die  Ehe  für  giltig  erklärt  wird. 

Art.  384.  Wer  durch  Hinterlist  oder  Betrug  den  Beamten  amtieren 
läfst,  welcher  die  Eheschliefsung  zu  bestätigen  hat,  ohne  die  Vorschriften, 
welche  das  Gesetz  zu  der  Vollziehung  vorschreibt,  beobachtet  zu  haben, 
soll,  auch  wenn  die  Ehe  rechtskräftig  ist,  mit  Gefängnis  II  im  Mindest- 
mafse  bestraft  werden. 

Falls  er  den  Beamten  durch  Gewalt  oder  Drohung  zu  seiner  Amtie- 
mng  zwang,  soll  die  Strafe  Gefängnis  II  im  Mittel-  bis  Höchstmafse  sein. 

Art  885.  Der  Minderjährige,  welcher  in  Übereinstimmung  mit  dem 
znr  gesetzlichen  Vollziehung  der  Ehe  berufenen  Beamten  die  Ehe  ohne  Ein- 
willigung seiner  Eltern  oder  derjenigen  Personen  eingeht,  welche  zu  diesem 
Zwecke  seine  Stelle  vertreten,  soll  mit  Gefängnis  II  im  Mindestmafse  be- 
straft werden. 

Die  Strafe  soll  nur  auf  Anforderung  derjenigen  Personen  auferlegt 
werden  können,  welche  zur  Hergabe  ihrer  Einwilligung  berufen  sind  und 
welche  die  Strafe  auch  in  jedem  Falle  sollen  erlassen  können.  Letzteres 
soll  vorausgesetzt  werden,  falls  sie  nicht  innerhalb  von  zwei  Monaten,  nach- 
dem sie  Kenntnis  von  der  Ehe  erhalten  haben,  die  Anklage  erheben. 

Art  386.  Diejenige  Witwe,  welche  sich  vor  dem  260.  Tage  nach 
dem  Tode  ihres  Glitten  oder  vor  ihrer  Niederkunft,  falls  sie  schwanger 
war,  verheiratet,  soll  mit  Gefängnis  II  im  Mindestmafse  und  Geldstrafe 
von  100—1000  Pesos  bestraft  werden. 

Denselben  Strafen  soll  diejenige  Frau  verfallen,  deren  Ehe  für  nichtig 
erklart  worden  ist,  falls  sie  sich  vor  ihrer  Niederkunft,  wenn  sie  schwanger 
war,  oder  vor  Ablauf  von  260  Tagen,  gerechnet  vom  Tage  der  gesetz- 
lichen Trennung  ab,  verheiratet 

In  den  FäUen  dieses  Artikels  sollen  die  Vorschriften  des  Artikels  128 
des  Zivilrechtes  im  Abschnitt  2  angewandt  werden. 

Art  387.  Derjenige  Vormund,  welcher  entgegen  den  Vorschriften 
des  Zivilgerichts  vor  der  gesetzlichen  Anerkennung  seiner  Rechnungen 
eine  Ehe  eingeht  oder  seine  Einwilligung  dazu  giebt,  dafs  seine  Kinder 
oder  Deszendenten  sie  mit  derjenigen  Person  eingehen,  welche  er  in  seiner 
Obhut  hat  oder  gehabt  hat,  soll  mit  Gefängnis  II  im  Mittelmafse  und 
Geldstrafe  von  100—1000  Pesos  bestraft  werden. 

Art.  388.  Derjenige  geistliche  oder  Zivübeamte,  welcher  eine  Ehe 
genehmigt,  die  durch  das  Gesetz  verboten  ist,  oder  wobei  nicht  die  Forma- 
litäten, welche  das  Gesetz  für  ihre  Vollziehung  erfordert,  erfüllt  sind,  soll 
mit  Zwangaaufenthalt  im  Lande  II  im  Mittelmafse  und  Geldstrafe  von 
100—500  Pesos  bestraft  werden. 

A  rt  389.     In  den  FäUen  dieses  Paragraphen  soll  der  dolose  Kon- 
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trahent  dazu  Terpflichtet  sein,  nach  Möglichkeit  die  Fran  anszostenem, 
welche  guten  Glaubens  vorgegangen  ist,  falls  die  Ehe  nicht  zur  rechts- 
kräftigen Yollziehnng  kommt. 

Titel  VIII. 
Verbrechen  und  Vergehen  gegen  Persenen. 

§1. 

Über  Mord. 

Art.  390.    Wer  mit  Kenntnis  der  sie  bindenden  Beziehungen  seinen 

Vater,  seine  Mutter  oder  sein  Kind,  seien  sie  legitim  oder  illegitim,  oder 

einen  andern  seiner  legitimen  Ascendenten  oder  Descendenten  oder  seinen 

Ehegatten  tötet,  soll  als  Vatermörder  mit  dem  Tode  bestraft  werden. 

Art.  391.  Wer  einen  andern  tötet  und  nicht  im  Torigen  Artikel  ein- 
begriffen ist,  soll  bestraft  werden: ' 

1.  Mit  Zuchthaus  I,  im  Mittelmafse  bis  zur  Todesstrafe,  wenn  er  den 
Mord  mit  einem  der  folgenden  Umstände  ausgeführt  hat: 

a)  Mit  Hinterlist. 

b)  Wegen  einer  Belohnung  oder  des  Versprechens  einer  Belohnung. 

c)  Durch  Gift. 

d)  Mit  Blutvergiefsen,  indem  er  mit  Vorsatz  und  in  unmenschlicher 
Weise  den  Schmerz  des  Verletzten  vermehrt. 

e)  Mit  erkennbarem  Vorbedacht. 

2.  Mit  Zuchthaus  I  im  Mindest-  bis  Mittelmafs  in  jedem  andern  Falle. 
Art.  392.    Falls  bei  einer  Schlägerei  oder  einem  Streite  ein  Mord 

begangen  wird  und  der  Verursacher  des  Todes  nicht  feststeht,  wohl  aber 
diejenigen,  welche  dem  Getöteten  schwere  Verletzungen  beibrachten,  so 
sollen  alle  diese  mit  Zuchthaus  II  im  Höchstmafse  bestraft  werden. 

Wenn  ebensowenig  feststeht,  wer  dem  Verletzten  schwere  Ver- 
letzungen beibrachte,  sollen  alle  diejenige,  welche  gegen  seine  Person  Ge- 
walt angewandt  haben,  mit  Zuchthaus  II  im  Mittelmafse  bestraft  werden. 

Art.  393.  Wer  bewuTster  Weise  einem  andern  Hilfe  leistet,  damit 
er  sich  selbst  tötet,  soll  mit  Zuchthaus  II  im  Mittel-  bis  Höchstmafse  be- 
straft werden,  falls  der  Tod  eintritt. 

§2. 

Über  Kindesmord. 

Art.  39i.    Kindesmord   begehen   der  Vater,   die  Mutter   oder  die 

übrigen  legitimen  oder  illegitimen  Ascedenten,  welche  innerhalb  48  Standen 

nach  der  Geburt  das  Kind  oder  den  Descendenten  töten  und  sie  sollen  mit 

Zuchthaus  I  im  Mindest-  bis  Mittelmafse  bestraft  werden. 

§3. 
Körperverletzungen. 
Art.  395.     Wer   boshafterweise  einen   andern  entmannt,  soll  mit 
Zuchthaus  I  im  Mindest-  bis  Mittelmafse  bestraft  werden. 

Art.  396.    Jede  andre  Verstümmelung  eines  wichtigen  Gliedes,  welche 
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es  dem  Patienten  nnmöglich  macht,  sich  selbst  zn  ernähren  oder  die  natür- 
lichen Funktionen  auszuüben,  welche  er  vorher  ausübte,  soll,  falls  dies 
ebenfalls  mit  Böswüligeit  geschehen  ist)  mit  Zuchthaus  II  im  fiöchstmafse 
bis  Zuchthaus  I  im  Mindestmafse  bestraft  werden. 

In  Fällen  Ton  Verstümmelungen  weniger  wichtiger  Glieder,  wie  eines 
Fingers  oder  eines  Ohres,  soll  die  Strafe  Zuchthaus  II  im  Mindest-  bis 
If ittelmafse  sein. 

Art.  897.  Wer  einen  andern  verwundet,  schlägt  oder  mit  der  Hand 
mifshandelt,  soll  als  schuldig  der  schweren  Körperverletzung  bestraft 
werden: 

1.  Mit  Zuchthaua  I  im  Mindestmafse,  wenn  infolge  der  Verletzungen 
der  Angegriffene  geistesgestört,  umbrauchbar  zur  Arbeit,  impotent,  an  irgend 
einem  wichtigen  Gliede  behindert  oder  offenkundig  mifsgestaltet  bleibt. 

2.  Mit  Zuchthaus  11  im  Mittelmafse,  wenn  die  Verletzungen  dem 
Angegriffenen  Krankheit  oder  Arbeitsunfähigkeit  für  mehr  als  30  Tage 
verursachten. 

Art  398.  Die  Strafen  des  vorhergehenden  Artikels  sind  in  ent- 
sprechender Weise  anwendbar  auf  denjenigen,  welcher  einem  andern 
irgend  eine  schwere  Verletzung  beibringt,  indem  er  ihm  wissentlich 
schädliche  Substanzen  oder  Getränke  verabreichte  oder  seine  Leichtgläubig- 
keit oder  geistige  Schwäche  mifsbrauchte. 

Art.  399.  Die  Verletzungen,  welche  nicht  in  dem  vorhergehenden 
Artikel  einbegriffen  sind,  werden  als  weniger  schwere  angesehen  und  sollen 
mit  Zwangsaufenthalt  II  im  Lande  oder  Zuchthaus  II  in  ihren  Mindest- 
mafsen  oder  Geldstrafe  von  100—1000  Pesos  bestraft  werden. 

Art.  400.  Wenn  die  Thaten,  auf  welche  sich  die  vorhergehenden 
Artikel  dieses  Paragraphen  beziehen,  gegen  irgend  eine  der  Personen  be- 
gangen werden,  welche  der  Artikel  396  erwähnt,  oder  mit  irgend  einem 
der  Umstände  b),  c)  und  d)  der  Nummer  1  des  Artikels  391,  sollen  die 
Strafen  um  ein  Mafs  erhöht  werden. 

Art  401.  Die  weniger  schweren  Verletzungen,  welche  Vormündern, 
Priestern,  Lehrern  oder  Personen,  welche  in  öffentlichen  Würden  oder  An- 
sehen stehen,  zugefügt  werden,  sollen  stets  mit  Zuchthaus  II  oder  Zwangs- 
aufenthalt II  im  Lande  in  ihren  Mindest-  bis  Mittelmalsen  bestraft 
werden. 

Art  402.  Wenn  schwere  Verletzungen  aus  einem  Streit  oder  einer 
Schlägerei  herrühren  und  der  Thäter  nicht  feststeht,  wohl  aber  diejenigen, 
welche  minder  schwere  Verletzungen  beigebracht  haben,  bekannt  sind,  so 
soll  diese  alle  die  Strafen  treffen,  welche  um  ein  Mafs  niedriger  sind, 
als  diejenigen,  welche  ersteren  Verletzungen  entsprochen  hätten. 

Wenn  aber  auch  diejenigen  nicht  feststehen,  welche  weniger  schwere 
Verletzungen  verursachten,  so  sollen  die  um  zwei  Mafse  niedrigeren 
Strafen  diejenigen  treffen,  welche  offenkundig  bei  dem  Streit  oder  der 
Schlägerei  Gebrauch  von  den  Waffen  gemacht  haben,  welche  jene  schweren 
Verletzungen  hervorrufen  konnten. 

Art  403.  Wenn  nur  minder  schwere  Verletzungen  entstanden  sind, 
und  man  zwar  die  Urheber  jener  nicht  kennt,  wohl  aber  diejenigen,  welche 
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Uebraach  von  Waffen  gemacht  haben,  welche  imstande  waren,  jene  hervor- 
zurufen,  so  sollen  alle  diese  die  unmittelbar  um  ein  Mafs  niedrisreren 
Strafen  treffen,  als  diejenigen,  welche  derartigen  Verletzungen  entsprochen 
haben  wttrden. 

In  den  Fällen  dieses  und  des  vorhergehenden  Artikels  soll  man  hin- 
sichtlich der  Anwendung  der  Strafe  auf  die  Vorschriften  im  Ajrtikel  904 
Rücksicht  nehmen. 

Sa- 
uber das  DuelL 

Art  404.  Die  Herausforderung  zum  Zweikampf  soll  mit  Gkfängnis  II 
im  Mindestmafse  bestraft  werden. 

Art.  405.  Der  gleichen  Strafe  soll  dexjenige  verfallen,  welcher  einen 
andern  beleidigt  oder  öffentlich  wegen  Verweigerung  des  Duells  in  Mifs- 
achtung  bringt. 

Art  406.  Wer  im  Zweikampfe  seinen  Gegner  tötet,  soll  mit  Ge- 
fängnis I  im  Mindestmafse  bestraft  werden. 

Wenn  er  ihm  die  in  Nummer  1  des  Artikels  397  bezeichneten  Ver- 
letzungen beibringt,  soll  er  mit  Gefängnis  II  im  Höchstmafse  bestraft 
werden. 

Wenn  die  Verletzungen  zu  denen  gehören,  die  in  Nummer  2  besagten 
Artikels  391  aufgezählt  sind,  soll  die  Strafe  Gefängnis  II  im  Mindest-  bis 
Mittelmafse  sein. 

In  den  übrigen  Fällen  sollen  die  Duellanten  mit  Gefängnis  IE  im 
Mindestmafse  oder  Geldstrafe  von  500—1000  Pesos  bestraft  werden. 

Art  407.  Wer  einen  andern  zur  Herausforderung  oder  Annahme 
eines  Duelles  anstachelt,  soll  in  entsprechender  Weise  mit  den  im  vorigen 
Artikel  bezeichneten  Strafen  bestraft  werden,  wenn  das  Duell  zum  Austrag 
kommt. 

Art.  406.  Die  Sekundanten  eines  zum  Austrage  gekommenen  Zwei- 
kampfes sollen  mit  Gefängnis  II  im  Mindestmafse  bestraft  werden;  aber 
wenn  sie  es  „bis  zum  tötlichen  Ausgange*"  oder  mit  erkennbarer  Benach- 
teiligung eines  der  Kämpfenden  bewiUigt  haben,  soll  die  Strafe  Ge- 
fängnis II  im  Höchstmafse  sein. 

Art.  409.  Die  allgemeinen  Strafen  dieses  Gesetzbuchs  für  die  Fälle 
des  Mordes  und  Körperverletzungen  sollen  auferlegt  werden: 

1.  Wenn  das  Duell  ohne  Beisein  von  Sekundanten  stattgefunden  hat 

2.  Wenn  herausgefordert  oder  Grund  zu  einer  Herausforderung 
gegeben  wird  und  man  dabei  ein  Geldinteresse  oder  unmoralischen  Zweck 
im  Auge  hat. 

3.  Gegen  den  Mitkämpfer,  welcher  gegen  die  wesentlichen  durch  die 
Sekundanten  festgesetzten  Bedingungen  verstöfst 

§6. 
Allgemeine   Bestimmungen    zu   den  Paragraphen  1,   3  und  4 

dieses  Titels. 
Art  410.    In  den  FäUen  des  Mordes  oder  der  Verletzungen,  auf 
welche  sich  die  Paragraphen  1,  3  und  4  gegenwärtigen  Titels  beziehen, 
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soll  der  Ang^reifer  aufser  den  Strafen,  welche  in  jenen  aufgestellt  werden, 
dazu  verpflichtet  sein: 

1.  Der  Familie  des  Getöteten  Unterstützung  zu  gewähren. 

2.  Die  Heilung  des  Geisteskranken  oder  Arbeitsunfähigen  zu  bezahlen 
und  ihm  sowie  seiner  Familie  Unterstützung  zu  gewähren. 

3.  Die  Heilung  des  Angegriffenen  in  den  übrigen  Fällen  von  Ver- 
letzungen zu  bezahlen  und  ihm  sowohl  wie  seiner  Familie  während  der 
durch  die  Verletzungen  verursachten  Dauer  der  Arbeitsunfähigkeit  Unter- 
stützungen zu  gewähren. 

Die  Alimente  soUen  immer  der  Lage  des  Verletzten  entsprechend 
sein  und  die  Verpflichtung,  jene  zu  gewähren,  hört  auf,  wenn  der  Ver- 
letzte genügendes  Vermögen  hat,  um  bequem  zu  existieren  und  um  sie  in 
den  Fällen  und  in  der  Form  seiner  Familie  zu  gewähren,  welche  das 
Bürgerliche  Gesetzbuch  bestimmt. 

Art.  411.  Hinsichtlich  der  Wirkungen  des  vorigen  Artikels  versteht 
man  unter  Familie  alle  die  Personen,  welche  ein  Recht  dazu  haben,  Unter- 
stützungen von  dem  Verletzten  zu  verlangen. 

§6. 
Über  Verleumdung. 
A  rt.  412.    Verleumdung  ist  die  Beschuldigung  eines  bestimmten  aber 
nicht  wahren  Deliktes,  welches  gesetzmäfsiger  Weise  von  Amtswegen  ver- 
folgt werden  kann. 

Art.  413.  Die  schriftliche  oder  durch  Veröffentlichung  verbreitete 
Verleumdung  soll  bestraft  werden: 

1.  Mit  Geföngnis  II  im  Mittelmafse  und  Geldstrafe  von  500  bis 
1000  Pesos,  wenn  man  jemanden  eines  Verbrechens  beschuldigt. 

2.  Mit  Gefängnis  II  im  Mindestmafse  und  Geldstrafe  von  100  bis 
500  Pesos,  wenn  man  jemanden  eines  Vergehens  bezichtigt. 

Art.  414.  Falls  die  Verleumdung  nicht  durch  Veröffentlichung  oder 
schriftlich  verbreitet  wird,  so  soll  sie  bestraft  werden: 

1.  Mit  Gefängnis  II  im  Mindestmafse  und  Geldstrafe  von  100  bis 
500  Pesos,  wenn  eines  Verbrechens  bezichtigt  wird. 

2.  Mit  Gefängnis  II  im  Mindestmafse  und  Geldstrafe  von  100  bis 
300  Pesos,  wenn  eines  Vergehens  bezichtigt  wird. 

Art.  415.  Der  der  Verleumdung  Angeklagte  bleibt  völlig  straffrei, 
wenn  er  die  verbrecherische  That  beweist,  deren  er  bezichtigt  hat 

Der  gerichtliche  Spruch,  in  welchem  die  Verleumdung  als  solche  er- 
klärt wird,  soll,  wenn  der  Verletzte  es  fordert,  einmal  auf  Kosten  des 
Verleumders  in  den  Zeitungen,  welche  jener  bezeichnet,  veröffentlicht 
werden,  doch  darf  deren  Zahl  drei  nicht  überschreiten. 

§7. 
Über  Beleidigungen. 
Art.  416.    Beleidigung  ist  jeder  vorgebrachte  Ausdruck  oder  ausge- 
führte Handlung  zur  Mifsehre,  Mifskredit  oder  Mifsachtung  einer  andern 
Person. 
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Art.  417.    Schwere  Beleidigangen  sind: 

1.  Die  Bezichtigung  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  einer  Art» 
welche  nicht  von  Amtswegen  Anlafs  znm  Prozefs  geben. 

2.  Die  Bezichtigung  eines  bestraften  oder  yerjährten  Verbrechens 
oder  Vergehens. 

3.  Diejenige  eines  Lasters  oder  moralischen  Fehlers,  deren  Folgen  in 
beträchtlicher  Weise  den  Huf,  den  Kredit  oder  die  Interessen  des  Belei- 
digten benachteiligen  können. 

4.  Diejenigen  Beleidigungen;  welche  ihrer  Nator,  Gelegenheit  oder  den 
Umständen  nach  in  der  öffentiichen  Meinung  als  beschimpfend  angesehen 
werden. 

5.  Diejenigen,  welche  vemunftgemäfserweise  in  Anbetracht  des 
Standes,  der  Würde  und  der  näheren  Umstände  des  Angegriffenen  und 
Angreifers  die  Bezeichnung  als  schwere  verdienen. 

Art.  418.  Die  schweren  Beleidigungen,  welche  schriftlich  oder  durch 
Veröffentlichung  geschehen  sind,  sollen  mit  Gefängnis  11  im  Mindest-  bis 
Mittelmafse  und  Geldstrafe  von  500—1000  Pesos  bestraft  werden. 

Treten  diese  Umstände  nicht  ein,  so  sollen  die  Strafen  Gefängnis  11 
im  MindestmaTse  und  Geldstrafe  von  100—500  Pesos  sein. 

Art.  419.  Die  leichten  Beleidigungen  sollen  mit  Gefängnis  II  im 
Mindestmafse  und  Geldstrafe  von  100—800  Pesos  bestraft  werden,  falls 
sie  durch  Schrift  oder  durch  Veröffentlichung  geschehen  waren.  Treten 
diese  Umstände  nicht  ein,  so  soUen  sie  als  Übertretungen  gestraft  werden. 

Art  420.  Den  der  Beleidigung  Angeklagten  soll  man  nicht  zum 
Beweis  Über  die  Wahrheit  der  Bezichtigungen  zulassen,  falls  diese  nicht 
gegen  öffentliche  Beamte,  wegen  Handlungen  gerichtet  waren,  welche  sich 
auf  die  Ausübung  ihres  Amtes  beziehen. 

In  diesem  Falle  soll  der  Angeklagte  freigesprochen  werden,  wenn  er 
die  Wahrheit  seiner  Bezichtigungen  beweist. 

§8. 
Allgemeine  Bestimmungen  zu  den  beiden  früheren  Para- 
graphen. 
Art  421.     Das  Delikt  der  Verleumdung   oder    Beleidigung   kann 
nicht   nur  in   offenkundiger  Weise,    sondern  auch   durch    bildliche  Dai^ 
Stellungen,    Karrikaturen,    Aufschriften    oder    Anspielungen    begangen 
werden. 

Art  422.  Verleumdung  und  Beleidigung  werden  als  durch  Schrift 
oder  Veröffentlichung  begangen  angesehen,  wenn  sie  mittels  Anschlagszettel 
oder  Schmähschriften  an  öffentlichen  Plätzen  angeschlagen  oder  verbreitet 
werden;  durch  gedruckte  Papiere,  welche  nicht  dem  Prefsgesetze  unter- 
worfen sind,  Lithographieen,  Kupferstiche  oder  Handschriften,  die  mehr 
als  fünf  Personen  mitgeteilt  sind,  oder  durch  Sinnbilder,  Karrikatnren, 
Aufschriften  oder  Anspielungen,  welche  mittels  Steindrucks,  Kupferstichs, 
Photographie  oder  irgend  eine  andre  Herstellungsweise  angefertigt  sind. 
Art.  423.  Wer  der  versteckten  oder  zweideutigen  Verleumdung  oder 
Beleidigung  angeklagt  ist  und  sich  weigert,  beim  Prozesse  genügende  Br- 


79 

kUmngen  hmsichtlich  derselben  zu  geben,   soll  als  schuldig  der  ofien- 
knndigen  Verleumdung  oder  Beleidigung  bestraft  werden. 

Art.  424.  Die  Yerleumdungs-  oder  Beleidigungsklage  sollen  der 
Gatte,  die  Kinder,  die  Enkelkinder,  Eltern,  Grofseltem  und  Brüder,  falls 
die  betreffenden  legitim  sind,  ebenso  die  natürlichen  Kinder  und  Eltern, 
sowie  der  Erbe  des  beleidigten  Verstorbenen  anstrengen  können. 

Art.  425.  Hinsichtlich  der  mittels  ausländischer  Zeitungen  veröffent- 
lichten Verleumdungen  oder  Beleidigungen  können  diejenigen  prozefs- 
rechtlich  verfolgt  werden,  welche  vom  Gebiete  der  B.epublik  aus  die 
Artikel  geschickt  oder  Befehl  zu  ihrer  Einsetzung  gegeben  oder  zur 
Einführung  oder  Verbreitung  dieser  Tagesbl&tter  in  Chile  mit  der  offen- 
baren Absicht  geholfen  haben,  die  Verleumdung  oder  Beleidigung  weiter 
zu  verbreiten. 

Art.  426.  Die  im  Prozefs  gethane  Verleumdung  oder  Beleidigung 
soll  disziplinarisch,  entsprechend  dem  Strafprozefsrechte  durch  das  Gericht 
abgeurteilt  werden,  welches  über  die  Angelegenheit  selbst  erkennt,  aus- 
genommen den  Fall,  in  welchem  nach  Ansicht  desselben  Gerichts  die 
Schwere  jenes  Anlafs,  strafrechtlich  vorzugehen  giebt. 

Im  letztem  Falle  darf  die  Klage  nicht  angestellt  werden,  bevor 
der  Prozefs,  im  Verlauf  dessen  die  Verleumdung  oder  Beleidigung  (ge- 
schah, beendet  ist. 

Art.  427.  Die  Ausdrücke,  welche  als  Verleumdungen  oder  Beleidi- 
gungen aufgefafst  werden  könnten,  jedoch  in  einem  amtlichen  Dokument, 
welches  nicht  für  die  ÖffentUchkeit  mit  bestimmt  ist,  in  Beziehung  auf 
Vorgänge  des  öffentlichen  Dienstes  geschehen  sind,  geben  kein  Rechte  straf- 
rechtlich denjenigen  anzuklagen,  welcher  sie  that. 

Art.  428.  Niemand  soll  wegen  Verleumdung  oder  Beleidigung  ver- 
folgt werden  aufser  auf  Antrag  des  verletzten  Teiles  oder  der  Personen, 
welche  im  Artikel  424  aufgezählt  sind,  wenn  der  Beleidigte  gestorben 
oder  körperlich  oder  geistig  unfähig  ist.  Der  Schuldige  kann  von  der 
auferlegten  Strafe  befreit  werden,  wenn  er  den  Ankläger  um  Verzeihung 
bittet;  aber  der  Erlafs  soll  keine  Wirkung  hervorbringen  hinsichtlich  der 
Geldstrafe  wenn  dieser  bereits  genügt  ist. 

Die  Verleumdung  oder  Beleidigung  sollen  als  stillschweigend  zurück- 
genommen angesehen  werden,  wenn  thatsächliche  Verhältnisse  eingetreten 
sind,  welche  nach  Ansicht  des  Gerichts  Versöhnung  oder  Abstand  von  der 
Klage  bedeuten. 

Art.  429.  Wenn  die  Verleumdung  oder  Beleidigung  gegen  die 
Obrigkeit  in  ihrer  Eigenschaft  als  solche  gerichtet  waren,  so  können  diese 
die  Staatsanwaltschaft  ersuchen,  in  ihrem  Namen  die  entsprechende  Klage 
anzustrengen. 

Gleiches  B«cht  steht  dem  Präsidenten  der  Republik,  den  Ministem 
der  auswärtigen  in  Ohile  beglaubigten  Staaten  und  den  andern  Beamten, 
welche  diplomatiBche  Freiheiten  geniefsen,  auch  hinsichtlich  der  Verleum- 
dungen oder  Beleidigungen  zu,  welche  gegen  ihre  Eigenschaft  als  Privat^ 
leute  gerichtet  sind. 
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Art.  430.  Bei  gegenfleitigen  Verleamdxmgeii  oder  Beleidigungen 
sollen  folgende  Regeln  beobachtet  werden: 

1.  Wenn  die  schwersten  der  wechselseitig  erwiderten  Verleumdungen 
oder  Beleidigungen  gleiche  Strafen  verdienen,  soll  das  Gericht  sie  alle  ala 
aufgerechnet  betrachten. 

2.  Wenn  für  die  schwerste  der  durch  die  eine  der  Parteien  geschehenen 
Beleidigungen  oder  Verleumdungen  eine  gröfsere  Strafe  bestimmt  ist.  als 
für  die  schwerste  der  von  der  andern  Partei  hervorgebrachten,  so  soll,  um 
die  für  erstere  entsprechende  Strafe  festzusetzen,  die  für  jene  bezeichnete 
Strafe  auf  die  Basis  der  letztem  erniedrigt  werden. 

Art.  431.  Die  Klage  auf  Verleumdung  oder  Beleidigung  verjährt  in 
einem  Jahre  von  dem  Zeitpunkt  an,  wo  der  Beleidigte  vernünftigerweise 
von  der  Beleidigung  Kenntnis  hatte  oder  haben  konnte. 

Dieselbe  Regel  soll  im  Falle  des  Artikels  423  befolgt  werden;  aber 
die  Zeit,  welche  verflossen  ist,  seitdem  der  Beleidigte  Kenntnis  von  der 
Beleidigung  hatte  oder  haben  konnte  bis  zu  seinem  Tode,  soll  behufs  Be- 
rechnung des  Jahres,  während  welches  die  in  besagtem  Artikel  genannten 
Personen  die  Klage  erheben  können,  in  Anrechnung  gebracht  werden. 

In  keinem  Falle  darf  die  Beleidigungs-  oder  Verleumdungsklage 
nach  5  Jahren,  gerechnet  seit  Begehung  des  Deliktes,  angestrengt 
werden. 

Titel  IX. 
Verbrechen  und  Vergehen  gegen  das  Eigentum. 

§1. 

Über  Aneignung   fremder   beweglicher  Sachen    gegen   den 

Willen  ihres  Besitzers. 

Art.  432.     Wer  ohne  den  Willen  ihres  Besitzers  und  mit  der  Absicht 

sich  zu  bereichem  sich  eine  fremde  bewegliche  Sache  unter  Anwendung 

von  Gewalt  oder  Drohung  gegen  die  Personen  und  Kraftanstrengung  gegen 

die  Sachen  aneignet,  begeht  Raub;  fehlt  die  Gewalt,  Drohung  und  Kraft- 

anstrengnng,  so  kennzeichnet  sich  das  Delikt  als  Diebstahl. 


Über  Raub  unter  Gewalt  oder  Drohung  gegen  Personen. 
Art  433.  Wer  des  Raubes  unter  Gewalt  oder  Drohung  gegen  Per- 
sonen schuldig  ist,  sei  es  nun,  dafs  die  Gewalt  oder  Drohung  vor  dem 
Raube  zur  Erleichterung  der  Ausführang,  bei  dem  Begehungsakte  oder 
nach  der  That  stattgefunden  hat,  um  ihre  Straflosigkeit  zu  begünstigen, 
soll  mit  Zuchthaus  II  im  Mindestmafse  bis  zur  Todesstrafe  bestraft 
werden: 

1.  Wenn  aus  Anlafs  oder  gelegentlich  des  Raubes  ein  Mord  vor^ 
gefallen  ist. 

2.  Wenn  der  Raub  von  Verletzung  oder  Verstümmelung  eines  wich- 
tigen Gliedes  begleitet  war. 

3.  Wenn  die  That  an  einem  menschenleeren  Orte  und  von  einer 
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Bande  begangen  wurde,  falls  aus  Anlafs  oder  bei  Gelegenheit  dieses  De- 
liktes irgend  eine  der  Verletzungen  entstand,  welche  in  Nummer  1  des 
Artikels  397  bestraft  werden  oder  der  Beraubte  gegen  Lösegeld  oder 
länger  als  einen  Tag  zurückgehalten  wurde. 

4.  In  jedem  Falle  der  Anführer  der  ganz  oder  teilweise  bewafheten 
Bande. 

Eine  Bande  ist  yorhanden,  wenn  bei  einem  Raube  mehr  als  drei 
Missethäter  zusammenwirken. 

A  rt.  434.  Die  Strafe  des  vorigen  Artikels  soll  in  jedem  Falle  auf 
Seeräuber  angewandt  werden. 

Art.  435.  Wenn  bei  dem  Raube  irgend  einer  der  in  Nummer  3  des 
Artikels  433  bezeichneten  Umstände  eintrifft,  und  er  nicht  an  einem 
menschenleeren  Orte  und  in  Bande  begangen  wurde,  soll  der  Schuldige 
mit  Zuchthaus  I  im  Mindest-  bis  Mittelmafse  bestraft  werden. 

Falls  die  Verletzungen  verursacht  werden,  von  denen  Nummer  2  des 
Artikels  397  handelt,  soll  die  Strafe  Zuchthaus  11  im  Höchstmafse  bis 
Zuchthaus  I  im  Mindestmafse  sein. 

Art.  436.  Aufser  den  in  den  vorhergehenden  Artikeln  vorgesehenen 
Fällen  soll  der  Raub,  falls  er  mit  Gewalt  oder  Drohung  gegen  Personen 
ausgeführt  ist,  bestraft  werden: 

1.  Mit  Zuchthaus  II  im  Höchstmafse  bis  Zuchthaus  I  im  Mindest- 
mafse, wenn  der  Wert  der  geraubten  Sachen  500  Pesos  übersteigt 

2.  Mit  Zuchthaus  II  im  Mittel-  bis  Höchstmafse,  wenn  er  50  Pesos 
überschreitet,  aber  nicht  über  500  Pesos  ist. 

3.  31it  Zuchthaus  II  im  Mindest-  bis  Mittelmafse,  wenn  er  50  Pesos 
nicht  übersteigt. 

Für  Anwendung  dieser  Strafe  soll  als  erschwerender  Umstand  ange- 
sehen werden,  wenn  die  That  begangen  ist,  indem  der  Person  durch 
Überumpelung  Kleidungsstücke,  Schmuckgegenstände  oder  andre  Sachen, 
welche  dieselbe  bei  sich  führt,  entrissen  oder  andre  Handlungen  gethan 
werden,  welche  darauf  gerichtet  sind,  plötzliche  Ansammlungen  und  Ver- 
wirrung hervorzubringen,  um  auf  diese  Art  und  Weise  zu  rauben  oder 
den  Genossen  zum  Raube  Gelegenheit  zu  verschaffen. 

Art.  437.  Der  Versuch  des  Raubes,  welcher  von  einem  der  in  dem 
Artikel  433  ausgesprochenen  Delikte  begleitet  ist,  soll  wie  der  vollendete 
Raub  bestraft  werden. 

Art.  438.  Wer,  um  einen  andern  zu  betrügen,  ihn  durch  Gewalt 
oder  Drohung  zwingt,  ein  öffentliches  oder  privates  Instrument,  welches 
eine  geldwerte  Verpflichtung  bedeutet,  zu  unterschreiben,  zu  verleihen  oder 
abzugeben,  soll  als  schuldig  des  Raubes  mit  den  in  diesem  Paragraphen 
entsprechend  bezeichneten  Strafen  bestraft  werden. 

Art.  439.  Hinsichtlich  der  Wirkungen  dieses  Paragraphen  sollen  als 
Gewalt  oder  Drohung  gegen  Personen  angesehen  werden:  böse,  hand- 
greifliche Behandlung,  die  Drohungen  schon,  tun  zu  bewirken,  dafs  die 
Sachen  ausgeliefert  oder  gezeigt  werden,  oder  um  Widerstand  und  Oppo- 
sition gegen  die  Aufgabe  der  Gegenstände  zu  verhindern  oder  irgend  eine 
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andre  Handlung,  welche  einschflchtem  oder  znr  Ansliefenmg  oder  Vor- 
zeigung zwingen  könnte. 

Gewalt  wendet  auch  derjenige  an,  welcher,  am  die  Anslieferong' 
oder  Vorzeigung  von  Sachen  zn  erlangen,  einen  falschen  Befehl  einer  Be- 
hörde vorzeigt  oder  ihn  ans  eigner  Machtvollkommenheit  giebt,  indem  er 
sich  als  Jnatizbeamter  oder  öffentlicher  Beamter  ansgiebt 

§3. 
Über  Raub  mit  Gewalt  gegen  Sachen. 
Art.  440.  Wer  eines  Raubes  mit  Gewalt  gegen  Sachen  ausgeführt 
an  einem  bewohnten  oder  zur  Bewohnung  bestimmten  Orte,  oder  in  den 
gehörigen  Geb&uden  und  unter  Mitführung  von  Waffen  schuldig  ist,  soll 
mit  Zuchthaus  II  im  HöchstmaTse  bis  Zuchthaus  I  im  Mindestmafse  be- 
straft werden,  wenn  er  das  Verbrechen  begeht: 

1.  Mittels  Einsteigens,  indem  man  hierunter  auch  versteht,  wenn  auf 
einem  hierfür  nicht  bestimmten  Wege  durch  eine  Bresche  oder  Durchbruch 
der  Wand  oder  Dächer  oder  Zerbrechen  der  Fenster  oder  Thüren  einge- 
drungen wird. 

2.  Unter  Gebrauch  falscher  Schlüssel  oder  auch  des  wahren  Schlüssels, 
welcher  dem  Gebrauch  entzogen  war,  Dietriche  oder  andrer  ähnlicher  In- 
strumente, um  in  den  Ort  des  Raubes  einzudringen. 

3.  Durch  Einschleichung  in  den  Ort  des  Raubes  mittels  Bestechung 
eines  Bedienten  oder  mittels  angenommener  Namen  oder  Vorgabe  als  Per- 
sönlichkeit einer  Behörde. 

4.  An  menschenleerem  Orte  oder  in  Bande. 

Art.  441.  Falls  der  Raub  an  einem  bewohnten  oder  zur  Bewohnung 
bestimmten  Orte  oder  seinen  zugehörigen  Gebäuden  unter  einem  der  Um- 
stände des  vorigen  Artikels,  aber  ohne  Führung  von  Waffen  begangen 
wurde,  soll  die  Strafe  Zuchthaus  II  im  Mittel-  bis  Köchstmafse  sein. 

Art.  442.  Der  Raub,  welcher  mit  oder  ohne  Waffen  an  einem  nicht 
bewohnten  Orte  begangen  wurde,  soll  mit  Zuchthaus  II  im  Mittel-  bis 
Höchstmafse  bestraft  werden,  unter  der  Voraussetzung,  dafs  eine  der  fol- 
genden Voraussetzungen  eintrifft: 

1.  Einsteigen. 

2.  Zerbrechen  innerer  Thüren,  Schränke,  Eisten  oder  andrer  Art 
verschlossener  oder  versiegelter  Gegenstände  oder  Möbel. 

3.  Gebrauch  falscher  Schlüssel,  oder  des  richtigen,  aber  dem  Verkehr 
entzogenen  Schlüssels,  von  Dietrichen  oder  andren  ähnlichen  Instrumenten, 
um  in  den  Raum  des  Raubes  einzudringen  oder  geschlossene  Möbel  zu 
öffnen. 

Art.  443.  In  den  Fällen  der  drei  vorhergehenden  Artikel  soll  die 
Strafe  Zuchthaus  II  im  l^fittelmafse  sein,  wenn  der  Wert  des  Raubes 
50  Pesos  nicht  überschreitet. 

Art.  444.  Als  Thäter  des  versuchten  Raubes  wird  derjenige  an- 
gesehen, welcher  mittels  Einbrechens,  Bruch,  Einsteigen,  Gebrauch  falscher 
oder  wahrer,  jedoch  dem  Verkehr  entzogener  Schlüssel  oder  eines  Dietrichs 
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in  iigend  ein  Zimmer,   ein  Haus,  ein  bewohntes  oder  zva  Bewohnnng  be- 
stimmtes Gebäude  oder  die  zugehörigen  Baulichkeiten  eindringt. 

Art  445.  Wer  falsche  Schlüssel,  Dietriche  oder  andre  Gegenstände, 
welche  offenbar  dazu  bestimmt  sind  das  DeliM  des  Raubes  zu  begehen, 
herstellt,  verkauft  oder  in  seinem  Besitz  hat  und  keinen  genügenden  Auf- 
schlnfs  über  Herstellung,  Verkauf,  Erwerb  oder  Aufbewahrung  derselben 
giebt,  soll  mit  Zuchthaus  II  im  Mindestmafse  bestraft  werden: 

§4. 
Über  Diebstahl. 
Art.  446.    Die  des  Diebstahls  Schuldigen  sollen  bestraft  werden: 

1.  Mit  Zuchthaus  II  im  Mittel-  bis  Höchstmafse,  wenn  der  Wert  der 
gestohlenen  Sache  500  Pesos  übersteigt. 

2.  Mit  Zuchthaus  II  im  Mittelmafse,  wenn  der  Wert  50  Pesos  über- 
schreitet, aber  500  nicht  erreicht. 

3.  Mit  Zuchthaus  II  im  Mindestmafse,  wenn  der  Wert  der  gestohlenen 
Sache  50  Pesos  nicht  übersteigt  und  nicht  unter  10  Pesos  ist. 

Art.  447.  In  den  Fällen  des  Yorigen  Artikels  kann  die  Strafe  um 
unmittelbar  ein  Mafs  höher  angewandt  werden: 

1.  Wenn  der  Thäter  des  Diebstahls  bewafifhet  war. 

2.  Wenn  der  Diebstahl  yon  einem  besoldeten  im  Abhängigkeitsver- 
hältnisse  stehenden  Diener  oder  Aufwärter  begangen  wird,  gleichviel  ob 
ea  in  dem  Hause  geschieht,  in  welchem  er  dient  oder  in  demjenigen,  wohin 
ihn  sein  Herr  oder  Patron  mitgenommen  hat. 

3.  Wenn  der  Diebstahl  durch  einen  Arbeiter,  einen  Beamten  oder 
Lehrling  im  Hause,  in  der  Werkstatt  oder  in  dem  Laden  seines  Meisters  oder 
der  Person,  für  welche  er  arbeitet,  oder  durch  ein  Individuum,  welches 
gewohnheitsmäfsig  in  dem  Hause  arbeitet,  woher  er  gestohlen  hat,  be- 
gangen wird. 

4.  Wenn  er  von  einem  Gastwirt,  Eestaurateur  oder  andern  Person, 
welche  Leute  beherbergt,  an  den  Sachen  begangen  wird,  welche  jene  in 
das  Gast-  oder  Wirtshaus  mitgebracht  haben. 

5.  Wenn  es  durch  den  Patron  oder  Kommandanten  eines  Schiffes, 
Bootes,  durch  einen  Wagenführer  oder  Gepäckauf  bewahrer,  Ladenhüter, 
Kutscher,  Rollkutscher  oder  Viehtreiber  an  Sachen  begangen  wird,  welche 
auf  seinem  Schiffe,  seinem  Wagen,  in  seinem  Laden  usw.  niedergelegt  sind. 

Art  448.  Wer  eine  bewegliche  Sache,  die  offenbar  verloren  ist  und 
deren  Wert  10  Pesos  übersteigt,  findet,  und  sie  nicht  der  Behörde  oder 
ihrem  Besitzer  wiedergiebt,  unter  der  Voraussetzung,  dafs  dieser  ihm  aus 
den  den  Fund  begleitenden  oder  späteren  Thatsachen  bekannt  ist,  soll  als 
schuldig  des  Diebstahls  angesehen  und  mit  Zuchthaus  II  im  Mindestmafse 
bestraft  werden. 

Ebenfalls  soll  als  des  Diebstahls  schuldig  angesehen  und  mit  Zucht- 
haus II  im  Mindestmafse  derjenige  bestraft  werden,  welcher  Gegenstände 
findet,  die  offenbar  infolge  Schiffbruches,  Überschwemmung,  Brand,  Erd- 
beben,  Unglücksfall  auf  der  Eisenbahn  oder  aus  einem  andern  ähnlichen 
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Grunde  verloren  oder  aufg^e^i^eben  sind,   und  dieselben  den  Eigentümern 
oder  mangels  dieser  der  Behörde  nicht  übergiebt. 

§5. 

Allgemeine  Bestimmungen  zu  den  drei  vorhergehenden 

Paragraphen. 

Art.  449.  Wenn  der  Raub  oder  Diebstahl  an  einem  Orte  begangen 
wurde,  welcher  zur  Ausübung  eines  in  der  Republik  erlaubten  Gottesdienstes 
diente,  und  die  entwendeten  Gegenstände  ebenfalls  zu  besagtem  Kulte  be- 
stimmt waren,  so  sollen  in  entsprechender  Weise  auf  die  Übelthäter  die 
um  ein  Mafs  höheren  Strafen  Anwendung:  finden,  als  diejenigen  welche 
ihrer  That  ohne  diese  Umstände  entsprochen  hätten. 

Dieselbe  Regel  soll  auch  hinsichtlich  der  Auferlegung  der  Strafen  in 
den  Fällen  des  Raubes  oder  Diebstahls  von  Pferden,  Sattel-  oder  Last- 
tieren, von  gröfserem  oder  kleinerem  Heerdenvieh  Anwendung  finden. 

Art.  450.  Um  zu  entscheiden,  wann  ein  Raub  oder  Diebstahl  mit 
Waffen  begangen  wird,  soll  man  die  Vorschriften  des  Artikels  132  anwenden. 

Art.  451.  Im  Falle  der  Wiederholung  des  Diebstahls  an  derselben 
Person  oder  in  demselben  Hause  an  verschiedenen  Personen,  soll  das  Grericht 
die  Regelung  der  Strafe  in  der  Weise  vornehmen,  dafs  als  Grundlage  der 
Gesamtwert  der  entwendeten  Gegenstände  genommen  wird  und  man  die 
Strafe  dem  Delinquenten  in  höherem  Mafse  auferlegt. 

Diese  Regel  soll  ohne  Benachteiligung  der  Vorschriften  im  Art  497 
gelten. 

Art.  452.  Wer,  nachdem  er  bereits  wegen  Raubes  oder  Diebstahlea 
verurteilt  ist,  irgend  eines  dieser  Delikte  begeht,  soll,  auTser  den  Strafen, 
welche  ihn  für  die  That  oder  die  Thaten,  in  welche  er  zurückgefallen  ist, 
treffen,  vom  Gerichte  aus  noch  mit  Stellung  unter  Polizei-Aufsicht  inner- 
halb der  Grenzen  bestraft  werden  können,  welche  in  Art.  25  festgesetzt 
sind. 

Art.  453.  Wenn  bei  einer  That  mehrere  der  Umstände  sich  ver- 
einigen, für  welche  eine  verschiedene  Strafe  nach  den  vorhergehenden 
Paragraphen  bezeichnet  ist,  so  sollen  diejenigen  Umstände  in  Betracht  ge- 
zogen werden,  welche  nach  dem  besondem  Falle  die  gröfste  Strafe  ver- 
dienen, indem  sie  das  Gericht  um  ein  Mafs  erhöhen  kann. 

Art.  454.  Als  Urheber  eines  Raubes  oder  Diebstahls  einer  Sache 
soll  derjenige  vermutet  werden,  in  dessen  Besitz  sie  sich  befindet,  falls  er 
nicht  den  rechtmäfsigen  Erwerb  nachweist  oder  der  Beweis  seiner  früheren 
guten  Führung  die  Voraussetzung  des  Gegenteils  giebt. 

Als  Hehler  am  Raube  oder  Diebstahle  einer  Sache  soll  derjenige  be- 
straft werden,  welcher  sie  kauft  oder  unter  irgend  einem  Titel  empfängt^ 
falls  er  ihre  Herkunft  kennt  oder  kennen  mufs. 

Art.  455.  Wenn  der  Prozefs  den  wahren  Wert  der  entwendeten 
Sache  nicht  ergiebt  und  er  auch  nicht  durch  Sachverständige  oder  auch 
ein  andres  gesetzliches  Gutachten  festgestellt  werden  kann,  so  soll  das 
Gericht  nach  klugem  Frwägen  seine  Regelung  bewerkstelligen. 

Art.  456.    Falls  vor  der  Verfolgung  des  Schuldigen  und  bevor  seine 
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Verhaftung  beschlossen  ist,  derselbe  freiwillig  die  gestohlene  oder  geraubte 
Sache  wiedergiebt  und  er  sich  nicht  in  den  Fällen  der  Artikel  433,  434 
und  435  befindet,  soll  ihn  die  unmittelbar  um  ein  Mafs  niedrigere  Strafe 
treffen  als  für  das  Delikt  bezeichnet  ist. 

§6. 
Über  widerrechtliche  Besitzergreifung. 

Art  457.  Wer  mit  Gewalt  gegen  Personen  eine  unbewegliche  Sache 
in  Anspruch  nimmt  oder  ein  dingliches  Eecht  sich  aneignet,  welches  ein 
andrer  besitzt  oder  gesetzmäfsigerweise  innehat,  oder  wer  nach  geschehener 
Besitzergreifung  in  Abwesenheit  des  legitimen  Besitzers  oder  Eigentümers, 
diesen  nach  seiner  Bückkehr  vertreibt,  soll  aufser  den  Strafen,  in  welche 
er  wegen  der  verursachten  Gewalt  verfällt,  noch  mit  einer  Geldstrafe  von 
100—1000  Pesos  bestraft  werden. 

Wenn  derartige  Handlungen  durch  den  rechtmäfsigen  Eigentümer 
oder  Besitzer  gegen  denjenigen  ausgeführt  werden,  welcher  unrechtmäfsig 
die  Sache  besitzt  oder  innehat,  sei  es  auch  mit  scheinbarem  Rechte,  so  soll 
die  Strafe  Geldstrafe  von  100-500  Pesos  sein  aufser  derjenigen,  welche 
der  verursachten  Grewalt  entsprechen  würden. 

Art.  458.  Wenn  in  den  Fällen  des  ersten  Abschnittes  im  vorigen 
Artikel  die  That  ohne  Gewalt  gegen  Personen  begangen  wird,  soll  die 
Strafe  eine  Geldstrafe  von  100—500  Pesos  sein. 

Art.  459.  Mit  Zuchthaus  II  im  Mindestmafse  und  Geldstrafe  von 
100—1000  Pesos  sollen  diejenigen  bestraft  werden,  welche  ohne  rechtmäfsi- 
gen Titel  und  unter  Eindringen  in  fremde  Rechte: 

1.  Wasser  von  Stauungen,  Teichen  und  andern  Wasserbehältern;  von 
Flüssen,  Bächen  oder  Quellen;  von  Kanälen  und  Wasserleitungen  fort- 
nehmen und  sie  sich  aneignen,  um  irgend  welchen  Gebrauch  von  ihnen 
zu  machen. 

2.  In  gleicher  Absicht  Dämme,  Schleusen,  Fallthüren,  Marken  und 
andre  ähnliche  Arbeiten  brechen  oder  verändern,  welche  sich  in  Flüssen, 
Bächen,  Quellen,  Wasserbehältern,  Kanälen  oder  Wasserleitungen  befinden. 

3.  Der  Ausübung  der  Rechte,  welche  ein  Dritter  über  besagte  Ge- 
wässer hat,  Hindemisse  in  den  Weg  legen. 

4.  Sich  irgend  ein  Recht  anmafsen,  welches  sich  auf  den  Lauf  der- 
selben bezieht,  oder  jemanden  in  seinem  rechtmäfsigen  Besitze  stören. 

Art.  460.  Wenn  die  Vergehen,  auf  welche  sich  der  vorige  Artikel 
bezieht,  mit  Gewalt  gegen  Personen  ausgeführt  werden,  so  soll  der  Schul- 
dige, falls  er  nicht  wegen  der  verursachten  Gewalt  eine  höhere  Strafe  ver- 
dient, mit  Zuchthaus  II  im  Mindest-  bis  Mittelmafse  und  Geldstrafe  von 
100-1000  Pesos  bestraft  werden. 

Art.  461.  Als  schuldig  der  Aneignung  von  Gewässern  sollen  mit 
den  Strafen  des  Artikels  450  diejenigen  bestraft  werden,  welche  zwar  ein 
Recht  haben,  diese  zu  nehmen  oder  zu  gebrauchen,  sich  jedoch  betrügeri- 
scherweise zu  diesem  Zwecke  der  Mündungen,  Kanäle,  Marken,  Fallthüren 
oder  Schleusen  in  einer  andern  als  der  festgesetzten  Form  oder  in  einem 
gröfseren  Umfange  als  worauf  sie  ein  Recht  haben,  bedient  haben. 
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Art.  462.  Wer  die  Grenzwege  oder  Grenzen  öffentlichen  oder  Privat- 
besitzes in  der  Absicht,  sich  zu  bereichem,  zerstört  oder  verändert,  soll 
mit  Zuchthaus  IT  im  Mindestmafse  und  Geldstrafe  von  100—1000  Pesos 
bestraft  werden. 

§7. 
Über  Unterschlagungen. 

Art.  463.  Der  Bankerott,  welcher  im  Falle  betrügerischer  Zahlungs« 
Unfähigkeit  entstanden  ist,  soll  nach  dem  Handelsgesetzbuche  mit  Zucht- 
haus II  oder  Verbannung  II  ohne  Zwangsaufenthalt  in  irgend  einem  ihrer 
Mafse  bestraft  werden. 

Art  464.  Der  Bankerott,  welcher  im  Falle  schuldhafter  Zahlungs- 
unfähigkeit erklärt  ist,  soll  nach  demselben  Gesetzbuche  mit  Zuchthaus  11 
oder  Verbannung  II  mit  Zwangsaufenthalt  in  ihren  Mindest-  bis  Mittel- 
mafsen  bestraft  werden. 

Art  465.  In  den  Fällen  der  beiden  vorhergehenden  Artikel  sollen, 
falls  der  Verlust,  welcher  den  Gläubigem  verarsacht  ist,  nicht  20  Prozent 
ihrer  entsprechenden  Guthaben  erreicht,  die  Strafen  um  ein  Mafs  niedriger 
angewandt  werden. 

Wenn  der  Verlust  50  Prozent  übersteigt,  so  sollen  die  Strafen  um 
ein  Mafs  erhöht  werden. 

Wenn  vor  Verkündigung  des  Spraches  der  Konkurs  nicht  ins  Reine 
gebracht  ist,  so  soll  das  Gericht  in  kluger  Weise  den  Verlust  regeln,  in- 
dem es  als  Grundlage  die  Ereignisse  vor  dem  Falle  annimmt 

Art.  466.  Derjenige  nicht  dem  Handelsstande  angehörige  Schuldner, 
welcher  sich  mit  seinem  Besitz  zum  Nachteile  der  Gläubiger  davonmacht 
oder  sich  durch  Verbergen,  Verschwendung  oder  Veräufserang  dieser  Güter 
in  Zahlungsunföhigkeit  setzt,  soll  mit  Zuchthaus  II  in  irgend  einem  seiner 
Mafse  bestraft  werden. 

Derselben  Strafe  soll  er  verfallen,  wenn  er  zum  Nachteile  besagter 
Gläubiger  Scheinkontrakte  bewilligt. 

§8. 
Gaunerei  und  andre  Betrügereien. 
Art  467.    Wer  einen  andern  in  der  Art,  Menge  oder  Beschaffenheit 
der  Sachen  betrügt,   welche  er  ihm  in  Ansehung  eines   obligatorischen 
Titels  übergiebt,  soll  bestraft  werden: 

1.  Mit  Zuchthaus  II  oder  Zwangsaufenthalt  II  im  Lande  in  ihren 
Mittel-  bis  Höchstmafsen,  wenn  der  Betrag  500  Pesos  übersteigt. 

2.  Mit  Zuchthaus  II  oder  Zwangsaufenthalt  II  im  Lande  in  ihren 
Mittelmafsen,  wenn  der  Betrag  50  Pesos  übersteigt,  aber  500  nicht  über- 
schreitet 

3.  Mit  Zuchthaus  II  oder  Zwangsaufenthalt  II  im  Lande,  in  ihren 
Mindestmafsen,  wenn  der  Wert  des  Betrages  50  Pesos  nicht  überschreit-et 
und  nicht  unter  10  ist. 

Art.  468.  Den  Strafen  des  vorigen  Artikels  soll  auch  derjenige 
verfallen,  welcher  einen  andern  betrügt,  indem  er  Gebrauch  macht  von 
einem  falschen  Namen  oder  durch  Beilegung  einer  Macht,  eines  Einflusses 
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oder  untergeschobener  Kredite,  oder  indem  er  Güter,  Kredit,  Auftrag, 
imaginäre  Unternehmung  oder  Geschäft  vorspiegelt  oder  sich  eines  ähn- 
lichen andern  Betruges  bedient 

Art.  469.  In  entsprechender  Weise  soll  das  HöchstmaTs  der  im  Ar- 
tikel 467  bezeichneten  Strafen  treffen: 

1.  Diejenigen  Gt)ldarbeiter  und  Juweliere,  welche  Betrügereien  be- 
gehen, indem  sie  die  zu  ihrer  Kunst  oder  Handel  gehörigen  Gegenstände 
in  ihrer  Qualität,  Feingehalt  oder  Gewicht  verfälschen. 

2.  Die  Händler,  welche  durch  Gebrauch  falscher  Mafse  und  Gewichte 
bei  dem  Vertriebe  der  Gegenstände  ihres  Handels  betrügen. 

3.  Die  Kommissionäre,  welche  dadurch  Betrug  begehen,  dafs  sie  in 
ihren  Rechnungen  die  Preise  oder  Kontraktbedingungen  verändern  oder 
Kosten  unterschieben  oder  diejenigen  erhöhen,  welche  sie  thatsächlich  ge- 
macht haben. 

4.  Die  Schif&kapitäne,  welche  durch  Unterschiebung  von  Kosten  oder 
Erhöhung  der  thatsächlich  gemachten  betrügen  oder  irgend  einen  andern 
Betrug  in  ihren  Bechnungen  begehen. 

5.  Diejenigen,  welche  unter  dem  Verwände  angeblicher  Belohnungen 
für  öffentliche  Beamte  Betrug  begehen,  abgesehen  von  der  Verleumdungs- 
klage, welche  jenen  zusteht. 

6.  Den  Besitzer  einer  mit  Beschlag  belegten  oder  jeder  andern  Sache, 
welcher  in  Kenntnis  der  Beschlagnahme,  betrügerischerweise  die  Gegen- 
stände zerstört  hat,  an  welchen  man  die  Beschlagnehmung  vollzogen  hat. 

Art  470.  Die  Strafen  des  Artikels  467  sollen  auch  angewandt 
werden: 

1.  Auf  diejenigen,  welche  unter  Benachteiligung  eines  andern  sich 
Geld,  Effekten  oder  irgend  eine  andre  bewegliche  Sache  angeeignet  oder 
entwendet  haben,  welche  sie  in  Depot,  in  Kommission  oder  Verwaltung  oder 
durch  irgend  einen  andern  Rechtstitel  erhalten  haben,  welcher  die  Ver- 
pflichtung sie  zu  übergeben  oder  zurückzuliefem,  erfordert. 

Hinsichtlich  des  Beweises  des  Depots  in  dem  Falle,  auf  welchen  sich 
der  Artikel  2217  des  Civilrechtes  bezieht,  sollen  die  Vorschriften  dieses 
Artikels  beobachtet  werden. 

2.  Auf  diejenigen  Schiffskapitäne,  welche  aufser  den  Fällen  und  ohne 
die  Formalitäten,  welche  vom  Gesetze  vorgeschrieben  sind,  besagte  Schiffe 
verkaufen,  Gkld  unter  Verpfändung  des  Schiffskörpers  aufnehmen,  Wechsel 
zu  Lasten  des  Rheders  ziehen,  Waren  oder  Lebensmittel  veräufsem,  oder 
Vorräte  wegnehmen,  welche  den  Passagieren  gehören. 

3.  Diejenigen,  welche  irgend  einen  Betrug  begehen,  indem  sie  die 
Firma  eines  andern  in  Blanko  mifsbrauchen  oder  mit  ihr  irgend  welches 
Dokument  zum  Nachteil  desselben  oder  eines  Dritten  ausfüllen. 

4.  Diejenigen,  welche  betrügen,  indem  sie  einen  andern  betrügerischer- 
weise irgend  ein  Dokument  unterschreiben  lassen. 

5.  Diejenigen,  welche  Betrügereien  begehen,  indem  sie  irgend  welche 
Prozefsakten  im  ganzen  oder  teilweise  unterschlagen,  verbergen,  zerstören 
oder  unbrauchbar  machen,  oder  irgend  ein  Protokoll,  Dokument  oder  ein 
andres  Papier  irgend  welcher  Art 
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6.  Diejenigen,  welche  mit  falschen  oder  unter  Verbergen  früherer 
ihnen  bekannter  Angaben  betrügerischerweise  aleatorische  Verträge,  welche 
anf  besagte  oder  frühere  Angaben  sich  begründen,  schliefsen. 

7.  Diejenigen,  welche  beim  Spiele  des  Betrages  sich  bedienen,  um 
sich  den  Ausgang  desselben  zu  sichern. 

Art.  471.  Mit  Zuchthaus  II  oder  Zwangsanfenthalt  II  im  Lande 
in  ihren  Mindestmafsen  oder  Geldstrafe  von  100—1000  Pesos  soll  bestraft 
werden : 

1.  Der  Herr  einer  beweglichen  Sache,  welcher  sie  demjenigen,  welcher 
sie  regelmäfsig  in  seiner  Gewalt  hat,  zum  Nachteile  dieses  oder  eines 
Dritten  fortnimmt. 

2.  Wer  zum  Nachteile  eines  andern  einen  Scheinkontrakt  weitergiebt. 

3.  Wer  irgend  welchen  Betrug  an  geistigem  oder  industriellem  Eigen- 
tum begeht. 

Die  Exemplare,  Maschinen  oder  Gegenstände,  welche  betrügerischer- 
weise nachgemacht,  eingeführt  oder  verbreitet  sind,  sollen  dem  Benach- 
teiligten verfallen,  und  ebenso  die  Metallplatten  oder  Utensilien,  welche 
bei  der  Herstellung  des  Betruges  gebraucht  sind,  falls  sie  hierzu  ge- 
braucht werden  konnten. 

Art.  472.  Wer  gewohnheitsmäfsig  Geldwerte,  gleichviel  welcher 
Art,  zu  einem  Zinsfufse  hinsjiebt,  welcher  das  Maximum  überschreitet, 
welches  das  Gesetz  auszubedingen  gestattet,  unter  Mifsbrauch  der  Schwäche 
oder  Leidenschaften  desjenigen,  welcher  das  Geld  nimmt,  soll  mit  Zwangs- 
aufenthalt n  im  Lande  im  Mindest-  bis  Mittelmafse  und  Geldstrafe  von 
100-1000  Pesos  bestraft  werden. 

Art.  473.  Wer  einen  andern  durch  Benutzung  irgend  welchen  Be- 
truges, welcher  nicht  in  den  früheren  Artikeln  dieses  Paragraphen  aufige- 
zählt  ist,  betrügt  oder  benachteiligt,  soll  mit  Zuchthaus  II  oder  Zwangs- 
aufenthalt II  im  Lande  in  ihren  Mindestmafsen  und  Geldstrafe  von  lOO 
—1000  Pesos  bestraft  werden. 

§9. 
Über  Brandstiftung  und  andre  Zerstörungen. 

Art.  474.  Wer  ein  Gebäude,  einen  Eisenbahnzug,  ein  Schiff  oder 
irgend  welchen  andern  Ort  anzündet,  und  hierbei  den  Tod  einer  oder 
mehrerer  Personen,  deren  Anwesenheit  dort  er  vermuten  konnte,  verur- 
sacht, soll  mit  Zuchthaus  I  im  Höchstmafse  bis  mit  dem  Tode  bestraft 
werden. 

Die  Strafe  soll  Zuchthaus  I  im  Höchstmafse  bis  lebenslänglich  sein, 
wenn  durch  den  Brand  zwar  nicht  der  Tod  eines  Menschen,  wohl  aber 
Verstümmelung  eines  wichtigen  Gliedes  oder  eine  der  schweren  Körper- 
verletzungen verursacht  wird,  welche  in  Nummer  1  des  Artikels  397  auf- 
gezählt sind. 

Die  Strafen  dieses  Artikels  sollen  in  entsprechenderweise  um  ein 
Mafs  niedriger  angewandt  werden,  wenn  infolge  der  durch  Brandstiftungen 
verursachten  Explosionen  der  Tod  oder  schwere  Verletzungen  von  Personen. 


89 

entstanden  sind,  welche  sich  in  einer  gewissen  Entfernung  vom  Orte  des 
Unglücks  befanden. 

Art.  475.  Der  Brandstifter  soll  mit  Zuchthaus  I  im  Mittelmafse  bis 
zu  lebenslänglichem  Zuchthaus  bestraft  werden: 

1.  Wenn  er  die  Brandstiftung  an  Gebäuden,  Eisenbahnzttgen,  Schiffen 
oder  an  bewohnten  oder  solchen  Orten,  wo  zur  Zeit  ein  oder  mehrere  Per^ 
sonen  anwesend  waren,  ausgeführt  hat,  immer  unter  der  Bedingung ,  dafs 
der  Schuldige  derartige  Umstände  hat  vorhersehen  können. 

2.  Wenn  er  die  Brandstiftung  an  Handelsschiffen  ausführt,  welche 
mit  explosiven  oder  entzündbaren  Stoffen  beladen  sind,  an  Kriegsschiffen, 
Arsenalen,  Schiffswerften,  Speichern,  Fabriken  oder  Magazinen  von  Pulver 
oder  andern  explosiven  oder  feuergefährlichen  Stoffen,  an  Artillerieparks, 
Oeschützgiefsereien,  Museen,  Bibliotheken,  Archiven,  öffentlichen  Werk- 
stätten oder  Monumenten  oder  an  andern  den  aufgezählten  ähnlichen  Orten. 

Art.  476.  Mit  Zuchthaus  I  in  irgend  einem  seiner  Mafse  soll  be- 
straft werden: 

1.  Wer  ein  Gebäude  anzündet,  welches  zum  Aufenthalte  zu  dienen 
bestimmt  ist,  aber  zur  Zeit  nicht  bewohnt  war. 

2.  Wer  innerhalb  eines  bewohnten  Ortes  irgend  ein  Gebäude  oder 
einen  Raum  anzündet,  auch  wenn  diese  gewöhnlich  nicht  zur  Bewohnung 
bestimmt  sind. 

3.  Wer  Getreide  auf  dem  Halm,  Weiden,  Berge,  Sperren  oder  Pflan- 
zungen ansteckt. 

Art  477.  Der  Brandstifter  an  Gegenständen,  welche  nicht  in  den 
vorigen  Artikeln  einbegriffen  sind,  soll  bestraft  werden: 

1.  Mit  Zuchthaus  II  im  Höchstmafse  bis  Zuchthaus  I  im  Mindest- 
mafse,  falls  der  dem  Dritten  verursachte  Schaden  500  Pesos  übersteigt. 

2.  Mit  Zuchthaus  II  im  Mindest-  bis  Mittelmafse,  wenn  der  verur- 
sai-hte  Schaden  50  Pesos  übersteigt  und  500  nicht  überschreitet. 

3.  Mit  Zuchtbaus  II  im  Mindest-  bis  Mittelmafse,  wenn  der  Schaden 
50  Pesos  nicht  übersteigt. 

Art.  478.  Im  Falle,  dafs  der  Brand  an  Hütten,  Strohboden  oder  nicht 
bewohnten  Schnppen  oder  irgend  einem  andern  Gegenstand  angelegt  wird, 
dessen  Wert  50  Pesos  nicht  überschreitet,  sowie  in  einer  Zeit  und  unter 
Umstanden,  welche  klar  und  offen  jede  Verbreitungsgefahr  ausschlielsen, 
sollen  den  Schuldigen  nicht  die  in  diesem  Paragraphen  bezeichneten  Strafen 
treffen;  wohl  aber  diejenigen,  welche  er  für  den  verursachten  Schaden 
in  Übereinstimmung  mit  den  Vorschriften  des  folgenden  Paragraphen 
verdient. 

Art.  479.  Wenn  das  Feuer  von  dem  Gegenstande  aus,  welchen  der 
Schuldige  zu  verbrennen  sich  vorgenommen  hatte,  sich  einem  oder  mehreren 
andern,  deren  Zerstörung  nach  ihrer  Natur  oder  Folgen  mit  gröfserer 
Strenge  bestraft  werden  mufs,  mitteilt,  so  soll  die  schwerere  Strafe  an- 
gewendet werden,  unter  der  Bedingung,  dafs  die  angezündeten  Gegen- 
stände derart  gelegen  waren,  dafs  das  Feuer  vom  einen  zum  andern  sich 
in  Ansehung  der  Umstände  des  Falles  mitteilen  mufste. 

Art.  480.    In  entsprechender  Weise  sollen  den  Strafen  dieses  Para- 
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graphen  diejeni^n  yerfallen,  welche  Zerstörungeii  durch  Versenken  oder 
Strandenlassen  eines  Schiffes,  dnrch  Überschwemmung,  Zerstönmg  von 
Brücken,  Explosionen  Ton  Minen  oder  Dampfmaschinen,  sowie  im  allge- 
meinen dorch  Anwendung  irgend  einer  andern  Wirkungskraft  oder  eines 
ebenso  mächtigen  Zerstörungsmittels  wie  die  aufgezählten,  verursachen. 

Art.  481.  Wer  mit  Explosivbomben  oder  Zurüstungen  versehen,  er- 
griffen wird,  welche  bekannt ermafsen  dazu  geeignet  sind^  Feuer  zn  ver- 
ursachen, oder  irgend  eine  der  Zerstörungen  herbeizuführen,  welche  in 
diesem  Paragraphen  ausgedrückt  sind,  soll  mit  Zuchthaus  II  im  Mindest- 
bis  Mittelmafse  bestraft  werden;  falls  nicht  die  That  als  Versuch  eines 
bestimmten  Deliktes  angesehen  werden  kann,  welches  mit  gröfserer  Strafe 
bestraft  werden  müTste. 

Art.  482.  Der  der  Brandstiftung  oder  Zerstörung  Schuldige  soll 
auch  dann  nicht  von  den  Strafen  des  vorigen  Artikels  ausgenommen 
werden,  wenn  er  zur  Begehung  des  Deliktes  Güter  seines  Besitzes  ange- 
steckt oder  zerstört  hat. 

Nicht  jedoch  soll  diesen  Strafen  derjenige  verfallen,  welcher  mit  Feuer 
ausreutet,  Stoppelfelder  oder  andre  Gegenstände  anzündet,  zu  Zeiten  und 
unter  Umständen,  welche  deutlich  jeden  Vorsatz  der  Weiterverbreitung 
ausschliefsen,  und  unter  Beobachtung  der  Vorschriften,  welche  Über  diesen 
Gegenstand  anbefohlen  werden. 

Art.  483.  Als  verantwortlich  für  einen  Brand  soll  der  Kaufinann, 
in  dessen  Hause  oder  Anstalt  jener  entstanden  ist,  angesehen  werden, 
falls  er  nicbt  durch  seine  Bücher,  Dokumente  oder  andre  Art  des  Beweises 
rechtfertigt,  dafs  er  keinerlei  Vorteil  von  dem  Unglücke  hatte. 

§  10. 
Über  Beschädigungen. 
Art.  484.    Der  Beschädigung  schuldig  und  den  Strafen  dieses  Para- 
graphen unterworfen  sind  diejenigen,  welche  in  fremdem  Eigentum  irgend- 
welchen Schaden  verursachen,  welcher  sich  nicht  im  vorigen  Paragraphen 
einbegriffen  findet. 

Art.  485.  Mit  Gefängnis  II  im  Mittel-  bis  Höchstmafse  soUen  die- 
jenigen bestraft  werden,  welche  einen  Schaden  verursachen,  dessen  Wert 
600  Pesos  übersteigt: 

1.  Mit  der  Absicht,  die  freie  Ausübung  der  Obrigkeit  zu  hindern 
oder  als  Rache  gegen  ihre  Bestimmungen,  gleichviel  ob  das  Delikt  gegen 
öffentliche  Beamte  oder  gegen  Privatpersonen  begangen  wurde,  welche  als 
Zeugen  oder  auf  irgend  eine  andre  Weise  zur  Ausführung  oder  Anwendung 
der  Gesetze  beigetragen  haben  oder  beitragen  könnten. 

2.  Indem  sie  durch  irgend  ein  Mittel  Ansteckung  oder  ansteckende 
Krankheiten  unter  Haustieren  oder  Hausvögeln  hervorgerufen  haben. 

3.  Durch  Anwendung  giftiger  oder  ätzender  Substanzen. 

4.  In  Bande  oder  menschenleeren  Orten. 

5.  In  Archiven,  Zollämtern,  Bibliotheken  oder  in  öffentlichen  Museen. 

6.  An  Brücken,  Strafsen,  Spazierwegen  und  andern  Gütern  des  öffent- 
lichen Gebrauches. 
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7.  An  Grabhtti^ln,  Erinnernngszeichen,  Denkmälern,  Standbildern, 
Bildern  oder  andern  Kunstgegen  ständen,  welche  in  öffentlichen  Gebäuden 
oder  Pl&tzen  aufgestellt  sind. 

8.  Wenn  der  Geschädigte  total  ruiniert  ist. 

Art.  486.  Wer  unter  irgend  einem  der  Umstände,  welche  im  vorigen 
Artikel  ausgedruckt  sind,  einen  Schaden  verursacht,  dessen  Wert  Qber 
50  Pesos  ist,  jedoch  500  Pesos  nicht  erreicht,  soll  mit  Gefängnis  II  im 
Mindest-  bis  Mittelmafse  bestraft  werden. 

Wenn  der  Wert  50  Pesos  nicht  übersteigt  und  nicht  unter  10  ist, 
soll  die  Strafe  Gefängnis  II  im  MindestmaTse  sein. 

Art.  487.  Die  Beschädigungen,  welche  in  den  frühem  Artikeln 
nicht  einbegriffen  sind,  sollen  mit  Gefängnis  II  im  Mindestmafse  oder 
Geldstrafe  von  100—1000  Pesos  bestraft  werden. 

Diese  Verfügung  ist  auf  die  Schäden  nicht  anwendbar,  welche  durch 
das  Vieh  verursacht  werden,  sowie  auf  die  übrigen,  welche  als  Übertretungen 
in  Übereinstimmung  mit  den  Bestimmungen  des  dritten  Buches  angesehen 
werden  müssen. 

Art.  488.  Die  Vorschriften  dieses  Paragraphen  sollen  nur  dann 
Anwendung  finden,  wenn  die  That  nicht  als  ein  andres  Delikt  betrachtet 
werden  kann,  welches  höhere  Strafe  verdient. 

§11. 

Allgemeine  Vorschriften. 

Art.  489.    Ausgenommen  von  der  strafrechtlichen  Verantwortlichkeit 

und  wegen  der  Diebstähle,  Betrügereien  oder  Beschädigungen,  welche  sie 

sich  wechselseitig  verursachen,  nur  der  zivilen  Ersatzpflicbt  unterworfen, 

sind: 

1.  Die  legitimen  Blutsverwandten  in  der  ganzen  geraden  Linie. 

2.  Die  legitimen  Blutsverwandten  der  Seitenlinie  bis  zum  zweiten 
Grade  inklusive. 

3.  Die  verschwägerten  legitimen  Verwandten  in  der  ganzen  geraden 
Linie. 

4.  Die  natürlichen  Eltern  und  Kinder. 

5.  Die  Ehegatten. 

Die  Ausnahme  dieses  Artikels  ist  nicht  auf  die  Fremden,  welche  an 
dem  Delikte  teilgenommen  haben,  anwendbar. 

Titel  X. 
Ober  Quasfdeffkte. 

Art.  490.  Wer  aus  tollkühnem  Unverstände  eine  That  begeht,  welche, 
wenn  böse  Absicht  angewandt  wäre,  ein  Verbrechen  oder  Vergehen  gegen 
Personen  darstellen  würde,  soll  bestraft  werden: 

1.  Mit  Gefängnis  II  oder  Zwangsaufenthalt  II  im  Lande  in  ihren 
Mindest-  bis  Mittelmafsen,  wenn  die  That  ein  Verbrechen  bedeutet 

2.  Mit  Gefängnis  II  oder  Zwangsaufenthalt  II  im  Lande  in  ihren 
Mindestmafsen  oder  Geldstrafe  von  100—1000  Pesos,  wenn  sie  ein  Ver- 
gehen bedeuten  würde. 
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Art  491.  Ärzte,  Chirurgen,  Apotheker,  Barhiere  oder  Hebammen^ 
welche  bei  Ausübung  ihres  Bernfes  durch  schuldhafte  Nachlässigkeit  Per- 
sonen einen  Schaden  zufügen,  sollen  in  entsprechender  Weise  den  Strafen 
des  vorigen  Artikels  verfallen. 

Gleiche  Strafen  sollen  den  Besitzer  wilder  Tiere  treffen,  welche  durch 
schuldhafte  Unachtsamkeit  seinerseits  Personen  Schaden  zugefügt  haben. 

Art.  492.  Die  Strafen  des  Art.  490  sollen  auch  in  entsprechender 
Weise  auf  denjenigen  Anwendunsr  finden,  welcher,  mit  Verstofs  gegen  die 
Regeln  und  aus  reiner  Thorheit  oder  Nachlässigkeit,  eine  That  begeht 
oder  einer  Unterlassung  sich  schuldig  macht,  welche,  bei  Anwendung  böser 
Absicht,  ein  Verbrechen  oder  Vergehen  gegen  Personen  darsteUen  würde. 

Art.  493.  Die  Vorschriften  dieser  Paragraphen  sind  nicht  an  wendbar- 
auf  die  Quasidelikte,  welche  besonders  in  diesem  Gesetzbuche  bestraft 
werden. 


Drittes  Buch. 

Titel  L 
Übertretungen. 

Art.  494.  Mit  Haft  im  Mittel-  bis  Höchstmafse  oder  Geldstrafe  von 
10—100  Pesos  sollen  bestraft  werden: 

1.  Derjenige,  welcher  bei  einer  öffentlichen  Schaustellung  irgend- 
welche Unordnung  hervorruft  oder  Teil  an  ihr  nimmt 

2.  Wer  Katzenmusiken  oder  andre  stürmische  Vereinigungen  zur 
Beleidigung  irgend  einer  Person  oder  zur  Störung  der  Ruhe  der  Bevölke- 
rung aufführt  oder  leitet. 

3.  Wer  ohne  Erlaubnis  der  zuständigen  Behörde  Waffen  trägt,  welche 
durch  das  Gesetz  oder  durch  allgemeine  Verfügungen  verboten  sind. 

4.  Wer  einen  andern  mit  der  blanken  oder  Feuerwaffe  bedroht,  sowie 
derjenige,  welcher  im  Streite  mit  einem  andern  dieselben  ohne  genügenden 
Grund  zieht. 

5.  Wer  leichte  Verletzungen  verursacht,  indem  als  solche  dieienigen 
angesehen  werden,  welche  nach  Ansicht  des  Gerichtes  nicht  im  Artikel  399 
einbegriffen  sind,  in  Ansehung  der  Art  der  Personen  und  Umstände 
der  That. 

6.  Wer  Wagen  oder  Pferde  mit  Gefahr  für  Menschen  an  einem 
bevölkerten  Orte  laufen  läfst,  sei  es  bei  Nacht  oder  am  Tage,  wenn  eine 
Ansammlung  von  Menschen  da  ist. 

7.  Derjenige  Apotheker,  welcher  Medikamente  auf  Grund  eines  Re- 
zeptes verkauft,  welches  nicht  gehörig  autorisiert  ist  (ohne  ärztliche  Unter- 
schrift). 

8.  Wer  gewohnheitsmäfsig  und  nach  einer  Verwarnung  ohne  gesetz- 
lichen Titel  oder  Erlaubnis  der  zuständigen  Behörde  das  Amt  eines  Arztes, 
C  hirurgen,  Apothekers  oder  Heilgehilfen  ausübt. 

9.  Deijenige  Sachverständige,  welcher  an  einer  Person  oder  einem 
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lidchnam  Zeichen  von  Vergütung  oder  schweren  Verletzungen  bemerkt 
und  der  Obrigkeit  in  angemessener  Weise  hiervon  nicht  Mitteilung  macht 

10.  Ärzte,  Chirurgen,  Apotheker,  Heilgehilfen  oder  Hebammen,  welche 
eine  schuldhafte  Nachlässigkeit  bei  Ausübung  ihres  Amtes  verüben,  ohne 
den  Personen  Schaden  zu  verursachen. 

11.  Dieselben  Personen,  welche  in  der  vorigen  Nummer  aufgezählt 
sind,  falls  sie  nicht  während  des  Zeitraumes,  welchen  ihnen  die  Verwal- 
tungsbehörde vorschreibt,  die  Dienstleistungen  ihres  Berufes  gewähren. 

12.  Deijenige  Arzt,  Chirurg,  Apotheker,  Hebamme  oder  irgend  ein 
andrer,  der  zur  Klasse  der  Sachverständigen  oder  Zeugen  berufen  ist, 
welcher  sich  weigert,  eine  seinem  Amte  oder  Berufe  eigentümliche  Hand- 
lung zu  leisten  oder  eine  von  der  richterlichen  Behörde  geforderte  Erklä- 
rung in  den  Fällen  und  in  der  Form,  welche  das  Strafprozefsrecht  vor- 
schreibt und  unbeschadet  der  gesetzlichen  Androhungen  abzugeben. 

13.  Wer  ein  Kind  unter  7  Jahren  verlassen  oder  verloren  findet  und 
es  nicht  seiner  Familie  übergiebt,  ihm  keine  Zufluchtsstätte  gewährt  oder 
es  an  einem  sichern  Orte  abgiebt,  indem  er  in  den  beiden  letzten  Fällen 
der  Behörde  Mitteilung  macht. 

14.  Wer  einer  Person  nicht  zu  Hilfe  eilt  oder  Hilfe  leistet,  welche 
er  an  einem  einsamen  Orte  verwundet,  mifshandelt  oder  in  Gefahr  umzu- 
kommen, antrifft,  wenn  er  dies  ohne  eignen  Nachteil  thun  konnte. 

15.  Die  Familienväter  oder  diejenigen,  welche  gesetzmäfsig  ihre  Stelle 
einnehmen,  wenn  sie  ihre  Kinder  verWahrlosen  lassen,  indem  sie  ihnen 
nicht  die  Erziehung,  welche  ihr  Stand  und  ihre  Fähigkeiten  erlauben 
und  fordern,  geben. 

16.  Wer  ohne  in  genügender  Weise  vom  Gesetze  ermächtigt  einen 
andern  mit  Gewalt  daran  hindert,  zu  thun,  was  das  Gesetz  nicht  verbietet 
oder  ihn  zwingt  etwas  zu  thun,  was  er  nicht  will. 

17,  Wer  gegen  die  Vorschriften  oder  Verfügungen  der  Behörde  ver- 
ätöfst,  hinsichtlich  der  Bewachung,  der  Aufbewahrung  und  des  Transportes 
von  feuergefährlichen  oder  ätzenden  Stoffen  oder  chemischen  Produkten, 
welche  Zerstörungen  hervorrufen  könnten. 

18.  Der  Besitzer  wilder  Tiere,  welcher  dieselben  an  einem  dem  Pu- 
blikum zugängigen  Orte  frei  oder  so,  dafs  sie  Schaden  verursachen  können, 
herumlaufen  läfst. 

19.  Wer  eine  der  Thaten  begeht,  welche  in  den  Artikeln  189,  446, 
448,  Abschnitt  1,  467,  469  und  470  bestraft  werden,  unter  der  Voraus- 
setzung, dafs  das  Delikt  sich  auf  Werte  bezieht,  welche  10  Pesos  nicht 
übersteigen. 

20.  Wer  sich  mit  Gewalt  einer  seinem  Herrn  gehörigen  Sache  be- 
mächtigt, um  sich  mit  ihr  bezahlt  zu  machen. 

21.  Wer  unter  Gewaltanwendung  gegen  Gegenstände  in  einen  ge- 
schlossenen Baum  eindringt,  um  zu  jagen  oder  zu  fischen  oder  in  einen 
offenen  Ort  gegen  das  ausdrücklich  persönlich  angekündigte  Verbot. 

Art.  495.  Mit  Haft  im  Mindest-  bis  Mittelmafse,  die  auch  in  eine 
Geldstrafe  von  1—60  Pesos  verwandelt  werden  kann,  soll  bestraft 
werden: 
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1.  Wer  gegen  die  Bestimmimgeu  handelt,  welche  die  Behörde  vor- 
scchreibt,  nm  die  öffentliche  Ordnung  aufrecht  zu  erhalten  oder  zu  ver* 
meiden,  dafs  sie  gestört  werde,  falls  nicht  die  That  ein  Verbrechen  oder 
Vergehen  darstellt. 

2.  Wer  dadurch,  dafs  er  die  Bestimmungen  über  öffentliche  Schau- 
stellungen verletzt,  irgend  welche  Unordnung  verursacht. 

3.  Der  Untergebene  des  Zivilstandes,  welcher  gegen  die  Achtung  und 
schuldige  Unterwerfung  unter  seine  Chefs  oder  Vorgesetzten  sich  vergeht. 

4.  Derjenige  Privatmann,  welcher  einen  gleichen  Fehler  gegenüber 
irgend  einem  Beamten  begeht,  welcher  mit  öffentlichem  Amtscharakter  ver- 
seben ist,  während  er  sein  Amt  ausübt;  sowie  hinsichtlich  jeder  Person, 
welche  in  Amt  und  Würden  eingesetzt  ist,  auch  wenn  sie  sich  nicht  in 
Ausübung  ihres  Amtes  befindet,  immer  unter  der  Voraussetzung,  dafs  sie 
als  solche  bekannt  ist  oder  als  solche  sich  ankündigt*,  unbeschadet,  dafs 
sowohl  in  diesem  wie  im  vorhergehenden  Falle  die  Strafe  auferlegt  werden 
kann,  welche  dem  Verbrechen  oder  Vergehen,  falls  ein  solches  vorhanden 
ist,  entspricht. 

5.  Wer  öffentlich  durch  anstöfsige  Handlungen  oder  Reden  das  Scham- 
gefühl beleidigt. 

6.  Der  Ehegatte,  welcher  durch  seine  häuslichen  Mifshelligkeiten 
Ärgernis  giebt,  nachdem  er  durch  die  Obrigkeit  ermahnt  worden  ist 

7.  Wer  gegen  die  polizeilichen  Bestimmungen  in  betreff  öffentlicher 
Frauenspersonen  verstöfst. 

8.  Wer  ohne  Erlaubnis  der  Behörde  öffentliche  Schaustellungen  giebt 
oder  die  Erlaubnis,  welche  ihm  bewilligt  war,  überschreitet. 

9.  Wer  Etablissements  ohne  Erlaubnis  der  Behörde,  falls  diese  not- 
wendig ist,  eröffnet. 

10.  Wer  bei  einer  Ausstellung  von  Kindern  gegen  die  Bestimmungen 
verstöfst. 

11.  Wer  gegen  die  Bestimmungen  verstöfst,  welche  für  das  Ver- 
brennen von  Sträuchem,  Stoppelfeldern  oder  andern  Produkten  der  Erde 
gegeben  sind,  oder  um  die  Weiterverbreitung  des  Feuers  in  Dampfma- 
schinen, Kalköfen,  Backöfen  oder  andern  ähnlichen  Orten  zu  vermeiden. 

12.  Wer  gegen  die  Bestimmungen  über  das  Fällen  von  Gebüschen 
oder  Hochwald  verstöfst. 

13.  Wer  gegen  die  Gesetze  oder  Bestimmungen  über  Eröf&iung,  Er- 
haltung und  Ausbesserung  der  öffentlichen  Wege  verstöfst. 

14.  Wer  auf  öffentlichen  Wegen,  Strafsen,  Plätzen,  Jahrmärkten  oder 
andern  ähnlichen  Versammlungsgelegenheiten  Verlosungen  oder  andre 
Biet-  oder  Glücksspiele  veranstaltet. 

15.  Wer  das  Publikum  beim  Verkauf  von  Nahrungsmitteln  in  Quali- 
tät oder  Quantität  betrügt,  falls  der  Wert  10  Pesos  nicht  übersteigt,  sowie 
derjenige,  welcher  verschlechterte  oder  schädliche  Getränke  oder  Nahrungs- 
mittel verkauft. 

16.  Der  Kaufmann,  welcher  falsche  Mafse  und  Gewichte  führt,  auch 
wenn  er  mit  ihnen  nicht  betrogen  hat. 
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17.  Wer  bei  seinem  Handel  Mafse  oder  Gewichte  gebraucht,  welche 
nicht  behördlich  geaicht  sind. 

18.  Der  Besitzer  oder  der  Geschäftsführer  von  Gasthäusern,  Gaf6s^ 
Konditoreien  und  Yon  andern  Geschäften,  welche  zum  Vertriebe  von  Speisen 
und  Getränken  bestimmt  sind,  welcher  gegen  die  polizeilichen  Bestimmungen 
yerstöfst,  welche  sich  auf  die  Erhaltung  oder  den  Gebrauch  von  Geföfsen 
oder  Gerätschaften  beziehen,  die  für  das  Geschäft  bestimmend  sind. 

19.  Wer  gegen  die  Befehle  der  Obrigkeit  handelt,  indem  er  schad- 
hafte Gebäude  auszubessern  oder  niederzureifsen  versäumt. 

20.  Wer  gegen  die  Sicherheitsregeln  verstöfst,  welche  sich  auf  die 
Bedeckung  von  Brunnen  oder  Ausgrabungen,  sowie  auf  die  Unterbringung 
von  Baumaterialien  oder  Bauschutt  beziehen  oder  auf  die  Aufstellung 
irgendwelcher  andrer  Gegenstände  auf  den  Strafsen,  Plätzen,  öffentlichen 
Spazierwegen  oder  an  der  äufsem  Seite  von  G^ebäuden,  welche  den  Ver- 
kehr hindern  oder  den  Vorübergehenden  Schaden  verursachen  könnten. 

21.  Wer  ohne  Absicht  oder  durch  schuldhafte  Nachlässigkeit  an 
öffentlichem  Gute  oder  privatem  Eigentum  einen  Schaden  verursacht, 
welcher  10  Pesos  nicht  übersteigt. 

22.  Wer  dadurch,  dafs  er  die  Gewässer  eines  andern  benutzt  oder 
von  ihrem  Lauf  ablenkt,  einen  Schaden  verursacht,  welcher  10  Pesos  nicht 
übersteigt. 

Art.  496.  Mit  Haft  im  Mindestmafse,  die  jedoch  in  Geldstrafe  von 
1—30  Pesos  verwandelt  werden  kann,  soll  bestraft  werden: 

1.  Derjenige,  welcher  gegen  den  der  Behörde  schuldigen  Gehorsam 
sich  vergeht,  indem  er  es  unterläfst,  die  besondren  Befehle,  welche  jene 
ihm  giebt,  auszuführen,  in  allen  detO^^ST^^  Fällen,  in  welchen  für  den 
Ungehorsam  durch  dieses  Gesetzbuch  oder  besondere  Gesetze  nicht  eine 
gröfsere  Strafe  vorgeschrieben  ist 

2.  Wer  sich  weigert,  der  Behörde  die  Hilfe  zu  leisten,  welche  sie  in 
Fällen  von  Feuer,  Überschwemmung,  Schiffbruch  oder  anderm  Unglück 
fordert,  trotzdem  er  es  ohne  eignen  schweren  Schaden  könnte. 

3.  Wer  die  Verpflichtung  hat,  einen  Neugeborenen  dem  mit  dem 
Zivilregister  beauftragten  Beamten  anzumelden  und  es  während  der  gesetz- 
lichen Frist  nicht  gethan  hat. 

4.  Wer  keine  Nachricht  über  einen  Sterbefall  giebt  und  somit  das 
Gesetz  oder  die  Vorschriften  verletzt. 

5.  Wer  seinen  wahren  Vor-  oder  Zunamen  der  Obrigkeit  oder  einer 
Person,  welche  das  Recht  hat  zu  verlangen,  dafs  er  sie  nennt,  verheimlicht. 

6.  Wer  gegen  die  polizeilichen  Vorschriften  verstöfst,  welche  darauf 
gerichtet  sind,  die  Verpflegung  der  Einwohnerschaften  sicher  zu  stellen. 

7.  Wer  durch  Ständchen  und  andre  nächtliche  Vergnügungen  die 
Öffentliche  Ruhe  unter  Ungehorsam  gegen  die  Obrigkeit  stört. 

8.  Wer  an  Katzenmusiken  oder  an  andern  Vereinigungen  teilnimmt, 
welche  gegen  irgend  eine  Person  gerichtet  sind,  die  nicht  in  Nummer  2 
des  Artikels  494  einbegriffen  ist 

9.  VVer  sich  unter  Verstofs  gegen  die  Anstands-  oder  Sicherheits- 
regeln badet,  welche  von  der  Behörde  angeordnet  sind. 
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10.  Wer  öffentlich  ohne  Waffen  Streit  anfängt,  ausgenommen  den 
Fall  gerechter  Selbstverteidigung  oder  gerechter  Verteidigung  eines  Dritten. 

11.  Wer  einen  andern  in  leichter  Weise  durch  That  oder  Wort  be- 
leidigt, falls  es  nicht  durch  Schrift  oder  mit  Öffentlichkeit  geschieht. 

12.  Wer  innerhalb  bewohnter  Orte  in  Zuwiderhandlung  gegen  die 
Bestimmungen  Feuerwaffen,  Raketen,  Petarden  oder  andre  Feuerwerks- 
körper abfeuert. 

13.  Wer  Wagen  oder  Pferde  innerhalb  eines  bewohnten  Ortes  laufen 
läfst,  falls  es  nicht  unter  den  Umständen  geschieht,  welche  in  Nummer  6 
des  Artikels  494  vorgesehen  sind. 

14.  Wer  gegen  die  Bestimmungen  verstöfst,  welche  auf  öffentliches 
oder  privates  Fuhrwerk  sich  beziehen. 

15.  Wer  gegen  die  polizeilichen  Mafsnahmen  hinsichtlich  der  Wirts- 
häuser, Gasthäuser,  Schenken  und  andrer  öffentlicher  Etablissements  ver- 
stöfst. 

16.  Wer  mit  der  Bewachung  eines  Wahnsinnigen  oder  Thörichten 
beauftragt  ist  und  denselben  auf  öffentlichen  Wegen  ohne  die  notwendige 
Sicherheit  herumlaufen  läfst. 

17.  Der  Besitzer  von  schädlichen  Tieren,  welcher  dieselben  in  be- 
wohnten Orten  frei  oder  in  der  Möglichkeit,  Schaden  zu  verursachen, 
herumlaufen  läfst. 

18.  Wer  mit  seiner  Betrunkenheit  einen  andern  öffentlich  belästig^. 

19.  Wer  tote  Tiere  an  verbotene  Orte  wirft  oder  die  Polizeimafs- 
regeln  übertritt. 

20.  Wer  die  polizeilichen  Mafsregeln  bei  Bearbeitung  stinkender 
oder  ungesunder  Stoffe  übertritt  oder  jene  auf  Öffentliche  Straf sen,  Plätze 
oder  Wege  wirft. 

21.  Wer  Schutt  oder  schneidende  oder  stechende  Gegenstände  auf 
öffentliche  Plätze  wirft  und  hierdurch  gegen  die  Polizeimafsregeln  verstöfst. 

22.  Wer  der  Straf senpolizei  den  Unrat  oder  Kehricht,  welchen  er  im 
Innern  seiner  Wohnung  hat,  nicht  übergiebt. 

23.  Wer  in  die  Kanäle  der  Ortschaften  Gegenstände  wirft,  welche 
den  leichten  und  freien  Ablauf  der  Gewässer  hindern  und  dadurch  einen 
Austritt  des  Wassers  verursachen  könnten. 

24.  Wer  auf  den  Balkons,  Fenstern,  Altanen  oder  auf  andern  äufsem 
Punkten  seines  Hauses  Blumentöpfe  oder  andre  Gegenstände  unter  Mife- 
achtung  der  Polizeimafsregeln  aufgestellt  hat. 

25.  Wer  von  Balkons,  Fenstern  oder  von  irgend  einem  andern  Teile 
Wasser  oder  Gegenstände  herabgiefst  oder  herabwirft,  welche  Schaden 
verursachen  könnten. 

26.  Wer  Steine  oder  andre  leicht  zu  werfende  Gegenstände  aof 
öffentliche  Plätze  unter  Gefahr  für  die  Vorübergehenden  wirft  oder  es 
gegen  Häuser  oder  Gebäude  zum  Nachteile  derselben  oder  unter  Gefahr 
für  Personen  thut. 

27.  Wer  gegen  die  Bestimmungen  hinsichtlich  von  Spielen  oder  Ver- 
gnügungen innerhalb  der  Bevölkerungen  verstöfst. 
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28.  Wer  mit  Wagen,  Pferden  oder  schädlichen  Tieren  bepflanzte  oder 
besäte  Grundstücke  betritt. 

29.  Wer  gegen  die  Bestimmungen  Kamine,  Öfen  oder  Backöfen  baut 
oder  es  unterläfst,  sie  reinigen  oder  beaufsichtigen  zu  lassen. 

30.  Wer  unter  Anwendung  von  Feuer  Luftballons  ohne  Erlaubnis  der 
B^örde  steigen  läfst. 

31.  Wer,  nachdem  er  guten  Glaubens  falsches  oder  beschnittenes  Geld 
oder  falsche  Kreditbriefe  erhalten  hat,  diese  nach  Feststellung  der  Un- 
echtheit  oder  Beschneidung  in  Umlauf  bringt  unter  der  Bedingung,  dafs 
der  Wert  10  Pesos  nicht  übersteigt. 

32.  Wer  mit  der  Absicht  auf  Gewinn  Träume  auslegt,  Vorher- 
sagnngen  oder  Wahrsagungen  stellt,  oder  die  Leichtgläubigkeit  in  andrer 
ähnlicher  Weise  mifsbraucht. 

33.  Wer  in  fremdes  Eigentum  eintritt,  um  Früchte  zu  pflücken,  und 
sie  sofort  zu  verzehren. 

34.  Wer  ohne  Gewalt  in  einen  verbotenen  oder  verschlossenen  Raum 
eindringt,  um  zu  jagen  oder  zu  fischen. 

35.  Wer  sich  grausamer  Handlungen  oder  übermäfsig  schlechter  Be- 
handlung gegen  Tiere  schuldig  macht. 

36.  Wer  gegen  die  Jagd-  oder  Fischfangsbestimmungen  hinsichtlich 
der  Art  und  Zeit  der  Ausführung  derselben  oder  des  Verkaufs  ihrer  Er- 
gebnisse verstöfst. 

37.  Die  Unternehmer  der  öffentlichen  Strafsenbeleuchtung,  welche 
gegen  die  für  ihren  Dienst  gegebenen  Vorschriften  verstofsen,  sowie  die 
Privatleute,  welche  gegen  besagte  Begeln  sich  vergehen. 

38.  Wer  ungehörigerweise  die  öffentliche  Strafsenbeleuchtung  aus- 
löscht oder  die  von  der  Aufsenseite  der  Gebäude,  Portale,  Theater  oder 
andern  Schanstellungs-  oder  Versammlungsorten  oder  der  Treppen  derselben. 

Art  497.  Der  Besitzer  von  Heerden,  welche  in  fremdes  geschlossenes 
Eigentum  eintreten  und  dort  Schaden  verursacheUi  soll  mit  einer  Geld- 
strafe belegt  werden  für  jeden  Kopf  seiner  Heerde. 

L  Von  25  Centavos  bis  zu  1  Peso,  wenn  es  ein  Kindvieh  war. 

2.  Von  10—50  Centavos,  wenn  es  ein  Pferd,  Maultier  oder  Esel  war. 

3.  Von  5—25  Centavos,  wenn  es  ein  Schaf  oder  Ziege  war  und  das 
Grundstück  mit  Bäumen  bewachsen  war. 

4.  Vom  gleichen  Betrage  wie  der  verursachte  Schaden  bis  zu  ein 
Drittel  mehr,  wenn  das  Vieh  von  andrer,  in  den  vorigen  Nummern  nicht 
aufgezählten  Art  war. 

Dieselben  Vorschriften  sollen  beobachtet  werden,  wenn  die  Heerde 
aus  Schafen  oder  Ziegen  bestand  und  das  Grundstück  nicht  mit  Bäumen 
bewachsen  war. 

Titel  IL 
Allgemeine  Bestimmungen  zu  den  Übertretungen. 

Art  498.  Die  Gehilfen  bei  den  Übertretungen  sollen  mit  einer  Strafe 
belegt  werden,  welche  nicht  über'die  Hälfte  derjenigen,  welche  den  Thätern 
entspricht,  hinausgeht. 

Stisfisesetzbach  der  Sepnblik  ChUe.  7 
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Art.  499.    Der  Konfiskation  sollen  verfallen: 

1.  Die  Waffen,  welche  der  Angreifer  trägt ^  bei  der  Verübung  eines 
Schadens  oder  dem  Verorsachen  einer  Beleidigung,  wenn  er  dieselben  ge^ 
zeigt  hat. 

2.  Die  verschlechterten  and  schädlichen  Getränke  und  Efswaren. 

3.  Die  verfälschten,  beschädigten  oder  schlechter  gemachten  Gegen- 
stände, welche  als  echte  oder  gute  verkauft  wurden. 

4.  Die  Lebensmittel,  womit  man  das  Publikum  hinsichtlich  der  Quali- 
tät oder  Quantität  betrog. 

5.  Die  falschen  Mafse  oder  Gewichte. 

6.  Die  Gegenstände,  welche  zu  Spielen  oder  Verlosungen  dienen. 

7.  Die  Gegenstände,  welche  zu  Wahrsagungen  oder  andern  ähnlichen 
Betrügereien  gebraucht  werden. 

Art.  500.  Die  Konfiskation  der  Instrumente  und  Gegenstände  der 
Übertretungen,  welche  im  vorigen  Artikel  ausgedrückt  sind,  soll  das  Ge- 
richt nach  seinem  weisen  Gutdünken  je  nach  dem  bestimmten  Fall  und 
Umständen  anordnen. 

Art.  501.  Bei  den  Anordnungen  der  Stadtbehörden  und  bei  den  all- 
gemeinen oder  besondem  Bestimmungen,  welche  nach'  und  nach  von  der 
Verwaltungsbehörde  gegeben  werden,  sollen  nicht  höhere  Strafen  festgesetzt 
werden,  als  in  diesem  Buche  bezeichnet  sind,  selbst  wenn  sie  in  Ansehung 
von  Verwaltungs- Anordnungen  auferlegt  würden,  falls  nicht  etwas  an- 
dres durch  spezielle  Gesetze  bestimmt  wird. 

Endtitel. 
Ober  die  Glltigkeit  dieses  Gesetzbuches. 

Endartikel.  Vorliegendes  Gesetzbuch  soll  in  Kraft  zu  treten  be- 
ginnen am  1.  März  1875,  und  von  diesem  Datum  ab  sollen  die  vorherbe- 
stehenden Gesetze  und  Bestimmungen  über  alle  Materien,  die  in  vorli^^- 
dem  Gesetzbuche  behandelt  werden,  als  abgeschafft  gelten. 

Und  soweit  habe  ich,  nach  Anhörung  des  Staatsrates,  die  Billigung 
und  Sanktionierung  für  gut  befunden;  daher  soll  das  Gesetzbuch  ver- 
öffentlicht und  in  allen  seinen  Teilen  als  Gesetz  der  Republik  zur  Ver- 
wirklichung gelangen. 

Federico  Erräzuriz.       Jos6  Maria  Barcel6, 


Anhang. 

QeMtze,  Dekrete,  Reglements  und  andre  Verechriflen,  welche  das 
Strafgesetzbiieh  ergftnzen. 

Über  GeldstrafeiL 

Santiago,  11.  Oktober  1878. 
Dekret: 

1.  Jeder  Sprach,  welcher  zn  Gunsten  der  Mnnizipal-Easse  eine  Geld- 
strafe anferlegt,  soll  dem  Schatzmeister  der  Munizipal-Behörde  behnfs  Er- 
hebung des  Betrages  mitgeteilt  werden. 

2.  Die  Bichter  sollen  in  den  ersten  Tagen  jedes  Monats  dem  Begie- 
mngsprftsidenten  oder  Gouverneur  des  Departements  eine  ausführliche  Liste 
der  Geldstrafen  übersenden,  welche  sie  zu  Gunsten  der  Munizipal-Behörde 
wShrend  des  yergangenen  Monats  auferlegt  haben. 

3.  Die  Verfügung  des  Art.  1  schliefst  auch  die  Urteile  der  Distrikts- 
richter ein  (jueces  de  subdelegacion). 

4.  Die  Listen  der  durch  genannte  Bichter  auferlegten  Geldstrafen 
sollen  innerhalb  der  Frist,  welche  Art.  2  vorschreibt,  mit  der  Unterschrift 
derselben  versehen  an  den  Schatzmeister  übersandt  werden,  um  von  diesem 
dem  zuständigen  Berufongsrichter  oder  Bichter  übergeben  und  durch  diesen 
dem  Begierungspräsidenten  oder  Gouverneur  vorgelegt  zu  werden. 

5.  Die  Munizipal-Behörden  können  für  die  Erhebung  der  Geldstrafen 
in  den  vom  amtlichen  Wohnsitz  des  entsprechenden  Schatzmeisters  ent- 
fernten Bezirken  besondre  Beamte  ernennen. 

Pinto.       Joaquin  Biest  Gana. 


Mord,  Diebstahl,  Baub,  Brandstiftungen  und  Verursachung 
von  Eisenbahn-Unfällen. 

Santiago,  3.  August  1876. 

Der  National-Kongrefs  hat  folgenden  Gesetz-Entwurf  angenommen : 

Art  1.     Bei   allen  Strafprozessen  wegen  Mord,  Diebstahl,  Baub, 

Brandstiftungen  und  Verursachung  von  Eisenbahn -Unglücksfällen  soll^ 

sowohl  die  Bichter  erster  Instanz  wie  der  höheren  Gerichtshöfe  nach  völlig 

freier  Beweisführung  urteilen  und  den  Angeklagten  freisprechen  oder  ver« 

7* 


100 

urteilen,  je  nachdem  sie  denselben  nach  bestem  Wissen  nnd  Gewissen  für 
nnschnldig  oder  schuldig  halten. 

Art.  2.  Bei  derartigen  Prozessen  finden  alle  Gesetze,  welche  sich 
auf  die  Beweiswürdigung  der  Richter  in  Strafsachen  beziehen,  keinerlä 
Anwendung. 

Art.  3.  Wer  des  Kaubes  oder  des  Versuchs  dieses  Verbrechens 
schuldig  ist,  soll,  falls  er  bei  derselben  Gelegenheit  sich  eines  Mordes, 
einer  Verletzung  oder  eines  andern  schweren  thätlichen  Unrechtes  an  Per- 
sonen schuldig  machte,  mit  dem  Tode  bestraft  werden. 

Art.  4.  Wer  wegen  Diebstahls  oder  Raubes  verurteilt  ist,  soll  aufser 
den  Strafen,  welche  das  Strafgesetzbuch  fOr  genannte  Delikte  auferlegt, 
mit  25  Hieben  für  je  6  Monate  Zuchthaus  bestraft  werden. 

In  keinem  Falle  sollen  jedoch  auf  Grund  desselben  Urteils  mehr  als 
100  Hiebe  ausgeteilt  werden. 

Art.  5.  Der  Präsident  der  Republik  soll  in  Übereinstimmung  mit 
dem  Staatsrate  die  Bestimmungen  vorschreiben,  welche  bezüglich  der  An- 
wendung der  durch  dieses  Gesetz  auferlegten  Strafen  herrschen  sollen. 

Art.  6.  Vorstehendes  Gesetz  soll  25  Tage  nach  seiner  Veröffent- 
lichung im  offiziellen  Organ  zur  Geltung  gelangen. 

Federico  Err&zuriz.       Jos6  Maria  Barcelö. 


Bestimmung  über  die  Ausführung  der  durch  Gesetz  vom 
3.  August  1876  vorgeschriebenen  Strafen. 

Santiago,  11.  August  1876. 

Mit  Hinsicht  auf  die  Bestimmung  in  Art  5  des  Gesetzes  vom  3.  er. 
nnd  in  Übereinstimmung  mit  dem  Staatsrate  bestimme  ich: 

Art.  1.  Die  durch  Urteil  der  ordentlichen  Gerichtshöfe  auferlegte 
Todesstrafe  soll  erst  nach  vorheriger  Zustimmung  des  Staatsrates  voll- 
streckt werden. 

Art.  2.  Das  in  letzter  Instanz  entscheidende  Gericht  (Tribunal  de 
t^rmino)  soll  sofort  nach  Verkündung  des  VollstreckungsurteUs  dem  Staats- 
rate, durch  Vermittelung  des  Justizministeriums,  sowohl  eine  Kopie  des 
Endurteils  wie  des  Urteils  erster  Instanz  zusenden,  mit  besondrer  Hervor- 
hebung jedes  das  Verbrechen  oder  Vergehen  mildernden  oder  erschweren- 
den Umstandes,  und  unter  Unterlassung  jeder  Bemerkung,  welche  den 
Staatsrat  in  seiner  Beurteilung  hinsichtlich  eines  Strafnachlasses  oder  einer 
Strafumwandlung  oder  Bestätigung  des  Urteiles  beeinflussen  könnten. 

Art.  3.  Wenn  der  Gerichtshof  für  Straf nachlafs  oder  Strafumwand- 
lung stimmt  so  soll  er  seine  Meinung  über  Natur  und  Dauer  der  Strafe 
äufsem,  welche  an  Stelle  der  Todesstrafe  treten  soll. 

Art.  4.  Bei  Meinungsverschiedenheit  der  Mitglieder  des  Gerichts- 
hofes hinsichtlich  der  Empfehlung  des  Strafoachlasses  oder  der  Strafum- 
wandlung oder  der  Strafe,  welche  an  Stelle  der  Todesstrafe  treten  soll, 
soll  in  dem  Informationsschreiben  die  Zahl  der  die  verschiedenen  Meinungen 
unterstützenden  Mitglieder  besonders  vermerkt  werden. 
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Art.  5.  Die  endgiltige  Entscheidung  über  Strafnachlafs  oder  Straf- 
um  Wandlung,  von  welchen  die  vorhergehenden  Artikel  sprechen,  soll  erst 
nach  Mitteilung  des  Justizministeriums  an  das  entsprechende  Gericht  zur 
Ausführung  kommen. 

Art.  6.  Die  Vorschriften  in  den  vorhergehenden  Artikeln  sollen 
auch  hinsichtlich  der  Prügelstrafe  Anwendung  finden,  auTser  wenn  der 
Schuldige  bereits  einmal  zu  derselben  Strafe  verurteilt  gewesen  ist,  gleich- 
giltig  ob  diese  damals  zur  Vollstreckung  gekommen,  umgewandelt  oder 
erlassen  war. 

In  diesem  Ausnahmefall  des  vorigen  Abschnittes  soll  zur  Vollstreckung 
der  Prügelstrafe  ohne  den  in  Artikel  1  angeordneten  Aufschub  geschritten 
werden. 

Art.  7.  Trotz  der  Vorschriften  des  Endabschnitts  im  vorigen  Ar- 
tikel soll,  falls  die  verurteilte  Person  eine  Frau  oder  ein  Mann  unter 
16  oder  über  60  Jahre  ist,  in  jedem  FaU  die  Vollstreckung  der  Prügel- 
strafe aufgeschoben  und  in  Übereinstimmung  mit  den  Vorschriften  der 
5  ersten  Artikel  dieses  Dekretes  verfahren  werden. 

Art  8.  Wenn  die  Zahl  der  dem  Schuldigen  durch  einen  Urteils- 
spruch auferlegten  Hiebe  25  überschreitet,  so  soll  er  das  Eecht  haben  zu 
verlangen,  dafs  die  Vollstreckung  der  Strafe  in  Abschnitten  erfolgt;  doch 
dürfen  dann  nicht  unter  25  Hiebe  jedesmal  ausgeteilt  werden  und  zwischen 
den  TeU- Vollstreckungen  nicht  mehr  wie  ein  Monat  Zwischenraum  liegen. 

Art.  9.  Wo  Strafgef&ngnisse  (Penitenciarias)  vorhanden  sind,  soll 
im  allgemeinen  in  diesen  die  Todesstrafe  vollstreckt  werden. 

In  den  Departements,  in  welchen  kein  Strafgefängnis  besteht,  soll  die 
Vollstreckung  in  den  Gef&ngnissen  oder  Zuchthäusern  stattfinden,  falls  die 
Bedingungen  dieser  Anstalten  es  erlauben. 

In  beiden  Fällen  soll  die  Vollstreckung  in  Gegenwart  der  Gefangenen 
oder  Häftlinge  stattfinden. 

Art.  10.  Die  Prügelstrafe  soll  immer  in  den  Gefängnissen  oder 
Zuchthäusern  vollstreckt  werden;  doch  nur  in  Gegenwart  der  Gefangenen 
oder  Häftlinge  gleichen  Geschlechtes  wie  der  Bestrafte. 

Erräzuriz.       Jos6  Maria  Barcel6. 


Reform  des  Gesetzes  vom  3.  August  1876. 

Santiago,  7.  September  1883. 
Der  National-Kongrefs  hat  folgenden  Gesetz-Entwurf  angenommen: 
Einziger  Artikel: 
Die  Prügelstrafe  kann  nur  bei  Bückfall  in  Diebstahl  oder  Baub,  oder 
bei  Baub  unter  Gewalt  oder  Drohung  gegen  Personen  und  nur  gegen 
Männer  im  Alter  von  18—60  Jahren  vollstreckt  werden, 

Die  hierüber  im  Gesetz  vom  3.  August  1876  anders  lautenden  Be- 
stimmungen werden  hiermit  aufser  Kraft  gesetzt. 

Domingo  Santa  Maria.       Jos6  Ignacio  Vergara. 
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Über  Schaldhaft. 

Santiagro,  23.  Juni  1868. 
Der  National-Kongrefs  hat  folgenden  Gesetz-Entwnrf  angenommen: 
Einziger  Artikel: 
Die  Schnldhaft  kann  nur  in  folgenden  Fällen  stattfinden: 

1.  Wegen  scholdhaften  oder  betrügerischen  Bankrottes. 

2.  Bei  den  Geldstrafen,  welche  gesetzlich  in  Haft  umgewandelt  sind. 

3.  Gegen  die  Verwalter  fiskalischer  oder  städtischer  Einkünfte,  sowie 
der  vom  Staat  geschaffenen  und  unterhaltenen  Erziehungs-  und  Wohl- 
thfttigkeitsanstalten,  oder  gegen  die  Personen,  welche  der  unmittelbaren 
Aufsicht  der  B^gierung  unterstellt  sind ;  sowie 

4.  Gegen  die  Vormünder,  Kuratoren  oder  Testamentsvollstrecker  für 
die  Handlungen,  welche  sie  sich  bei  Verwaltung  der  ihnen  in  Ansehung 
ihres  Amtes  anvertrauten  Vermögensobjekte  zu  Schulden  kommen  lassen. 

Alle  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  entgegenstehenden  Bestimmun- 
gen werden  hiermit  aufser  Kraft  gesetzt. 

Jos6  Joaquin  P6rez.       J.  Biest  Gana. 


Über  Todesstrafe. 

Santiago,  20.  August  1879. 
Wenn  die  Todesstrafe  in  Zuchthaus  umgewandelt  wird,  so  soll  dessen 
Dauer  vom  Tage  der  Ergreifung  des  Schuldigen  ab  gerechnet  werden^ 
falls  in  dem  betreffenden  Dekrete  nicht  anders  bestimmt  wird. 

Pinto.       Miguel  Luis  Amunätegui. 


Gesetz  über  Mifsbräuche  der  Prefsfreiheit. 

Santiago,  17.  Juli  1872. 
Der  National-Kongrefs  hat  folgenden  Gesetz-Entwurf  angenommen: 

Titel  I. 
Über  die  Mifsbräuche  der  Presse  und  ihre  Verantwortlichkeit. 
Art.  1.  Verantwortlich  ist  für  jeden  Mifsbrauch  der  Prefsfreiheit 
derjenige  Verleger,  welcher  die  Veröffentlichung  gemacht  hat.  Jedoch  soll 
er  sich  von  dieser  Verantwortlichkeit  frei  machen  können,  wenn  er  die- 
jenige Person  angiebt,  welche  ihm  für  die  Handschrift  garantiert  hat, 
aber  unter  der  Bedingung,  dafs  dieselbe  ohne  vorhergehende  weitere  Förm- 
lichkeiten belangbar  ist  und  prozessiert  werden  kann. 

Art.  2.  Um  die  Verantwortlichkeit  sicher  zu  stellen,  soll  jede 
Person,  welche  unter  ihrer  Verantwortung  oder  Leitung  eine  Druckerei 
hat,  den  Namen  derselben,  sowie  Ort  und  Datum  auf  jedem  einzelnea 
Exemplar,  welches  er  für  die  Öffentlichkeit  herstellt,  verzeichnen. 

Jeder  Verstofs  gegen  diese  Pflicht,  welche  gehörig  bevdesen  ist,  soll 
mit  einer  G^dstrafe  von  60  Pesos  bestraft  werden. 
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Wenn  in  der  gesetzlichen  Form  bewiesen  wird,  dafs  der  Verleger  in 
einer  Druckschrift  den  Namen  der  Dmckerei,  den  Ort  oder  das  Datnm 
verändert  hat,  so  soll  er  mit  einer  Geldstrafe  von  200  Pesos  bestraft 
werden. 

Der  QoaTemenr  des  Departements  soll  die  Yorschrift  dieses  Artikels 
zur  Erfüllong  bringen,  sowie  die  auferlegten  Geldstrafen  vollstrecken 
lassen. 

Art  3.    Als  lüTsbräuche  der  Prefsfireiheit  bezeichnet  das  Gesetz  nur 
folgende: 

1.  Die  Beschimpfungen  gegenüber  der  öffentlichen  Moral  oder  Staats- 
religion. 

2.  Diejenigen  Schriften,  in  welchen  auf  irgend  eine  Weise  versucht 
wird,  den  Kredit  eines  öffentlichen  Beamten  oder  die  gute  Meinung  oder 
das  Vertrauen,  welches  die  Gesellschaft  in  ihn  setzt,  zu  schmälern. 

3.  Diejenigen  Schriften,  in  denen  ein  gleicher  Zweck  hinsichtlich 
Privatpersonen  erstrebt  wird. 

Art.  4.  Der  Mifsbrauch  soll  durch  Geschworene  beurteilt  werden, 
welche  die  Umstände  des  betreffenden  Falles  und  die  Anführungen  der 
Parteien  wtbrdigen  und  darüber  entscheiden  werden,  ob  der  Verfasser  der 
angeklagten  Druckschrift  den  Vorsatz,  welcher  ihm  zugeschrieben  wird, 
gehabt  hat;  nach  ihrem  Gewissen  werden  sie  dann  die  Gröfse  der  Schuld 
bestimmen,  indem  sie  dieselbe  in  einen  der  drei  Grade,  welche  im  fol- 
genden ausgesprochen  werden,  einreihen: 

In  den  ersten  Grad,  wenn  nach  Ansicht  der  Geschworenen  der  Mifs- 
brauch eine  Geldstrafe  von  50  Pesos  verdient. 

In  den  zweiten  Grad  den  Mifsbrauch,  welcher  100  Pesos  verdient. 

In  den  dritten  Grad  denjenigen,  welcher  mit  einer  Geldstrafe  von 
300  Pesos  bestraft  werden  soll. 

Art.  5.  Wenn  eine  Druckschrift  wegen  Vergehung  gegen  Abschnitt  2 
des  Artikels  3  angeklagt  ist,  so  soll  die  Partei  zum  Beweise  der  Anklagen, 
welche  sie  gegen  den  öffentlichen  Beamten  in  seiner  Eigenschaft  als 
solchen  erhoben  hat,  zugelassen  werden;  und,  falls  sie  dieselben  beweist, 
von  der  Anklage  freigesprochen  werden. 

Falls  jedoch  die  gegen  den  Beamten  erhobenen  Anklagen  nicht  gegen 
ihn  als  solchen,  sondern  als  Privatperson  geschehen  sind,  so  soll  keinerlei 
Beweismittel  über  sie  zugelassen  werden. 

Ebensowenig  soll  der  Beweis  bei  denjenigen  Anklagen  zugelassen 
werden,  welche  wegen  Verletzung  des  Abschnittes  3  desselben  Artikels 
erhoben  sind. 

Art  6.  Als  Mifsbräuche  gegen  die  Prefsfreiheit  sollen  nicht  die 
wissenschaftlichen  oder  litterarischen  Aufsätze  betrachtet  werden,  welche 
zum  Zweck  nur  die  Erforschung  der  wissenschaftlichen,  litterarischen  oder 
gerichtlichen  Wahrheit  haben,  auch  wenn  die  Besprechungen  oder  That- 
sachen,  über  welche  die  Forschung  sich  erstreckt,  bestreitbar  sind. 
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Titel  IL 
Vom  Anklagerecbt. 

Art.  7.  Die  Drackschriften,  in  welchen  gegen  den  Abschnitt  1  des 
Artikels  3  verstofsen  wird,  sollen  von  Amtswegen  vom  Staatsanwalt  an- 
geklagt werden;  anch  geben  sie  ein  allgemeines  Klagerecht  (accion 
populär). 

Diejenigen  Schriften,  in  denen  ein  öffentlicher  Beamter  in  seiner  Eigen- 
schaft als  solcher  angegriffen  wird,  sollen  ebenfalls  durch  den  Staats- 
anwalt auf  vorläufiges  Ersuchen  der  angegriffenen  Partei  verklagt  werden, 
deren  Rechte  zur  selbständigen  Klage  oder  zum  Beitritt  zur  Klage  je- 
doch dadurch  nicht  berührt  wird. 

Diejenigen  Schriften,  in  welchen  ein  Beamter  in  seiner  privaten 
Eigenschaft  oder  eine  Privatperson  angegriffen  wird,  sollen  nur  durch  den 
Angegriffenen  selbst  oder  einen  seiner  Repräsentanten  oder  im  Falle  seiner 
Abwesenheit  von  der  Republik  durch  irgend  einen  seiner  Blutsverwandten 
oder  Verschwägerten  bis  zum  vierten  Grade  angeklagt  werden  können. 

Art.  8.  Das  Recht,  eine  Druckschrift  als  Mifsbrauch  der  Prefs- 
freiheit  anzuklagen,  erlischt  im  Laufe  von  60  Tagen  von  der  Veröffent- 
lichung an  gerechnet. 

Art.  9.  Der  durch  die  Presse  Verletzte  kann  durch  irgend  einen 
Vergleich  den  Prozefs  abschneiden  (cortar  el  juicio);  wenn  jedoch  erst 
einmal  der  Prozefs  beendet  ist,  so  kann  er  weder  die  Strafe  noch  einen 
Teil  derselben  erlassen. 

Titel  in. 
Über  das  Geschworenen-Gericht  und  sein  Verfahren. 

Art.  10.  Jede  Anklage  über  Prefsvergehen  soll  zunächst  der  Er- 
wägung eines  G^chworenengerichts  unterworfen  werden,  welches  aus 
7  Mitgliedern  zusammengesetzt  ist  und  sich  darüber  erklären  soll,  ob 
Grund  zur  Bildung  eines  Prozesses  gegen  das  angeklagte  Schriftstück 
vorliegt  oder  nicht. 

Art.  11.  Der  Ankläger  soll  sich  durch  einen  Schriftsatz  vor  dem 
Richter  im  Gericht  des  entsprechenden  Departements  vorstellen,  unter 
Einreichung  eines  Exemplars  der  verklagten  Druckschrift,  sowie  unter  Be- 
zeichnung der  schuldigen  Stelle  oder  Steilen  und  unter  Anführung  des  Ab- 
schnittes des  Artikels  3  dieses  Gesetzes,  gegen  welchen  nach  seiner  An* 
sieht  verstofsen  worden  ist. 

Art.  12.  Nach  Vorzeigung  der  Anklageschrift  soll  der  Richter 
innerhalb  der  folgenden  24  Stunden  den  Kläger  und  Verleger  oder  die- 
jenige Person  vor  Gericht  erscheinen  lassen,  welche  der  Verleger  als  ver- 
antwortlich bezeichnet,  und  in  ihrer  sowie  des  Gerichtsschreibers  Gegen- 
wart dazu  übergehen,  sieben  wirkliche  und  drei  Hilfsgeschworene  aus- 
zulosen, indem  er  sie  aus  dem  alphabetischen  Register  der  wählenden 
Bürger  des  Departements  in  folgender  Weise  heraussucht: 

Ankläger  und  Angeklagter  sollen  von  jedem  Buchstaben  des  Re- 
gisters bis  zu  zwei  Namen  jeder  wählen,  und  falls  die  unter  einem  Buch- 
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Stäben  genannten  Namen  nicht  genügen,  so  soll  ihre  Zahl  durch  denjenigen 
doB  folgenden  Bachstabens  verrollständigt  werden.  Falls  in  dem  Register 
irgend  ein  Buchstabe  des  Alphabets  ausgelassen  ist,  weil  unter  ihm  keine 
Burger  eingeschrieben  sind,  so  sollen  die  Parteien  nicht  das  Becht  haben, 
zur  Auslosung  irgend  einen  Namen  zu  setzen,  dessen  Anfangsbuchstabe 
jener  Buchstabe  ist. 

Ebensowenig  sollen  die  Parteien  aus  dem  Register  wählen  können: 

Ihre  betreffenden  Verwandten  in  der  geraden  Linie  oder  in  der 
Seitenlinie  bis  zum  Tierten  Grade  der  Blutsverwandtschaft  oder  zweiten 
der  Verschwägerung  einschliefslich. 

Auch  nicht  diejenigen  Bürger,  welche  aufserhalb  des  Weichbildes  des 
Ortes  wohnen  und  nicht  sofort  gerufen  werden  können. 

Auch  nicht  diejenigen,  welche  geistliche  oder  öffentliche  Beamte  mit 
Besoldung  vom  Staate  aus  sind. 

Nach  Aufstellung  der  Liste  der  Gewählten,  in  der  Weise,  dafs  ihre 
ZtAl  nicht  unter  30  ist,  sei  es  nun,  dafs  die  Parteien  zwei  Namen  oder 
auch  nur  einen  von  jedem  Buchstaben  des  Registers  gewählt  haben,  sollen 
Släger  sowohl  wie  Angeklagter  in  entsprechender  Weise  jeder  bis  zum 
fünften  Teile  der  Gesamtzahl  ablehnen  können.  Die  Namen,  welche  in 
der  Liste  bleiben,  sollen  auf  einzelne  Zettel  geschrieben,  in  eine  Urne  ge- 
than  werden,  und  daraus  durchs  Los  die  eigentlichen  und  Hilfgeschworenen 
gezogen  werden.  Wenn  eine  der  Parteien  nicht  erscheint,  so  soll  der  Ge- 
richtsschreiber für  jene  allein  die  Auswahl  der  Bürger  des  Registers  Yor- 
nehmen,  um  die  Auslosung  zu  ermöglichen. 

Über  alles  dies  soll  ein  Protokoll  aufgenommen  werden  und  hinterher 
soll  es  kein  Ablehnungsrecht  mehr  geben. 

Art  13.  Nach  geschehener  Auslosung  soll  der  Richter  für  denselben 
l?ag  oder  falls  es  zu  spät  ist,  für  den  nächsten  Tag,  die  sieben  eigent- 
lichen, sowie  die  drei  Hilfsgeschworenen  bestellen,  indem  er  ihnen  die 
Stunde  der  Zusammenkunft  angiebt. 

Wer  nicht  zur  bezeichneten  Stunde  erscheint  oder  sich  weigert  sein 
Amt  auszuüben,  soll  eine  Geldstrafe  Ton  100  Pesos  bezahlen,  aufser  im 
Falle  von  Erkrankung,  Abwesenheit  oder  einer  andern  gesetzlich  be- 
glaubigten absoluten  Unmöglichkeit. 

Dem  Richter  steht  es  zu,  den  schuldigen  Geschworenen  in  die  Geld- 
strafe zu  nehmen. 

Art.  14.  Nach  Vereinigung  der  sieben  Geschworenen,  welche  den 
Gerichtshof  bilden  müssen,  soll  ihnen  der  Richter  vergegenwärtigen,  dafs 
ihre  Amtsbefugnisse  darauf  beschränkt  sind,  nur  zu  erklären,  ob  die  an- 
geschuldigte Schrift  mit  Rücksicht  auf  ihre  Worte  und  Gesinnung  es  ver- 
dient, dem  Prozefs  unterworfen  zu  werden  oder  nicht. 

Hierauf  soll  er  ihnen  folgenden  Eid  abnehmen:  „Schwört  Ihr  bei 
Gott  und  bei  Eurer  Ehre  in  gesetzlicher  Weise  Euer  Amt  auszuüben,  in- 
dem Ihr  in  Übereinstimmung  mit  Eurem  Gewissen  erklärt,  ob  Grund  oder 
nicht  zur  Bildung  eines  Prozesses  gegen  die  Drucksache  vorliegt,  welche 
man  Euch  sofort  vorlesen  wird?"  Die  Geschworenen  sollen  antworten: 
,Ja,  wir  schwören*";   worauf  der  Richter  hinzufügen  soll:    „Wenn  Ihr  so 
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handeln  werdet,  so  helfe  Ench  Gbtt,  und  falls  nicht,  so  soll  er  es  von 
Euch  fordern.*'  Daranf  soll  der  Richter  den  Geschworenen  die  Anklage 
mit  ihren  Beilagen  übergeben  und  sich  dann  ans  dem  Saale  zorttckziehen. 

Art  15.  Die  Geschworenen  sollen  nnter  sich  einen  Präsidenten 
wählen,  die  Schriftstücke  der  Anklage  lesen  und  sich  beraten,  ohne  sich 
trennen  zu  dürfen,  bis  sie  in  der  Erklärung  sich  einig  sind,  welche  ans 
der  absoluten  Stimmenmehrheit  sich  ergeben  soll  und  die  genau  in  folgende 
Ausdrucksweisen  gefafst  sein  soll:  «Es  ist  Grund  zur  Büdung  eines  Pro- 
zesses vorhanden",  oder:  „Es  ist  kein  Grund  zur  Bildung  eines  Prozesses 
vorhanden.*'  Dieser  Beschlufs  soll  von  allen  Geschworenen  unterschrieben 
und  durch  den  Präsidenten  dem  Richter  überreicht  werden. 

Art.  16.  Lautete  die  Erklärung  ^es  ist  kein  Grund  zur  Bildung  eines 
Prozesses  vorhanden",  so  soll  der  Richter  anordnen,  den  Prozefs  mit 
vorheriger  Benachrichtigung  der  Parteien  zu  archivieren;  durch  diesen  Ge- 
richtsbeschluTs  hört  jedes  weitere  Verfahren  auf.  ^ 

Art.  17.  Hatte  die  Erklärung  gelautet,  ,es  liegt  Grund  zur  Btl* 
düng  eines  Prozesses  vor**,  so  soll  der  Richter  innerhalb  der  folgenden 
24  Stunden  Ankläger  sowie  Angeklagte  vor  Gericht  erscheinen  lassen,  um 
ihnen  den  Beschlufs  des  Geschworenengerichts  mitzuteilen  und  sie  fflr  den 
folgenden  Tag  vorzuladen,  um  zur  Auslosung  der  Geschworenen,  welche 
endgUtig  den  Spruch  abgeben  müssen,  überzugehen,  indem  er  dem  An- 
geklagten eine  Abschrift  der  Anklage  geben  läfst. 

Gleichzeitig  soll  der  Richter  den  Beschlufs  des  Geschworenengerichts 
dem  Gouverneur  des  Departements  mitteilen,  welcher  ihn  in  den  Zeitungen 
veröffentlichen  lassen  soll. 

Art  18.  Die  Bildung  des  Geschworenengerichts,  welches  endgilti^ 
das  Urteil  föUen  soll,  soll  in  der  Weise  vor  sich  gehen,  welche  für  das 
erste  Gericht  durch  den  Artikel  12  vorgeschrieben  ist,  indem  neun  wirk- 
liche und  vier  Hilfsgeschworene  ausgelost  werden,  wobei  bei  der  Auslosung' 
noch  aufserdem  diejenigen  Bürger,  welche  an  besagtem  ersten  Geschwo- 
renengericht teilgenommen  haben,  ausgeschlossen  werden. 

Das  Ergebnis  dieser  Auslosung  soll  in  den  Prozefsakten  niedergelegt 
werden  und  der  Richter  soll  es  jeden  der  wirklichen  und  Hilfsgeschworenen 
wissen  lassen,  indem  er  sie  benachrichtigt,  dafs  sie  innerhalb  der  nächsten 
48  Stunden  zusammenkommen. 

Fembleiben  oder  Weigerung  der  Geschworenen  sollen  nach  Artikel  13 
bestraft  werden. 

Art.  19.  Wenn  die  neun  Geschworenen  zur  festgesetzten  Stunde  vei^ 
einigt  sind  und  die  Zahl  der  fehlenden  wirklichen  Geschworenen  durch  die 
Hilfsgeschworenen  ergänzt  ist,  so  soll  der  Richter  den  Gerichtshof,  dessen 
Vorsitz  er  selbst  führen  soll,  für  gebildet  erklären;  vor  Beginn  des  Pro- 
zesses aber  soll  er  folgenden  Eid  abverlangen:  „Schwört  Ihr  bei  Gott  und 
bei  Eurer  Ehre  in  gesetzlicher  Weise  Euer  Amt  auszuüben,  indem  Ihr  in 
Übereinstimmung  mit  Eurem  Gewissen  erklärt,  ob  das  Schriftstück, 
welches  man  Euch  vorlegen  wird,  strafwürdig  ist  oder  nicht?"  Die  Ge- 
schworenen sollen  antworten:  ,Ja,  wir  schwören  es!**  und  der  Richter  soll 


107 

hinziifageii:  «Wenn  Ihr  also  thnn  werdet,  so  helfe  Euch  Gott,  wenn  aher 
nicht,  so  ziehe  er  Ench  znr  Verantwortung/ 

Art.  20.  Daranf  soll  zum  öffentlichen  Prozefs  in  folgender  Weise 
Torgegangen  werden: 

Der  Schreiber  soll  die  Anklage  sowie  die  Stellen  der  angeklagten 
Dmckschrift,  auf  welche  jene  sich  bezieht,  vorlesen. 

Der  Ankläger  soll  selbst  oder  durch  eine  andere  Person  seine  An- 
klage begründen,  ohne  dafs  er  sich  weiter  als  ttber  die  Punkte  ausläfst, 
auf  welche  jene  sich  bezieht. 

Darauf  soll  der  Angeklagte  das  Wort  ergreifen,  unter  Anführung 
alles  dessen,  was  zu  seiner  Verteidigung  dient;  wie  er  auch  andere  Stellen 
der  Schrift  vorlesen  kann,  welche  zur  Erklärung  deijenigen,  welche  die 
Anklage  begründen,  dienen. 

Art  21.  Wenn  bei  dem  Verfahren  der  Wahrheitsbeweis  stattfindet 
80  sollen  die  Parteien  dem  Gerichte  alle  Beweise  vor  Augen  führen,  welche 
ihrem  Rechte  dienen;  auf  ihre  Kosten  sollen  sie  demselben  ihre  Zeugen 
entweder  freiwillig,  oder,  falls  diese  sich  weigern,  auf  Befehl  des  Bichters 
vorftlhren;  auch  sollen  sie  keine  anderen  schriftlichen  Erklärungen  als 
diejenigen  der  Zeugen  vorbringen  dürfen,  welche  unmöglich  kommen 
konnten  oder  vom  persönlichen  Erscheinen  gesetzlich  befreit  waren. 

Art  22.  Wenn  über  die  Tragweite  der  Ausdrucks  weise  eine  Frage 
entsteht,  so  soll  sofort  die  Geschworenenbank  durch  Stimmenmehrheit 
darüber  beschlief sen;  und  ebenso  wie  der  Richter  sollen  auch  die  Ge- 
schworenen und  die  Parteien  den  Zeugen  behufs  Aufklärung  seiner  Aus- 
sagen fragen  können. 

Jede  der  Parteien  soll  die  Erklärungen  der  von  der  Gegenpartei  vor- 
gebrachten Zeugen  anfechten  und  sofort  Umstände  zeigen  und  beweisen 
können,  welche  besagte  Erklärungen  unglaubwürdig  zu  machen  ge- 
eignet sind. 

Art  23.  Die  Reihenfolge  der  Debatte  soll  der  Richter  bestimmen, 
indem  er  bis  zu  zwei  Malen  jeder  der  Parteien  das  Wort  bewilligt;  wenn 
dann  durch  ihn  die  Debatte  geschlossen  ist,  soll  er  eine  Übersicht  über 
alle  Aussagen  und  Beweise  geben  und  die  Frage  feststellen,  welche  dem 
Spruche  des  Gerichtes  unterworfen  wird.  Alsdann  zieht  er  sich  aus  dem 
Saale  zurück. 

Art  24.  Die  Geschworenen  sollen  privatim  darüber  beraten,  ob  das 
angeklagte  Schriftstück  strafbar  ist  oder  nicht,  wobei  ihnen  die  Vorschriften 
des  Artikels  15  zur  Richtschnur  dienen  sollen. 

Art.  25.  Die  Entscheidung  des  Geschworenengerichts  soll  im  Pro- 
zesse schriftlich  gegeben  werden  und,  falls  sie  verurteilender  Natur  war, 
soll  sie  klar  und  deutlich  in  folgende  Ausdrücke  gefafst  sein:  „Er  ist 
schuldig  im  z.  Grade  wegen  Verstofs  gegen  Abschnitt  x  des  Artikels  3 
des  G^etzes  über  Mifsbräuche  der  Prefsfreiheit"  Wenn  die  Entscheidung 
dem  Angeklagten  günstig  war,  so  soll  sie  folgendermafsen  gefafst  sein: 
„Et  ist  nicht  schuldig*". 

Wenn  die  Entscheidung  dem  Angeklagten  zum  Teil  günstig,  zum 
Teil  gegen  ihn  ist,  so  soll  sie  in  folgende  Form  gebracht  werden:   „Er 
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ist  schaldig  im  x.  Grade  wegen  Yeratofs  gegen  Abschnitt  x  des  Artikels  3 
und  nicht  schuldig  des  Verstofses  gegen  Abschnitt  x  desselben  Artikels 
des  Gesetzes  ttber  Mifsbräuche  der  PreTsfreiheif. 

Art.  26.  Nachdem  die  Entscheidung  von  allen  Geschworenen  unter- 
schrieben ist,  soll  ihr  Präsident  sie  dem  Richter  übergeben,  welcher  sie 
laut  vorlesen  soll. 

Art.  27.  War  die  Entscheidung  dem  Angeklagten  günstig,  so  soll 
der  Richter  noch  hinzusetzen:  nFreigesprochbn!  Die  Prozefsakten  sollen 
archiviert  werden,  nachdem  die  Parteien  benachrichtigt  sind.** 

Wenn  die  Entscheidung  gegen  den  Angeklagten  ausgefallen  ist,  so 
soll  der  Richter  ihn  zu  der  entsprechenden  Geldstrafe,  gemäfs  dem  ür^ 
teilsspruche  des  Gerichtshofes  und  den  Yorschriften  in  diesem  Gesetze  ver- 
urteilen. 

Art.  28.  Die  Entscheidung  des  Geschworenengerichts  und  der 
Spruch  des  Richters  sollen  am  selben  Tage  dem  Gouverneur  des  Departe- 
ments, welcher  ihre  Yeröflfentlichung  in  den  Zeitungen  anordnen  soll,  über- 
wiesen werden. 

Art.  39.  Die  Geldstrafe  soll  im  Augenblick  der  Bekanntmachung 
des  Urteilsspruches  erfolgen,  und  falls  der  Angeklagte  zahlungsunföhig 
ist,   soll  er  Haft  im  Yerhältnis  von  einem  Tage  für  je  5  Pesos  erhalten. 

Art.  30.  Wenn  der  Yerleger  oder  der  Urheber  der  Schrift  nach 
einer  gesetzlichen  Yorladung  nicht  gefafst  oder  nicht  ohne  vorhergehendes 
besonderes  Yerfahren  prozessiert  werden  konnte ,  so  soll  der  Prozefs  wie 
gegen  abwesende  Angeklagte  verfolgt,  und  im  Falle  der  Yerurteilung 
die  Zahlung  der  Kosten  und  Geldstrafe  in  der  Druckerei  bewirkt  werden. 

Art.  31.  Wenn  der  Urheber  der  angeklagten  Druckschrift  sich 
weigert,  zu  seiner  Yerantwortung  im  Prozesse  zu  erscheinen,  so  soll  dem 
Yerleger  das  Recht  unbenommen  bleiben,  in  der  gewöhnlichen  Form  die 
Yerantwortlichkeit  des  Autors  zu  beweisen  und  die  Entschädigung  der 
Geldstrafen  und  Kosten,  in  die  er  verurteilt  worden  ist,  zu  verlangen,  oder 
auch  der  Nachteile,  welche  er  infolge  der  Anklage  etwa  erlitten  hat 

Art  32.  In  den  Fällen,  in  welchen  die  Zeugen,  deren  sich  irgend 
eine  der  Parteien  bedienen  will,  sich  aufserhalb  des  Prozefsortes  befinden, 
kann  der  Richter  auf  Antrag  des  Interessierten  und  bevor  er  zur  Aus- 
losung der  zweiten  Geschworenenbank  schreitet,  eine  unveiiängerbare 
und  der  Entfernung,  in  welcher  sich  die  Zeugen  befinden,  entsprechende 
Frist  bewilligen,  damit  ihre  Aussagen  in  der  gewöhnlichen  Form  auf- 
genommen werden  können;   inzwischen  bleibt  das  Yerfahren  schwebend. 

Sobald  die  Beweisfrist  abgelaufen  ist,  soll  das  Yerfahren  gem&fs 
den  Artikeln  20  und  folgenden  dieses  Gesetzes  fortgesetzt  werden. 

Art  33.  Wenn  der  Zeuge  am  Prozefsorte  zwar  anwesend,  aber 
nicht  zu  erscheinen  imstande  ist,  so  soll  der  Richter  auf  der  Stelle  an- 
ordnen, dafs  sein  Zeugnis  in  der  gewöhnlichen  Form  erhoben  werde. 

Art.  34.  Weder  gegen  den  Spruch  der  ersten,  noch  der  zweiten 
Geschworenenbank,  noch  gegen  den  des  Richters  kann  irgend  ein  Rechts- 
mittel auTser  der  Annullierung  zugelassen  werden,  welche  in  der  gewöhn- 
lichen Form  angestrengt  und  verfolgt  werden  soll   und  zwar  nur  aus 
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folgenden  Gründen:  1  wenn  irgend  eine  der  Parteien  nicht  citiert  worden 
ist;  and  2.  wenn  der  Gerichtshof  sich  nicht  mit  der  bestimmungsinärsigen 
Anzahl  der  Geschworenen  y ersammelt  hat. 

Es  giebt  kein  Kassationsverfahren,  wenn  die  beschwerdeführende 
Partei  nicht  die  Beschwerde,  welche  der  Art.  15  des  Gesetzes  vom  1.  März 
1887  vorsieht,  erhoben  hat. 

Wird  die  Kassation  ausgesprochen  und  der  Prozefs  in  integrum 
restituiert,  so  soll  ein  neues  Schwurgericht  und  der  Bichter,  welcher  ge- 
setzmäfsig  zur  Vertretung  berufen  ist,  zusammentreten,  um  in  der  Sache 
zu  erkennen. 

Art.  35.  Alle  Prozefshandiungen  sollen  durch  den  Gerichtsschreiber 
umsonst  beglaubigt  werden,  ausgenommen  den  Fall,  dafs  Klage  wegen 
Privat-Beleidigungen  angestrengt  wird,  in  welchen  er  Sportein  gemäfs 
dem  Tarife  erheben  soll. 

Art.  36.  Wenn  während  der  Sitzung  des  Gerichtshofes  sich  ein 
Tumult  erhebt  oder  begründeterweise  befürchtet  wird,  so  soll  derselbe  auf 
Antrag  des  Richters  oder  irgend  eines  seiner  Mitglieder  darüber  be- 
scbüeTsen,  ob  die  Sitzung  fortdauern  soll  eine  öffentliche  zu  sein  oder 
nicht;  um  diesen  Beschiufs  zu  fassen,  soll  der  Zuhörer-Raum  geräumt 
werden. 

Wenn  beschlossen  wird,  dafs  die  Sitzung  nicht  öffentlich  sein  soll, 
so  sollen  die  Geschworenen  wenigstens  20  Personen  aus  dem  Orte  den 
Zutritt  gestatten. 

Art.  37.  Die  Verleger,  welche  am  Orte  des  Prozesses  Zeitungen 
TeröfTentlichen,  sollen  bei  Strafe  tou  25  Pesos  verpflichtet  sein,  in  den- 
selben alle  Verfügungen,  welche  das  Gesetz  ihnen  zu  veröffentlichen  be- 
fiehlt, zu  inserieren. 

Art.  38.  Jeder  Verleger  soll  dem  öffentlichen  Ankläger  der  Ort- 
schaft, in  welcher  die  Druckerei  eingerichtet  ist,  ein  Exemplar  der  Druck- 
sachen, welche  er  veröffentlicht,  übergeben  und  zwar  im  Augenblicke  der 
Publikation.  In  gleicher  Weise  sollen  die  Verleger  zwei  Exemplare  in 
der  National-Bibliothek,  eins  in  dem  Sekretariat  der  Intendantur  (Provin- 
zial-Regierung)  oder  Departements-Regierung  hinterlegen,  sowie  ein  viertes 
dem  Ministerium  des  Innern  übersenden. 

Die  Verletzung  dieses  Artikels  soll  mit  '16  Pesos  Geldstrafe  bestraft 
werden. 

Art.  39.  Alle  durch  dieses  Gesetz  auferlegten  Geldstrafen  sollen 
an  die  städtischen  Fonds  abgeführt  werden,  und  es  ist  Sache  des  betreffen- 
den Schatzmeisters,  die  Zahlungen  einzutreiben. 

Art.  40.  Das  Gesetz  vom  16.  September  1846  wird  hiermit  aufge- 
hoben. 

Federico  Erräzuriz.       Abdon  Cifuentes. 


Anmerkung.  Der  Kürze  halber  sind  bei  den  Ergänzungsgesetzen 
die  Veröffentlichungsformen  fortgelassen  worden  und  nur  die  Namen  des 
betreffenden  Präsidenten  sowie  des  gegenzeichnenden  Ministers  hinzugefügt. 


Druck  von  Leonhard  Siinion  in  Berlin  SW. 


